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Geſchichtliche Darſtellung des ſechſten Landtages der 

Provinzial⸗Stände des Königreichs Preußen, nebſt den 

weſentlichſten Neſultaten der ۰ ۰ 
Verhandlungen. 
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Seine Majeſtaͤt der Koͤnig hatten den Provinzen des Koͤnigreichs Preußen den ſechſten 


Provinzial-Landtag allergnaͤdigſt zu bewilligen und zu beſtimmen geruhet, daß derſelbe den 


19ten Februar 1837 in Königsberg eröffnet werden ſolle. 

Seine Koͤnigliche Majeſtaͤt hatten ferner zum Königlichen Commiſſarius den Ober-Praͤ— 
ſidenten des Koͤnigreichs Preußen, den Königlichen Wirklichen Geheimen Rath Herrn von Schön 
Excellenz, zum Landtags⸗-Marſchall den Landhofmeiſter des Koͤnigreichs Preußen Herrn Bras 
fen von Doͤnhoff Excellenz auf Friedrichſtein, ſo wie zum Stellvertreter deſſelben den Herrn 
General-Landſchaftsrath von Auerswald auf Weßlienen ernannt, und die Einberufung der 
Abgeordneten der Provinzen befohlen. 

Die Landtags-Abgeordneten waren demnach in der geſetzlichen Art zuſammenberufen 
und es hatten ſich die in der Beilage A. benannten Abgeordneten perſoͤnlich eingefunden. 

Dieſe Abgeordneten verſammelten ſich nach angehoͤrtem Gottes dienſt in der Königlichen 
Schloßkirche und der roͤmiſch katholiſchen Pfarrkirche, in dem zu ihren Berathungen beſtimm⸗ 
ten, in dem Oſtpreußiſchen Landſchafts-Hauſe zu dieſem Zwecke eingerichteten Saal, und 
der Herr Landtags-Marſchall ernannte ſofort eine ſtaͤndiſche Deputation um den Königlichen 
Commiſſarius zur Eroͤffnung des Landtages einzuholen. 

um 12 Uhr Mittags eroͤffnete der Königliche Commiſſarius den ſechſten Landtag der Pros 
vinzial⸗Staͤnde des Koͤnigreichs Preußen mittelſt feierlicher Rede, indem derſelbe im Namen 
Seiner Majeftät des Königs den Landtags-Marſchall und deſſen Stellvertreter in ihre Würden 
einführfe und denen Abgeordneten freie Rede und Stimme in den Grenzen des Geſetzes und des 
Gewiſſens geſtattete, zugleich aber auch dem Herrn Landtags-Marſchall das Allerhoͤchſte 
Cabinets = Schreiben vom 12ten Februar 1837 mit denen von Seiner Majeſtaͤt dem Könige 
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dem Provinzial-Landtage zur Begutachtung uͤberwieſenen Allerhoͤchſten Propoſitionen überreichte 
und die von dem Koͤniglichen Staats-Miniſterio entworfene Ueberſicht der Lage, in welcher 
ſich die durch die fruͤheren Landtags-Abſchiede fuͤr die Preußiſchen Provinzial-Staͤnde noch 
0. nicht erledigten Gegenſtaͤnde befinden, mittheilte. Dieſe Ueberſicht ift in der Beilage B. 
„ aufgenommen. 
Der Herr Landtags-Marſchall erwiederte die Rede des Koͤniglichen Commiſſarius, worauf 
der Letztere, begleitet von der ſtaͤndiſchen Deputation, die ihn eingeholt hatte, den Sitzungs⸗ 
Saal verließ. 
Der Herr Landtags-Marſchall leitete nunmehr den eröffneten ſechſten Provinzial-Landtag 
mit dem Antrage ein, mittelſt einer unterthaͤnigſten Denkſchrift Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige 
den allerehrerbietigften Dank abzuſtatten, für die abermalige gnädigfte Bewilligung eines ۶ 
vinzial⸗Landtages und in dieſer Denkſchrift die Gefühle der tiefſten Ehrfurcht, der unwandelba⸗ 
ren Treue und Unterthaͤnigkeit der Provinzial-Staͤnde auszudruͤcken. Der Antrag wurde von 
der Verſammlung einſtimmig aufgenommen und es erſchallte das lauteſte Lebehoch fuͤr das 
Denkſchrift Wohl Seiner Majeſtat und die längſte Dauer der glorreichen Regierung unſeres allergnaͤ⸗ 
„ هریت یس‎ digſten Königs und Herrn. ۰ 
SE Dieſe allerunterthaͤnigſte Denkſchrift iſt von Seiner Majeſtaͤt dem Könige gnaͤdig out: 
genommen und es iſt folgendes Allerhoͤchſte Cabinets -Schreiben denen Ständen annoch 
waͤhrend der Dauer des Landtages zugegangen: 
„Aus dem durch den Landtags-Commiſſarius Mir eingeſendeten Denkſchreiben der 
Provinzialſtaͤndiſchen Abgeordneten vom 19ten v. M. habe Ich bie Eröffnung 
des Landtages erſehen und die Verficherung ihrer treuen und anhaͤnglichen Geſinnun— 
gen mit beſonderer Zufriedenheit und in dem Vertrauen empfangen, daß dieſelben 
unter Ihrer Leitung auch auf dieſem Landtage Meinen landesvaͤterlichen Abſich— 
ten pflichtmaͤßig entgegen kommen und in redlicher Erfuͤllung ihres Zwecks alle 
ihre Berathungen und Beſchluͤſſe nur auf das Beſte des Landes zu richten ۶ 
lich bemuͤht ſein werden, wogegen Ich ſie Meines fortdauernden Wohlwollens 
gern verſichere. 
Berlin, den 7ten Maͤrz 1837. 


Friedrich Wilhelm. 
An 
den Landhofmeiſter Grafen von Doͤnhoff 
in Koͤnigsberg in Pr. 


Die Arbeiten des ſechſten Provinzial-Landtages betrafen 


Su . E 


die von Seiner Majeſtaͤt dem Könige dem Provinzial-Landtage zur Berathung und 
Begutachtung Allergnaͤdigſt vorgelegten Allerhoͤchſten Propoſitionen 


und 
die Pruͤfung der dem Provinzial⸗Landtage eingereichten Eingaben und einzelnen Anträge. 


afr Haupt: Abſchnitt. 


Die von Seiner Majeſtät dem Könige dem Provinzial-Landtage zur Berathung und 
Begutachtung zugefertigten Allerhöchſten Propoſitionen betreffend. 


1. Mittelſt Allerhoͤchſter Cabinets⸗Ordre vom 12ten Februar c. iſt den Provinzial-Staͤn⸗ یت‎ Set 
den zu erkennen gegeben, wie das Beduͤrfniß es erheiſche, daß außer dem in dem weſtlichen Denkſchrift 
Theil der Provinz bereits beſtehenden Taubſtummen-Inſtitut in Marienburg, noch eine zweite وی ی لبم‎ 
Taubſtummen⸗Schule für Katholiken bei dem Seminar in Graudenz eröffnet werden muͤſſe, 
weil die in den Seminarien ſich vorbereitenden Schul-Amts-Candidaten katholiſcher Cons 
feſſion, nicht die Gelegenheit haben, ſich die Faͤhigkeit zu erwerben Taubſtumme zu unterrich⸗ 
ten, demnaͤchſt aber auch, weil die Trennung der evangeliſchen Glaubensgenoſſen von denen 
der katholiſchen Religion für nothwendig erachtet werde. 

Die Provinzial⸗Staͤnde haben auf dieſes Allerhoͤchſte Anſinnen aus nachſtehenden Gruͤn— 
den nicht eingehen koͤnnen. 

Von dem Grundſatze ausgehend, daß ſo lange Taubſtumme ſich nicht mit andern vers 
ſtaͤndigen, ſich erklaͤren und vollſtaͤndige Begriffe aneignen koͤnnen, fie auch für den Religions— 

Unterricht nicht empfaͤnglich ſind, habe man bei ihrer Aufnahme in das Toubſtummen-Inſtitut 
zu Marienburg die Confeſſions-Verhaͤltniſſe nicht beachtet, und katholiſche, evangeliſche und 
mennonitiſche Zoͤglinge leben in friedlicher Verbruͤderung miteinander. 

Dadurch daß den Seminariſten hinlaͤngliche Gelegenheit gegeben iſt, ſich in Marien— 
burg mit dem Taubſtummen⸗ Unterricht vertraut zu machen, dürfte auch für das Beduͤrfniß 
hinlaͤnglich geſorgt ſein, dieſen nach und nach auf die Elementar-Schulen der Provinz 
auszudehnen. 

Die Zahl der Seminariſten, welche ſich zu Taubſtummen-Lehrer ausbilden wollen, darf 
nur geringe ſein und es koͤnnten unbezweifelt die zu dieſem Behuf geeigneten Schul-Amts⸗ 
Praͤparanden aus Graudenz der Taubſtummen-Anſtalt in Marienburg hinzutreten, wodurch 
noch der Vortheil erwachſen wuͤrde, nicht nur, daß die katholiſchen Taubſtummen den erſten 
Religions- Unterricht ihrer Confeſſion durch dieſelben empfangen koͤnnten, ſondern auch, daß 
das ſchoͤne Band immer mehr verſtaͤrkt wuͤrde, welches die Bekenner verſchiedener Glaubens⸗ 
Meinungen des gemeinſamen Vaterlandes ſchon lange von der Wiege an ſeegensreich um⸗ 
ſchlingt und den Keim jedes feindſeligen Separatismus unterdrückt. 


Gewerbe: 
Be ء‎ Die: 


Denkichrift 


vom 30. März 


1837. No. 20. 
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Ueberdem aber wäre der Weſtpreußiſche Land-Armen-Fond ſo erſchoͤpft, daß er kaum 
die nothduͤrftigſten laufenden Ausgaben, geſchweige denn neue und außergewöhnliche Ausgaben zu 
beſtreiten vermoͤge. 

Eine neue ſo bedeutende Erhoͤhung der Land-Armen-Beitraͤge, als die Errichtung einer 
Taubſtummen⸗Anſtalt in Graudenz erfordern würde, halten ſich die Provinzial-Staͤnde zu 
beantragen nicht ermaͤchtigt, vielmehr haben ſie die allerunterthaͤnigſte Bitte geſtellt: 

Seine Majeſtaͤt der König wolle geruhen allerhuldreichſt von Einrichtung einer zweiten 
Taubſtummen⸗Anſtalt fuͤr Katholiken bei dem Seminare zu Graudenz abzuſtehen. 

2. Mit der tiefſten Dankbarkeit haben die Provinzial-Staͤnde in dem Entwurf eines 
allgemeinen Gewerbe-Polizei-Geſetzes einen neuen Beweis der unermuͤdlichen Fuͤrſorge ihres 
erhabenen Monarchen anerkannt. 

Von der Wohlthaͤtigkeit, ja von der Nothwendigkeit eines far die ganze Monarchie guͤlti⸗ 
gen Gewerbe-Polizei-Geſetzes uͤberzeugt, huldigen ſie dem Grundſatze, daß ein fuͤr die ganze 
Monarchie guͤltiges Gewerbe-Polizei-Geſetz nur alsdann wahrhaft wohlthaͤtig und belebend auf 
gewerbliche Verhaͤltniſſe einwirken koͤnne, wenn daſſelbe die moͤglichſt freie und ungehinderte 
Entwickelung aller gewerblichen Kräfte. ſchuͤtzt und fördert und hiernach bei vollkommener Freiheit 
jedes Einzelnen ein gewaͤhltes Gewerbe zu betreiben, die Vereinigung gewerblicher Kräfte zu gr 
meinſamen Zwecken in fo weit beguͤnſtigt, als dies ohne Beeintraͤchtigung ſolcher Rechte gefche: 
hen kann, welche jeder Staatsbuͤrger beanſpruchen darf; wenn ferner zur Aufrechthaltung und 
Bewahrung einer Geſetzlichkeit, ohne welche wahre Freiheit auch in Gewerben nicht beſtehen 
kann, die Verhaͤltniſſe der Gewerbtreibenden zu ihren Untergebenen in ſo weit geordnet werden, 
als dies im Sinne einer loͤblichen, von jeder Willkuͤhr entfernten Zucht, gewuͤnſcht werden 
muß. f 
S Von dieſem Geſichtspunkte ausgehend haben die Provinzials Stände bei genauer Prüfung 
des Geſetz-Entwurfes in deſſen einzelnen Satzungen nur in fo weit Gelegenheit gefunden, Ab— 
änderungen und Erläuterungen deſſelben zu wuͤnſchen, als von jenen Grundſaͤtzen anſcheinend 
abgewichen, oder bei materiellen Beſtimmungen einzelne Gegenſtaͤnde des Gewerbe- Verkehrs, 
dem Inhalt des Gefeß- Entwurfes ohne erkennbare Gruͤnde unterworfen oder entzogen ۰ 

Die Provinzial-⸗Staͤnde haben daher mittelſt vollguͤltigen Beſchluſſes den Geſez⸗Ent⸗ 
wurf angenommen und die von ihnen vollſtaͤndig motivirten 7 gegen den Geſetz⸗ 
Entwurf ſind vorzuͤglich folgende geweſen. 8 54.121 


Bei o 4. Die Provinzial: Stände haben ſich zwar nicht Ge auf die Weglaſſung 
vieſes $. anzutragen, aber den innigſten Wunſch ausgeſprochen, daß bei Emanirung des Ge— 
ſetzes fuͤr die Aufrechthaltung irgend eines Regales oder Monopols kein Grund mehr vorhanden 
fein möge, indem ein die Geéwerbe⸗Freiheit beſchraͤnkendes Regal oder Monopol des Staats 
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in der Allgemeinheit wohl größere Nachtheile in dem Gewerbsverkehr mit fib führen dürfte, als 
irgend ein anderes Excluſiv-Recht. | 
Die Provinziale Stände haben ferner zu bemerken fich erlaubt, daß das in den ۶ 
tiven beſonders erwähnte Poſt-Regal und Salz: Monopol und die aus denſelben entſprin⸗ 
genden Beſchraͤnkungen des Fuhrmanns-Gewerbes und des Salzhandels keinesweges zu den 
unſchaͤdlichſten gehoͤren, daß vielmehr das Poſt-Regal wegen der dem Fuhrmanns-Gewerbe 
und dem freien Transport-Verkehr jeder Art dadurch auferlegten Beſchraͤnkungen ſehr nachtheilig 
auf den gewerblichen Verkehr wirke, das Salz- Monopol aber, aus denen von dem Bien Preu: 
ßiſchen Provinzial-Landtage mittelſt Denkſchrift vom 20. Februar 1834 entwickelten Gruͤnden 
hemmender und druͤckender ſich zeige, als irgend eine andere Beſchraͤnkung dieſer Art. 
Bei ß. 7. iſt der Wunſch ausgeſprochen worden, daß die in demſelben erwaͤhnte Ents 
ſchaͤdigungs-Ordnung, gleichzeitig mit dem Gewerbe-Polizei-Geſetz publieirt werden möge. 
Bei 6. II. iſt angetragen am Schluſſe des $, die Worte: 
unbeſchadet der Real: Berechtigungen 
hinzuzufuͤgen. 
Bei b. 17. iſt auf folgende Faſſung des A, angetragen: 
wird der beabſichtigte Gewerbebetrieb unzuläffig befunden, fo find dem Meldenden die 
Gründe der Unzulaͤſſigkeit fpeciell zu eröffnen; wenn jedoch dieſelben in feiner Perſoͤnlichkeit 
liegen, fo darf dies nur auf den ausdruͤcklichen Antrag des Meldenden geſchehen und letz⸗ 
terer weder eine formelle Erweiſung der Gruͤnde zu fordern noch eine Injurien-Klage auf 
dieſelbe zu gruͤnden berechtigt ſein. 
Bei F. 241 iſt der Zuſatz beantragt worden: 
aus beſondern Gruͤnden durch die Oberpraͤſidenten der Provinz von dieſer Bedingung (un⸗ 
beſchraͤnkte Dispoſitions-Faͤhigkeit) dispenſirt werden ۰ 


Bei 9. 242 wird die Abänderung des letzten Theiles dieſes Satzes in der Art ges 
wuͤnſcht: | 

oder die ihm bis dahin obgelegenen Militair- Pflichten nicht verſaͤumt zu haben, nach: 
weiſet. ) 

Bei §. N. haben die Provinzial Stände angetragen: 
daß da wo die Staͤdte-Ordnung vom Igten November 1808 Geltung habe und nach 
$. 50. derſelben näher beſtimmt iff, welche Gewerbe das Buͤrgerrecht vorausſetzen, die 
Beſtimmung des H. 42. dieſer Staͤdte⸗Ordnung wegen Erwerbung des Buͤrgerrechts, auf: 
recht erhalten werden moͤge. | 

Bei §. 32, 16 folgende Faſſung des zweiten Abſatzes des $, erbeten worden: 
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dieſe Behoͤrden haben die Zulaͤſſigkeit der Anlage, wegen der daraus für den Beſitzer und 
Bewohner des benachbarten Grundſtuͤcks, oder fuͤr das Publikum uͤberhaupt zu beſorgenden 
Nachtheile, Gefahren oder erheblichen Belaͤſtigungen zu pruͤfen. Bei Anlagen welche eine 
Entziehung des Waſſers oder des Windes oder eine, andern gewerblichen Anlagen oder 
Grundſtuͤcken nachtheilige Stauung des Waſſers, oder irgend eine ſonſtige Verletzung von 
Privatrechten veranlaſſen koͤnnen, haben ſie das Vorhaben erforderlichen Falls ꝛc. ꝛc. 
Bei $. 35. iſt mit Beruͤckſichtigung auf die zu §. 32. erbetene Abänderung angetragen, 
den erſten Abſatz des 9. in folgender Art zu faſſen: 
dieſe Einwendungen ſind lediglich nach den allgemeinen Geſetzen zu beurtheilen. 
Bei 6, 42. iſt gebeten worden: 
die daſelbſt beſtimmte Friſt von vier Wochen auf drei Monate zu verlaͤngern. 
Bei b. 53. in Beruͤckſichtigung der Schifffahrt auf den Haffen in der Provinz Preußen 
und den großen Stroͤmen, iſt der Wunſch ausgeſprochen: 
Wnach dem Worte See-Lootſen, annoch einzuſchalten: 
Binnen-Lootſen, Schiffer auf Strömen, in fo weit die Strom- Ordnungen dies 
beſtimmen. 
Bei 8. 63. ifl um die gaͤnzliche Weglaſſung dieſes §. gebeten worden und ſomit, daß die 
im Geſetz vom 20ſten Oktober 1810 bewilligte Freiheit vom Mahlzwange und zur Anlage von 
Muͤhlen, auf die ganze Monarchie ausgedehnt werden moͤge. 
Bei F. 64. iſt angetragen worden: 
daß die wegen Befugniß zur Anlegung öffentlicher Faͤhr-Anſtalten beſtehenden Vorſchriften 
aufgehoben werden moͤgen. 
Bei H. 65. wird die Hoffnung ausgeſprochen: 
daß die über das Abdeckerei-Weſen zu emanirenden Geſetze nächſtens publicirt werden 
duͤrften und um deshalb iſt gebeten worden: 
die Worte des zweiten Abſatzes „in welchen jeder Eigenthuͤmer befugt iſt“ aufzuhe⸗ 
ben und an deren Stelle die Worte zu ſetzen: 
in welchen Eigenthuͤmer befugt iſt. 
Bei $. 66. iſt beantragt worden, die Kehr⸗ Bezirke der Schornſteinfeger, wo ſie noch 
beſtehen, aufzuheben. a 
Bei §. 67. 1] gewuͤnſcht worden, die Worte: ۱ 
kaufmaͤnniſche Schiffs⸗Maͤkler 
durch die vollſtaͤndige Bezeichnung: 
kaufmaͤnniſche Schiffs-, Wechſel⸗ und ۰۶ ⸗Maͤkler und Commiffionaire, 
ergänzen zu laſſen. 
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Bei ß. 68. iſt auf die Weglaſſung des Schluffes: 

fo wie ꝛc. 

angetragen. 

Bei مق‎ 70. Die Provinzial: Stände find der unvorgreiflichen Meinung geweſen, daß 
der Zweck, welcher durch die Erhaltung und Befoͤrderung von gewerblichen Vexeinen 
erreicht werden ſolle, nur durch freie, weder einem Zwangsrecht, noch einer Zwangs⸗ 
Verpflichtung unterworfene Vereine erreicht werden koͤnne. Aus dieſem Geſichts— 
punkte haben ſie den Tit. 3. des Entwurfs eines allgemeinen Gewerbe-Polizeigeſetzes 
begutachtet, und 

bei 9. 72. gebeten: 2 
das Wort „muͤſſen“ am Schluſſe des §. in „duͤrfen“ zu verwandeln. 

Bei F. 74. iſt angetragen worden, die Worte: 

die Berichtigung der etwa vorhandenen Schulden ſicher geſtellt und die Aufloͤſung von der 

Provinzial- Regierung genehmigt wird. 
in die Faſſung umzuaͤndern: 

und die ſicher geſtellte Berichtigung der vorhandenen Schulden der Provinzial-Regierung 

nachgewieſen wird. 

Bei 6 76. iſt gebeten worden: die Beſtimmung über das Privat-Vermoͤgen bei der 
Aufloͤſung eines gewerblichen Vereins, der Beſchlußnahme der Betheiligten zu uͤberlaſſen. 

Bei $ 77. haben die Provinzial-Staͤnde den Wunſch ausgedruͤckt: daß die Berechtigung 
freie Vereine zu bilden, nicht auf die Staͤdte und die Gewerbsgenoſſen eines Orts beſchraͤnkt 
werden moͤge, ſie haben daher gebeten: 

die im Eingange des F. befindlichen Worte „an einen und denſelben Ort“ gänzlich weg⸗ 

zulaſſen. 

Bei F. 78. haben die Provinzial-Staͤnde angetragen: 
bei No. 1. nach den Worten „betragen“ die Worte: 
die zu ihnen gehörigen 

bei No. 2. nach dem Worte „Qualification“ die Worte: 

der zu ihnen gehoͤrigen Gehuͤlfen 

einzuſchalten und bei No. 3. und 4. ſtatt des Wortes „Gewerbe-Genoſſen“ uͤberall das 

Wort „Vereins⸗Genoſſen“ zu gebrauchen. 

Bei o, 82. ifl gebeten worden, nach den Worten: ohne Welchen ein ſelbſtſtaͤndiger 


Gewerbs- Betrieb nicht zulaͤſſig iſt, die Worte: 
in der Stadt 


einzuſchalten. 
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Bei F. 88. iſt angetragen, am Schluſſe die Worte hinzuzufuͤgen, 

unbeſchadet der in der beſtehenden Verfaſſung etwa entgegenſtehenden Beſtimmungen. 

Bei F. 93 und 94. if um die Weglaſſung dieſer §§. gebeten worden. 

Bei F. 101. haben die Provinzial: Stände es für benachtheiligend die Intereſſen der 
außerhalb dem Vereine lebenden Gewerbtreibenden gehalten, wenn letztere bei Streitigkeiten der 
Erſteren mit ihren Gehuͤlfen, ſei es auch mit Vorbehalt eines Recurſes, entſcheiden duͤrfen, ſie 
haben daher um Abänderung des §. gebeten und zwar die Weglaſſung deſſelben von den Bors 
ten: find da, wo für das Gewerbe u. ſ. w. Dagegen aber folgende abaͤndernde Faſſung opt: 
geſchlagen: 

ſind in Betreff der Vereinsgenoſſen von den Vorſtehern derſelben unter Vorſitz des Mit— 

gliedes der Communal-Behoͤrde, mit Vorbehalt des Recurſes an Letztere, zu entſcheiden. 

In andern Fällen gehören dieſe Streitigkeiten vor die Polizei-Behoͤrden oder Polizei— 

Gerichte, wenn nicht fuͤr dieſe Angelegenheit beſondere Behoͤrden, Fabrik-Gerichte ꝛc. ꝛc. 

beſtehen, oder die Streitenden die Entſcheidung der Vorſteher eines Vereins ſelbſt nach— 

ſuchen. . 

Bei §. 103, iſt gewuͤnſcht worden: jugendliche Sträflinge mit einſamem Gefaͤngniß zu 
beſtrafen und die Worte: 

außer an Sonn- und Feſttagen 
in dieſem §. wegzulaſſen. 

Bei $. 106. iſt angetragen: denen Geſellen eine Theilnahme an der Verwaltung ihrer 
Kaſſe zu geſtatten und daher nach den Worten „Orts-Communal-Behoͤrde“ die Worte ein⸗ 
zuſchalten: | 

unter Zuziehung der Abgeordneten der Geſellen. 

Bei §, 107. HE vorgeſchlagen worden: nur ſolchen Perſonen Conceſſionen zu Haltung 
von Geſellen⸗Herbergen zu ertheilen, welche nicht Gaſtwirthe find, 

Bei h. 109. wird die gaͤnzliche Weglaſſung des F. gewuͤnſcht. 

Bei بو‎ 116. iſt beantragt worden: die Worte „in keinem Fall“ aufzuheben und in deren 
Stelle zu ſetzen: 

nur da wo die Statuten der betreffenden Vereine oder Kaſſen der Geſellen und Gehuͤlfen 

dies geſtatten. b 

Bei §, 118. iff die Faſſung dieſes §, in folgender Art erbeten: 

Im erſten Fall erfolgt die Aufnahme eines Lehrlings bei einem zu einem Vereine gehoͤrigen 

Lehrherrn von dieſem Vereine, wenn der Lehrherr aber zu keinem Vereine gehoͤrt, vor der 

Communal⸗Behoͤrde ꝛc. 


> 


Bei b. 119. ift gewünfcht worden, daß die Worte wegbleiben ۰ 
ſich auch ſchriftlich in ſeiner Mutterſprache verſtaͤndlich auszudruͤcken. 
Bei §. 126. wird um die Weglaſſung der Worte ae: 
wo ein folcher nicht vorhanden. ۳ n 
Bei F. 131. iſt nachſtehende Faſſung des F. vorgeſchlagen worden: 
für die Mitwirkung bei der Aufnahme und Entlaffung der Lehrlinge duͤrfen die Com— 
munal⸗Behoͤrden, außer dem Erſatz der baaren Auslagen an Stempel, Copialien und 
Diäten der zuzuziehenden Sachverſtaͤndigen, mäßige Gebühren zur Communal = Caffe 
erheben, 
Bei $. 142, iſt um die Weglaſſung der Worte „nach einiger Zeit“ und des ganzen 
letzten Satzes „nur aus ſehr erheblichen Gründen darf dieſe Erlaubniß auf laͤnger als 
drei Jahre ertheilt werden“ gebeten worden. 
Bei ß. 1581, iff angetragen: daß es genehmigt werde, alle Arten von Vieh auf Wochen: 
Maͤrkten verkaufen zu duͤrfen. 
Bei 6. 161. haben die Stände gebeten, die Worte: „nach der Wahl der Ortspolizei⸗ 
Behoͤrde, entweder die Confiskation oder“ wegzulaſſen „ und den letzten Abſatz dieſes 9. 
in folgender Faſſung aufzunehmen: 
Käufer und Verkäufer find dafür jeder zur Hälfte, ohne ſolidariſche Verpflich⸗ 
tung, verhaftet. 
Bei $, 171. wird die Weglaſſung dieſes $ gewuͤnſcht. 
Bei F. 174. ifl um die Weglaſſung der Worte gebeten, die ſich auf Schornſteinfeger 
beziehen, und nach den Worten „Ortspolizei⸗Behoͤrde“ die Worte: 
mit Zuziehung der Communal-Behoͤrde 
einzuſchalten. 
Bei F. 175. ifl um die Weglaſſung des 9. gebeten worden. 
3. Durch den mittelſt Allerhoͤchſten Propoſitions-Dekrets vom 12ten Februar d. J. Theilnah⸗ 
den Provinzial» Ständen zugefertigten Entwurf zum Geſetz, wegen näherer Beſtimmung der der 995 
den Mitgliedern der Land- und Stadtgemeinden an den laͤndlichen Grundſtuͤcken und Grund⸗ meinde mite 


gerechtigkeiten derſelben zuſtaͤndigen Rechte, iſt die Frage, in wie fern die von den Mit⸗ ] 
gliedern der Gemeinden gemeinſchaftlich benutzten Grundſtuͤcke und gemeinſchaftlich ausgehb- ken. 
ten Nutzungsrechte an laͤndlichen Grundſtuͤcken für Gemeinde- oder Privat = Eigenthum zu aden holt, 
halten ſind, auf eine hoͤchſt genuͤgende Art beantwortet, und es wird daher durch dieſelbe 1837. No. 15. 
eine fuͤhlbar geweſene Luͤcke in der Geſetzgebung ausgefuͤllt werden, ſo daß die, durch Ab— 

faſſung dieſes Geſetzes dem Lande erwieſene Wohlthat, nicht dankbar genug anerkannt 

werden kann. 


2 * 
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Die Provinzial-Staͤnde haben ſich daher mittelſt vollguͤltigen Beſchluſſes fuͤr die An— 
nahme des Geſetzes in der vorgelegten Faſſung erklaͤrt und nur gebeten, noch daruͤber 
zu beſtimmen: 

welche Vorſchriften bei den Gemeinden zur Anwendung kommen ſollen, welche entwe— 

der von der ſtaͤdtiſchen Qualitaͤt zur laͤndlichen, oder umgekehrt von der laͤndlichen zur 

ſtaͤdtiſchen Qualität übergehen. 
In dieſer Beziehung haben die Provinzial: Stände ſich den Vorſchlag erlaubt, zum 
$. 15. folgenden Zuſatz aufzunehmen: 

ob auf eine Gemeinde die ruͤckſichtlich der Stadtgemeinden, (F. 2— 12.) oder die 

ruͤckſichtlich der laͤndlichen Gemeinden (F. 13 — 15.) aufgeſtellten Beſtimmungen dieſes 

Geſetzes anzuwenden ſind, daruͤber entſcheidet die Qualitaͤt, welche ſolche zur Zeit vor 

deſſen Publikation gehabt hat. 

Sefekiaung 4. Ehrfurchtsvoll haben die Provinzial: Stände die Allerhoͤchſte Propoſition vom 
Sandſchel⸗ 12ten Februar d. J. empfangen, mit welcher ihnen der früher erbetene Entwurf zur Bers 
ai ordnung wegen Befeſtigung der Sandſchellen und Abwendung der Verſandungen im Binnen: 
vom Lande zur näheren Begutachtung uͤberwieſen iſt. 
BEE Die Klarheit und der Geiſt forgfältiger Erwägung, welcher den Entwurf durch: 
dringt, hat nur in wenigen Bemerkungen zu einzelnen 59. deſſelben den Beweis geben 
koͤnnen, daß die Provinzial-Staͤnde mit Sorgfalt ſich der Pruͤfung deſſelben unterzogen 
haben, und die in Antrag gebrachten Zuſaͤtze und Abaͤnderungen ſind ſtets die Folge ein— 
ſtimmiger oder vollguͤltiger Befchläffe gewefen, fo wie denn auch der Geſetz-Entwurf im 
Allgemeinen mittelſt eines vollguͤltigen Beſchluſſes angenommen iſt. 
Zu dem F. 1. iſt gebeten worden, im erſten Abſchnitt dieſes F. am Ende die Worte: 
— ſowohl — als noͤthigen Falls von Amtswegen 
wegzulaſſen, dagegen folgenden Zuſatz zum F. zu genehmigen: 
bevor jedoch dieſe Anordnungen ausgefuͤhrt werden, findet vorher eine Pruͤfung 
der ſpeziellen Verhaͤltniſſe der Betheiligten, durch eine von dieſen aus praktiſchen 
Landwirthen zu gleichen Theilen zu erwaͤhlende ſchiedsrichterliche Commiſſion 


%% eſtatt, welche über die Nothwendigkeit und Nuͤtzlichkeit der erferderlichen Maaß⸗ 
KEE regeln mit genauer Erwägung aller dabei obwaltenden Umftände ihr Gutachten 
„„ abgiebt. Finden indeß die Betheiligten ſich nicht bewogen, ſich dem ſchiedsrich— 
KA tg terlichen Ausſpruche zu unterziehen, fo finden die Beſtimmungen der Königlichen 


Regierung, immer vorbehaltlich der Berufung auf die Entſcheidung der Gerichts⸗ 
Behörden in der geſetzlichen Friſt, ſtatt, dergeſtalt, daß die Entſcheidung der ۶ 
niglichen Regierung alsdann nur als ein Interimiſticum Guͤltigkeit habe. 
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In der Hoffnung, daß der vorgeſchlagene Zuſatz Gewaͤhrung finden duͤrfte, wuͤrde 
deſſelben in den $$. 13. 14. und 21. des Oefe = Entwurfs zu erwähnen fein. 

Zu dem 6. 2. iſt gebeten worden: hinter den Worten „die Eigenthuͤmer ſowohl als die 
Nutzungs- Berechtigten“ koͤnnen fich von dieſer Verbindlichkeit nur dadurch N daß ſie 
— die Worte hinzuzufuͤgen: 

jedoch nur mit Genehmigung der eingetragenen Glaͤubiger. 

Demnaͤchſt aber iff zu dieſem F. der Zuſatz beantragt: 

weiſet uͤbrigens der Eigenthuͤmer nach, daß das zu deckende Land ihm eine Nutzung 

gewaͤhre, die durch die Deckung aufgehoben ES fo find die Antragſteller zur Ent: 

ſchaͤdigung verpflichtet. 
Zu g. 4. iſt um folgende Faſſung dieſes $. gebeten worden: 
wenn die Eigenthuͤmer oder Nutzungs-Berechtigten auf ihre Eigenthums⸗ oder Nutzungs⸗ 
rechte nicht verzichten und gleichwohl ihre Obliegenheiten für die Schutzzwecke nicht 
erfüllen, fo ſollen fie dazu nach dem Befinden der Behörde durch Straf-Verfuͤgungen 
angehalten, wo dieſe nicht ausreichen, die bereits Schaden drohende Sandflaͤche ſofort 
den bei den Schutzmaaßregeln intereſſirenden Nachbaren zur gemeinſchaftlichen Nutzung 
und zweckmaͤßigen Einrichtung uͤberwieſen werden, ſo jedoch, daß im letzteren Falle 
dem fruͤheren Eigenthuͤmer oder Nutzungs- Berechtigten die Zuruͤcknahme nach naͤherer 

Beſtimmung des F. 2. vorbehalten bleibt. 

Zu F. 5. wird gebeten, wie bei 9. 2. die Rechte der Real-Glaͤubiger zu beruͤckſichtigen. 
Zu H. 22. iſt folgende abaͤndernde Faſſung dieſes §. gewuͤnſcht worden: 

von der Entſcheidung der Provinzial-Behoͤrden findet der Recurs an das Miniſterium 

des Innern fuͤr Gewerbe-Angelegenheiten ſtatt. 

Zu F. 24. if angetragen worden, hinter den Worten „bleibt es den Behörden‘ — 


die Worte einzuſchalten 
und den Betheiligten. 


5. Seine Majeſtaͤt der Koͤnig haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom Iten Fe⸗ Penſions⸗ 
bruar d. J. zu befehlen geruhet, daß die Provinzial⸗Staͤnde ſich über die Zweckmaͤßigkeit 1 
des von dem fünften Provinzial-Landtage der Provinz Brandenburg und des Marggraf⸗ ame 
thums Nieder⸗Lauſitz auf Penſionirung der nach den Beſtimmungen der Städte Ordnung Denkſchrift 
vom loten November 1808 auf {ehê Jahre gewählten Magiſtrats-Perſonen der mittlern 437. N. 2. 
und kleinen Staͤdte gerichteten Antrages, erklaͤren ſollen. 
Die Provinzial: Stände haben dieſem Allerhoͤchſten Befehl nachzukommen ſich ‚bemüht 


und ihre unvorgreifliche Anſicht dahin ausgeſprochen: 


1 


wie es zur Vermeidung der in der Denkſchrift der Provinzial-Staͤnde der Provinz 
Brandenburg angeführten Uebelſtaͤnde, wuͤnſchenswerth erſcheine, daß das im F. 141, 
der Staͤdte-Ordnung ausgeſprochene Entſchaͤdigungs-Princip in Betreff der Buͤrgermei⸗ 
ſter, auch auf den Fall ausgedehnt werde, wenn ein Buͤrgermeiſter, ohne eigene erweis— 
liche Schuld, wegen nicht erfolgter neuer Erwaͤhlung ſeine Amtsfuͤhrung fortzuſetzen 
verhindert werde. Daß aber dieſe Ausdehnung den moͤglichſten mit dem Zwecke ver— 
einbaren Beſchraͤnkungen unterliegen muͤſſe. 

8 Die Provinzial-Staͤnde haben daher mittelſt vollguͤltigen Beſchluſſes angetragen: 
den fuͤr ſechs Jahre gewaͤhlten Buͤrgermeiſtern der mittlern und kleinen Staͤdte eine 
Penſions-Berechtigung und zwar unter folgenden naͤheren Beſtimmungen beizulegen: 

1. die Penſionirung eines auf ſechs Jahre gewaͤhlten Buͤrgermeiſters moͤge nach 
Verlauf ſeiner Amtsverwaltung nur in dem Falle eintreten, wenn derſelbe aus Inva— 
liditaͤt oder wegen nicht erfolgter Wiedererwaͤhlung abgehen muß, niemals aber, wenn 

derſelbe ſein Amt freiwillig aufgiebt; 

2.x der einem für ſechs Jahre erwaͤhlten Buͤrgermeiſter geſetzlich zu gewaͤhrende 
Penſions-Satz moͤge betragen: 

a. nach einer einmaligen ſechsjaͤhrigen Verwaltung, den vierten Theil; 

b. nach einer zweimaligen ſechsjaͤhrigen Verwaltung, den dritten Theil; 

c. nach einer dreimaligen ſechsjaͤhrigen Verwaltung, drei Achtel Theile; 

d. nach einer viermaligen ſechsjaͤhrigen und oͤftern Verwaltung, die Haͤlfte des 

jaͤhrlichen wirklichen Gehalts mit Ausſchluß der Nebeneinkuͤnfte. 

3. Die Verpflichtung der Gemeinde zur Zahlung der Penſion an einen fuͤr ſechs 
Jahre gewaͤhlten Buͤrgermeiſter moͤge nicht eintreten oder ruhen, ſobald und ſo lange 
derſelbe aus Staats- oder Communal-Fonds, oder anderweitig, ein geſetzliches Ein— 
kommen beziehe, welches dem Betrage der geſetzlichen Penſion gleichkommt; 

4. eine im Sinne der vorſtehenden Antraͤge zu erlaſſende Allerhoͤchſte Beſtimmung 
möge ruͤckwirkende Kraft nicht erhalten. 

Die Provinzial-⸗Staͤnde haben dagegen Bedenken getragen, den Anträgen der Pros 
vinzial⸗Staͤnde der Provinz Brandenburg in Beziehung auf die Penſtonirung der Kaͤmmerer 
in den kleinen Staͤdten die auf ſechs Jahre gewaͤhlt ſind, in irgend einer Art beizutreten. 

Kreisſtän⸗ 6. Die Provinzial = Stände haben ſich der Allerhoͤchſt anbefohlenen Begutachtung 

des Geſetz⸗Entwurfs zu einer Verordnung uͤber die Befugniſſe der Kreisſtaͤnde, Namens der‏ زب 

Denkſchrift Kreis ⸗ Korporationen Ausgaben zu beſchließen, pflichtſchuldigſt unterzogen, fie haben das 
vom 80. Mirz Geſetz im Allgemeinen mittelſt eines vollguͤltigen Beſchluſſes angenommen und ſich nur fol 


1837. No. 18. 
gende Bemerkungen und Antraͤge erlaubt: 


Bei der Ueberſchrift des Geſetz-Entwurfes iſt gewuͤnſcht worden: 
daß das Wort Kreis-Korporation in Kreis-Eingeſeſſene abgeaͤndert werde. 
Eine gleiche Abänderung wirde alsdann im F. 1. ſtattfinden. 


Bei h. 3. if gebeten worden, die Worte: 
Bewilligungen zur Unterſtuͤtzung hilfsbeduͤrftiger Kreis-Eingeſeſſenen bei Ungluͤcksfaͤllen, 
ſo wie zur Abhilfe eines innerhalb des Kreiſes eingetretenen Nothſtandes, ſind hiebei 
als das Intereſſe des ganzen Kreiſes anzuſehen, 
wegzulaſſen. ۱ 


Bei b. 4. iſt der Wunſch ausgeſprochen: 
daß die Guͤltigkeit eines Kreistags-Beſchluſſes nur von der Genehmigung der Koͤnig⸗ 
lichen Regierung abhaͤngig gemacht werde, gegen deren Entſcheidung die Beſchwerde 
bei den Königlichen Miniſterien anzubringen freiſtehen ſolle. 


Endlich iſt noch gebeten worden: N 
zwiſchen den §§. 3. und 4. einen neuen F. in folgender Faſſung einzuſchalten: 
Beſchluͤſſe eines Kreistages nach §. 3. find nur guͤltig, wenn dieſelben mit 24 der 
Stimmen gefaßt werden. 

Wenn jedoch einer der drei Stände im Ganzen, gegen den Beſchluß der Kreis— 
Verſammlung eine Proteſtation anzubringen veranlaßt wird, ſo ſoll dieſe Proteſtation 
nach 9. 20. der Kreis-Ordnung vom 17ten März 1828 den Erfolg haben, daß kein 
vollguͤltiger Kreistags-Beſchluß gewonnen fel, ſondern derſelbe der vorgeſetzten Behörde 
zur Entſcheidung vorgelegt werden muß. 


7. Die Provinzial-Staͤnde haben mit tiefgefuͤhltem Dank anerkannt, daß Seine 8 8 
Koͤnigliche Majeſtaͤt Allergnaͤdigſt geruhet haben, ihren Bitten um Vorlegung eines Entwurfs . 
zu einer Wege-Ordnung, Gehoͤr zu ſchenken und die ihnen geſtattete Begutachtung des um⸗ vom 21. Mürz 
gearbeiteten Entwurfs einer allgemeinen Wege-Ordnung hat ſie veranlaßt, dieſen Geſetz— SE 


Entwurf einer ſpeziellen und moͤglichſt forgfältigen Berathung zu unterwerfen. 


So {ebr die Provinzial-⸗Staͤnde auch mit dem Inhalt deſſelben im Allgemeinen eins 
verſtanden ſind und ſo ſehr ſie im Ganzen die dabei zum Grunde liegenden Prinzipien als 
richtig anerkennen muͤſſen, und daher mittelſt vollguͤltigen Beſchluſſes den Geſetz-Entwurf 
angenommen haben, ſo haben ſie doch einige Modifikationen und Abaͤnderungen, ſowohl 
hinſichtlich des allgemeinen Geſetzes, als vorzuͤglich in provinzieller Beziehung, für angemeſſen 
erachtet und ſich erlaubt, ihre Anſichten mit den Gruͤnden, die ihre EE geleitet haben, 
in Unterthaͤnigkeit darzulegen. 
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Die vorzuͤglichſten Abaͤnderungen, die beantragt worden, find folgende: 

Bei F. 3. hat die Majoritaͤt um die gaͤnzliche Weglaſſung dieſes F. gebeten, wogegen 
die Minoritaͤt ſich für den F. in feiner Faſſung erklaͤrt hat. 

Bei §. 7. iſt um den Zuſatz gebeten: 
von den Nachbar-Wegen fell mit Zuziehung der angrenzenden Grundbeſitzer und unter 
Controlle der Kreis-Verſammlung ein Verzeichniß aufgenommen werden. Diejenigen 
Wege, welche weder in den Verzeichniſſen von Landſtraßen und Gemeinde-Wegen, 
noch in dem Verzeichniß von Nachbar-Wegen ſich befinden, ſind als Privatwege zu 
betrachten. 

Bei 9. 9. ifl nach den Worten „Grund und Boden der Landſtraßen“ der Zuſatz bean: 
tragt worden: 

in der geſetzlich erforderlichen Breite. 

Bei §. 11. iſt um die Weglaſſung der Worte gebeten worden: 
wenn dies aber nicht thunlich iſt, der Weg an den Raͤndern wenigſtens 18 Zoll uͤber 
den gewoͤhnlichen hoͤchſten Waſſerſtand erhoͤht. 

Bei § 13. if gewuͤnſcht worden: 

das Maximum der Anſteigung auf 20 Zoll ſtatt auf 10 Zoll pro Ruthe 
anzunehmen. | S 

Bei F. 16. [۲ gebeten worden: die Entfernung der Bäume auf den Landſtraßen auf 
100 Fuß mit der Maaßgabe anzunehmen, daß die Bäume fo gepflanzt werden muͤß— 
ten, daß die der einen Reihe ſtets auf die Mitte der Diſtanz zwiſchen den beiden 
naͤchſtſtehenden der andern Reihe treffen. 

Bei F. 22. iſt einſtimmig angenommen worden: daß die Verpflichtung, die Wege-Bau⸗ 
materialien bis auf eine Entfernung von einer Meile herbeizuholen, eine zu große 
Belaͤſtigung fuͤr die Betheiligten herbeifuͤhren koͤnne. In dieſer Beziehung hat die 
Majoritaͤt ſich fuͤr eine viertel Meile, die Minoritaͤt dagegen fuͤr eine halbe Meile 
entſchieden. 

Demnaͤchſt aber iſt bei dieſem §. noch gebeten, die Worte „bis ſie koͤnnen, zwei 

Fuß hoch mit gut gemifchter Erde bedeckt werden“ wegzulaſſen und dieſer Stelle des Ger 

ſetzes folgende Faſſung zu geben: ۱ 

Knuͤppel⸗Daͤmme Dürfen dagegen nicht angelegt und die vorhandenen muͤſſen durch 

einen zweckmaͤßigen Wegebau erſetzt werden. | 
Endlich aber hat die Majoritaͤt gewuͤnſcht, daß der letzte Paſſus des F. von den 

Worten „in ſehr ſandigem Boden ze, bis“ allmaͤlig zu beſchuͤtten und auszubeſſern“ wegge⸗ 


la werden duͤrfe. 
fon j Bei 


Bei b. 23. hat die Majoritaͤt der Verſammlung fich für folgende Faſſung des erſten 
Satzes des $. entſchieden: 

Materialien, welche der Befeſtigung des Weges nach deſſen beſonderer Beſchaf— 
fenheit nachtheilig ſind, duͤrfen nicht zur Ausbeſſerung, wohl aber zur Grund— 
lage und Aufhoͤhung der Wege verwendet werden. 
Die Minoritaͤt hat dagegen fuͤr nachſtehende Faſſung ſich erklaͤrt: 

Materialien, welche der Befeſtigung des Weges nach deſſen beſonderer Beſchaf— 
fenheit nachtheilig ſind und inſonderheit der Auswurf aus den Seiten— = räben, 
falls ſolches bei ihnen der Fall iſt, dürfen weder zur Grundlage N zur Auf: 
hoͤhung und Ausbeſſerung der Wege verwendet werden. 

Bei F. 26. iſt einſtimmig die Fortlaſſung des Wortes „ beſtaͤndig“ ende worden. 

Bei F. 27. iff angetragen, hinter den Worten: „auf gebirgigem und felſigem Boden, wo 
das Waſſer nicht unter den Weg zu leiten iſt“, einzuſchalten: 

und wo die Behörde es ſonſt zulaͤſſig findet. 

Bei F. 28. iſt um gaͤnzliche Weglaſſung dieſes §. gebeten worden. 

Bei F. 29. find folgende Abaͤnderungen gewuͤnſcht: hinter den Worten „daß weder Ge 
woͤlbe noch Balken-Lage“ die Worte einzuſchalten: 

bei gewoͤhnlichem Waſſerſtande; 
demnaͤchſt aber hinter den Worten: „die Anfahrten zu den Bruͤcken“ hinzuzufügen: 
in ſoweit ſolche erforderlich ſind; 
und endlich, das Maximum der Anſteigung der Anfahrten von 6 Soll auf 12 Zoll 
zu erhoͤhen. 

Bei F. 35. ifl um folgende Faſſung des L. gebeten: 
jede Gemeinde hat innerhalb ihrer Feldflur oder ihres Gemeinde-Bezirks, ſo wie jeder außer 
dem Gemeinde-Verbande ſtehende Grundbeſitzer innerhalb der Grenzen ſeines Grund⸗ 
ſtuͤcks, ſowohl die Verpflichtung die vorhandenen Gemeinde-Wege zu unterhalten, als 
ſolche unter Aufſicht der Landespolizei⸗Behoͤrde, welche zuvoͤrderſt die Kreisſtaͤnde zu 
vernehmen hat, zu verlegen oder neu anzulegen. Erfolgt aber eine neue Wege-Anlage 
lediglich auf Anordnung der Landespolizei = Behörde, ſo werden die Beſitzer für das 
zum Wege genommene Terrain Seitens des Staats entſchaͤdigt. 

Bei $. 37. ifl die Allegirung des §. 47. gewuͤnſcht worden. 

Bei F. 38. haben die Stände ſich mittelſt einfacher Stimmen-Mehrheit zuvoͤrderſt bafir 
erklaͤrt, daß bei der Verpflichtung zum Wegebau uberhaupt nachbarliche Hilfe ſtattfinden 
ſolle. Demnaͤchſt aber gleichfalls mit einfacher Stimmen-Mehrheit, daß die nachbar⸗ 
liche Hilfe ſich nur auf die Inſtandſetzung der Wege, wie fie das vorliegende Geſetz 
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verlangt, beſchraͤnken duͤrfe. Endlich ۱۲ mittelſt vollguͤltigen Beſchluſſes auf Abaͤnde⸗ 
rung der Worte: „die Landespolizei-Behoͤrde nach Vernehmung der Kreis-Staͤnde“ 
in die Worte angetragen worden: 
die Kreis-Verſammlung, gegen deren Entſcheidung der Recurs an die Landes- 
polizei-Behoͤrde ſtattfindet. 

Bei §. 40. iſt gebeten worden, hinter den Worten: „und andere Vorrichtungen in ſich“ 

hinzuzufuͤgen: 
doch bleiben die bisherigen Verpflichtungen des Fiskus fuͤr Material und Bau— 
koſten unveraͤndert; 
fo wie bei dem zweiten Abſchnitt dieſes A, die Worte: „in ſofern nicht ein Anderer 
zeither beſonders dazu verpflichtet iſt“, in nachſtehende Faſſung abzuaͤndern: 
in ſofern nicht Andere dazu berechtigt oder verpflichtet ſind. 

Bei F. 47. iſt beantragt worden, den erſten Satz dieſes F. in der Art zu faffen: 
die zu den Gemeinde- Laſten verpflichteten Gemeinde-Glieder und Einwohner muͤſſen 
u. ſ. w. 

Bei F. 49. ifl um die Weglaſſung der Worte: 

„oder deren Vertreter“ 
gebeten worden. 

Bei F. 53. haben die Stände für die Weglaſſung dieſes L. ſich erklaͤrt. 

Bei §. 57. iſt der Wunſch ausgeſprochen worden, dem §. folgenden Zuſatz beizufügen: 
jedoch darf den dabei Betheiligten dadurch keine neue Laſt aufgebuͤrdet werden. Bei 
gaͤnzlicher Einziehung der Straße ſoll Grund und Boden den Adjacenten zufallen. 

Bei مق‎ 60. wird gebeten, nach den Worten: „anzulegen und zu unterhalten hat“ 
hinzuzufügen ; 

auch bleiben die übrigen bisherigen Beitrags = Verpflichtungen des Fiskus un⸗ 
geaͤndert. 

Bei 6. 61. haben die Stände folgende neue Faſſung dieſes $. einſtimmig gewuͤnſcht: 
$. 61, wenn der Verkehr auf den nicht kunſtmaͤßig gebauten Landſtraßen und den 
Gemeinde- und Nachbar-Wegen dutch Schnee oder andere ploͤtzliche Natur-Ereig⸗ 
niſſe gehemmt oder gefährdet wird, muͤſſen die im $. 59. gedachten Gemeinden und 
Grundbeſitzer zur Herſtellung derſelben auf die Aufforderung der Kreispolizei-Behoͤrden 
unentgeldlich Hilfe leiſten. In Faͤllen, wo Gefahr im Verzuge iſt, muͤſſen die 
Ortspolizei < Behörden, auf Requiſition der Poſt- und Wege = Beamten, ſo wie 
der Reiſenden, ſofort die zur Herſtellung des Weges erforderlichen Anordnungen 
treffen. 
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9. 61. Verſchneit aber eine Chauſſee dergeſtalt, daß die Paſſage nicht bloß 
erſchwert, ſondern dergeſtalt unterbrochen wird, daß fie mit den gewöhnlichen Unter- 
haltungs- Mitteln nicht wieder hergeſtellt werden kann, ſo ſollen die Einwohner des 
Orts, in deren Feldmark ſich der Schneefall ereignet, ſogleich zutreten und mit ver— 
einten Kräften das eingetretene Hinderniß zu heben bemuͤht fein, ohne bafûr Berg 
tung zu erhalten. Jedoch ſoll dieſe Hilfsleiſtung nur ſo weit unentgeltlich gefordert 
werden koͤnnen, als ſie ſich auf einen achtſtuͤndigen Arbeitstag beſchraͤnkt und das 
Maximum der den Gemeinden und Grundbeſitzern obliegenden Verpflichtung zur unent⸗ 
geltlichen Reinigung der Chauſſee von dem Schnee, iſt ein zweimaliger achtſtuͤndi⸗ 
ger Arbeitstag fuͤr ſaͤmmtliche arbeitsfaͤhige Maͤnner in einem und demſelben Winter. 
Die Lokalpolizei-Behoͤrden find verpflichtet, fur die Ausführung der gedachten Maaß— 
regel Sorge zu tragen, und erforderlichen Falls die unverzuͤgliche Einwirkung des 
Landraths in Anſpruch zu nehmen. Executionen ſind hiebei nicht zu geſtatten. 

Die Vertheilung der Arbeiten auf die Einwohner des Orts hat die Lokal-Be— 
hoͤrde zu ermeſſen, wenn der Landrath nicht zeitig genug darauf einwirken kann. Iſt 
aber bei einem einzelnen Vorgange ein Zweifel uͤber die Repartition entſtanden, ſo 
hat die Provinzial⸗Regierung deshalb billige Grundſaͤtze, mit Ruͤckſicht auf die befon- 
dern Provinzial-⸗Verfaſſungen, zur Beobachtung in kuͤnftigen Fällen vorzuſchreiben. 

§. 61. Wenn verſchneite Fuhrwerke aus dem Schnee auszugraben ſind, ſoll 
die Arbeit von den Anwohnern nach den Beſtimmungen des vorhergehenden $., ohne 
Beſchraͤnkung auf eine Stunden-Friſt, unentgeldlich geleiſtet werden. 

§. 61% Wenn es nöthig befunden wird, außer den vorgedachten Fällen eine 
Chauffee vom Schnee zu reinigen, oder wenn in dem Fall des 5. 61. die 
achtſtuͤndige Hilfsleiſtung der Anwohner nicht ausreichend iſt, oder jeder derſelben in 
dem laufenden Winter ſchon zwei achtſtuͤndige Arbeitstage hindurch gearbeitet hat, ſo 
ſoll die Chauſſeebau < Kaffe die Koſten tragen. Die Wege -Baumeiſter ſollen jedoch, 
wenn ſie freiwillige Arbeiter nicht in der erforderlichen Zeit und Zahl dingen koͤnnen, 
die Polizei ⸗Obrigkeiten der an der Chauſſee belegenen Orte um die Beſtellung der 
Arbeiter gegen Bezahlung des an dem Orte und zu der Zeit gewoͤhnlichen Tagelohns 
requiriren, und die betreffenden Behoͤrden einer ſolchen Requiſition unverzuͤglich zu genä, 
gen verpflichtet ſein. Dem Landrath muß von dem Verfuͤgten durch die Wegebau⸗ 
meiſter in jedem Falle Nachricht gegeben werden, damit derſelbe das Verfahren nach 
Bewandniß der Umſtaͤnde controllire. 

S$. 61 Die Landraͤthe, welche auf dergleichen Ereigniſſe in den Winter-Mo⸗ 
naten aufmerkſam ſein muͤſſen, werden ermaͤchtigt, den Wegebaumeiſtern in ſchleunigen 
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Fällen untergeordnete Beamte, oder ſonſtige zuverläßige Perſonen, insbeſondere auch 
die Chauſſee⸗Einnehmer zu ſubſtituiren. Zugleich aber haben fie darauf zu halten, 
daß von der zu §. 61% gedachten Geſtellung der Hilfsarbeiter nicht ohne dringende 
Veranlaſſung, und nur bei gaͤnzlichem Mangel an freiwilligen Arbeitern, Gebrauch ge— 
macht werde. Sie haben Sorge zu tragen, daß der Tagelohn richtig und puͤnktlich 
gezahlt, kein Mißbrauch getrieben und jede etwa entſtehende Streitigkeit geſchlichtet 
werde. Reicht ihre Amts-Autoritaͤt in einzelnen Faͤllen nicht hin, ſo haben ſie Behufs 
der Remedur die Landespolizei⸗Behoͤrde ſofort in Kenntniß zu ſetzen. 


Bei F. 62. ifl gebeten worden, dieſem §. folgende Faſſung zu geben: 
wenn Kreis -Verſammlungen oder Gemeinden zur Befoͤrderung des kunſtmaͤßigen Aus⸗ 
baues der Landſtraßen, dem Staate freiwillige Erbietungen zu machen ſich veranlaßt 
finden, ſo ſind dieſerhalb einſtimmig gefaßte Beſchluͤſſe, nach Genehmigung der Lan— 
despolizei⸗Behoͤrde, vollſtreckbar. ۱ 

Bei §. 63. haben die Stände den Wunſch ausgeſprochen, dem zweiten Satz dieſes ۰ 
die Worte hinzuzufuͤgen; 

in jedem Falle muͤſſen die Nutzungen vom Staate verguͤtigt werden. 

Bei dem dritten Titel des Geſetz- Entwurfs haben die Stände die Anſicht ۵ 
digt, daß oͤffentliche Fußwege im ſtrengen Sinne nicht exiſtiren, alle vorhandenen 
Fußwege vielmehr, wenn ihre Benutzung auch vielleicht ganzen Gemeinden rechtlich 
zuſtehe, doch nur als Privat- Wege betrachtet werden koͤnnen; fie haben daher auch 
die gaͤnzliche Weglaſſung der SS. 65. 66. und 67. anheim gegeben. 

Bei F. 68. iſt um die Weglaſſung der Worte „welcher den Wegebau zu bewirken hat“, 
ſo wie um die Weglaſſung des letzten Satzes, der mit den Worten anfaͤngt: „dieſe 
Verpflichtung u. ſ. w.“ gebeten worden. 


Bei p. 69. haben die Staͤnde folgende aͤndernde Faſſung des §. anheim gegeben: 
bei Anlegung eines neuen Weges faͤllt der alte, in ſofern dieſer nicht als oͤffentlicher 
oder als Privat = Weg beibehalten werden muß, und einem Andern nicht beſondere 
Eigenthums⸗ oder Nutzungs- Rechte an demſelben zuſtehen, demjenigen zu, der den 
neuen Weg angelegt hat. Jedoch iſt dieſer Letztere verpflichtet, ſolchen den Adjacenten 
gegen den taxmaͤßigen Werth zum Eigenthum zu uͤberlaſſen. 


Bei §. 71. iſt gebeten worden, das Wort „Raſen“ wegzulaſſen, welches alsdann auch 
im §. 73. wegfallen dürfte. Bei §. 71. iſt aber noch beantragt, nach den Worten: 
„letzterm auch das Aufſuchen derſelben durch Schuͤrfenbohren ꝛc.“ hinzuzufuͤgen: 

jedoch gegen vollſtaͤndigen Erſatz des verurſachten Schadens. 
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Bei §. 76. iſt der allgemeine Wunſch geweſen, daß dieſer $. folgende Faſſung erhalte: 
die Entſcheidung daruͤber, ob ein Grundbeſitzer waͤhrend des Wegebaues die Benuz— 
zung ſeines Grundſtuͤckes nach Vorſchrift des F. 70. zu geſtatten, oder die Materia⸗ 
lien nach Vorſchrift der 66. 71. und 72. verabfolgen zu laſſen, ſchuldig fei, und in 
welchem Maaße? gebuͤhrt dem Landrath und zweien von den Betheiligten zu erwaͤh— 
lenden Grund -Eigenthuͤmern, mit Vorbehalt des Recurſes an die vorgeſetzten In⸗ 
ſtanzen ꝛc. 

Bei F. 80. ifl um die Weglaſſung der Worte: „die an einer Landſtraße oder einem 
Gemeinde-Wege liegenden Grundſtuͤcke ſollen, fo weit es zur Austrocknung des Mes 
ges erforderlich iſt, in einer hoͤchſtens bis zu 10 Fuß vom aͤußern Graben = Rande 
zu verlangenden Entfernung von Baͤumen, Zaͤunen, Hecken und Straͤuchen frei blei— 
ben“, und darum gebeten worden: 

daß die an einem oͤffentlichen Wege uͤberhangenden Aeſte und Zweige nur bis 
zu einer Hoͤhe von 10 Fuß von den Eigenthuͤmern der Pflanzungen wegge— 
ſchafft werden duͤrfen. 

Bei مک‎ 82. iſt die Fortlaſſung der Worte: „welche keine Kunſtſtraßen find”, gewuͤnſcht 
worden. 

Bei F. 84. haben die Stände gebeten, dem §. folgende Faſſung zu geben: 

Holz darf auf keinem oͤffentlichen Wege geſchleppt werden. Pfluͤge, Eggen und ähn: 
liche Gegenſtaͤnde duͤrfen auf Kunſtſtraßen nur auf Schleifen fortgeſchafft werden. 
Demnaͤchſt aber auch: 

die Breite eines beladenen Fuhrwerks auf 10 Fuß 
zu beſtimmen. 

Bei F. 87. iſt folgende Faſſung des F. beantragt worden: 

Niemand darf bei Landſtraßen oder Gemeinde-Wegen auf dem Wege oder in den 
Seiten-Graben Vieh fuͤttern ꝛc. 

Bei 6. 91. Ruͤckſichtlich der gewuͤnſchten Fortlaſſung der op. 65 — 67. würden 
die Worte: „oder gegen die Vorſchrift des F. 65. ſich eines oͤffentlichen Fußwe⸗ 
ges ꝛc.“ wegfallen. 

Bei F. 92. iſt der Zuſatz bevorwortet worden: Kinder, die ſich eine muthwillige Bes 
ſchaͤdigung der Bäume auf oͤffentlichem Wege zu Schulden kommen laſſen, mit einer 
koͤrperlichen Zuͤchtigung zu beahnden. 

Bei H. 93. hat die Majoritaͤt angetragen, daß beim Baumfrevel die Hälfte der Geld⸗ 
ſtrafe jedem Denuncianten zu Theil werden ſolle; 
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wogegen die Minorität dieſen Antrag um deshalb für bedenklich gehalten hat, weil 
dadurch der Neigung zum Denunciren bei dem Volke Nahrung gegeben werden koͤnne. 
Bei F. 95. ifl gewuͤnſcht worden, dem Schluſſe dieſes F. folgende abaͤndernde Faſſung 

zu geben: ۱ 

das Amt des Wege = Commiffarius iſt ein Communal-Amt und muß unentgeld: 

lich verwaltet werden. 

Nach dem den Provinzial-Staͤnden mitgetheilten Pro Memoria uͤber die provinziellen 
Beſtimmungen zu der allgemeinen Wege-Ordnung fuͤr das Koͤnigreich Preußen, ſollen dieſe 
Beſtimmungen ſich zuvoͤrderſt auf den §. 33. des umgearbeiteten Entwurfs der allgemeinen 
Wege = Ordnung beziehen und insbeſondere das hoͤchſte Maaß der Leiſtungen, welches in 
einem Jahre fuͤr den Wegebau gefordert werden kann, naͤher feſtſetzen, dann aber auch zu 
$. 38. über die Gewährung der nachbarlichen Hilfe Feſtſetzungen treffen. 

Die Staͤnde haben ſich in dieſer Beziehung uͤber folgende Grundſaͤtze geeiniget und die 
Faſſung des provinziellen Zuſatzes zu §. 33. in folgender Art vorgeſchlagen: 

ruͤckſichtlich der Unterhaltung der Wege im engeren Sinne, wird ein Maaß der Lei— 

ſtungen, welches als das hoͤchſte zulaͤſſige in einem Jahre von den Verpflichteten für 

den Wegebau gefordert werden kann, fuͤr die Provinz Preußen nicht feſtgeſetzt, ſolche 
muß vielmehr jeden Falls bewirkt werden. Dagegen ſoll ruͤckſichtlich der auf die In— 
ſtandſetzung der Wege jährlich zu verwendenden Arbeit, das Maximum für jede Ge 
meinde, ſo wie fuͤr jeden außer dem Gemeinde-Verbande ſtehenden Grundbeſitzer, zwei 

Arbeitstage mit allen arbeitsfaͤhigen Maͤnnern und allem Zugvieh, welches zum Fah— 

ren gebraucht wird, betragen. 

Zur Inſtandſetzung ſoll die Befahrung der Wege mit Kies, Sand oder Steinen, 
deren Erhöhung, Verbreitung und Abtragung, desgleichen die ſtufenartige Abböfchung der 
Seitenwände bei Hohlwegen, wie ſolches in den §§. 10. 11. 13. 17. und 22. des 
Geſetzes vorgeſchrieben iſt, gerechnet werden. 

Die provinzielle Beſtimmung zum F. 38. iſt in folgender Faſſung vorgeſchlagen 
worden: ) i 

das Maximum der nachbarlichen Hilfe, welche einer Gemeinde oder einem außer dem 

Gemeinde-Verbande ſtehenden Grundbeſitzer auferlegt werden kann, beſteht jährlich in 

zwei Arbeitstagen, mit allen arbeitsfaͤhigen Maͤnnern und allem Zugvieh, welches 

zum Fahren gebraucht wird. Bei dieſen zwei Tagen wird die zur Hin- und Ruͤckreiſe 
erforderliche Zeit eingerechnet. 

Wenn das gedachte Pro Memoria ferner beſtimmt, daß wegen der baaren Ausla— 

gen, welche von den Verpflichteten für den Wegebau aufgebracht werden muͤſſen, infonder- 
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heit auch in Hinſicht des Repartitions-Modus nähere Beſtimmungen getroffen und zugleich 
erwogen werden ſolle, in wiefern jener Maaßſtab auf die Stadtgemeinden anzuwenden ſei, 
ſo haben ſich die Staͤnde dagegen erklaͤrt: 
daß die Staͤdte mit in die Societaͤt der Kreisverbaͤnde gezogen werden. 
Die Wege-Societaͤt des platten Landes betreffend, haben ſie dagegen beſchloſſen: 
daß die zu gewaͤhrende nachbarliche Hilfe ſich uͤberhaupt nur auf Natural Leiſtungen, 
nicht aber auf baare Beiträge beziehen ſolle, welche letztere denen eigentlich Verpflich— 
teten um ſo mehr verbleiben muͤſſen, als ſie durch den Uebergang der Verbindlichkeit 
zur Unterhaltung der mehr als drei Fuß breiten Bruͤcken auf den Landſtraßen an den 
Staat, bereits gegen fruͤher erleichtert wären. Sollte eine Kreis -Verſammlung es 
ausnahmsweiſe fuͤr angemeſſen halten, einem Wegebaupflichtigen eine Beihilfe an 
baaren Beiträgen zu bewilligen, fo wirde fie dann auch über den Repartitions— 
Modus, nach welchem deren Aufbringung erfolgen ſoll, ſich zu einigen haben. 
Die ſonſtigen provinziellen Zuſaͤtze betreffend, ſo haben die Staͤnde ſich dafuͤr erklaͤrt: 
daß ſolche bei Nebenwegen niemals, bei Landſtraßen und Gemeinde-Wegen aber, nur 
ruͤckſichtlich der Inſtandſetzung, dagegen nicht in Betreff der laufenden Unterhaltung 
eintreten ſolle, und bei jenen auch nur dann, wenn die Kraͤfte des eigentlich Bers 
pflichteten mit Beruͤckſichtigung des ihm obliegenden Maximums unzureichend befun- 
den werden ſollten. 
Gegen die Feſtſetzung eines Maaßes der Entfernung, in welcher die nachbarliche 
Hilfe zu leiſten fei, hat fib die einfache Majorität entſchieden; mittelſt vollguͤltigen Be⸗ 
ſchluſſes der Staͤnde aber dafuͤr: 
daß es den Kreisſtaͤnden uͤberlaſſen bleiben ſolle, für die nachbarliche Hilfe einzelne 
Wege⸗Societaͤten zu bilden und zu dieſem Behuf den Kreis in Diſtrikte zu "Bellen, 
Was das Concurrenz-Verhaͤltniß der Forſten betrifft, fo haben die Stände vore 
geſchlagen: 
daß die Koͤniglichen Waldungen ruͤckſichtlich der Berechtigung ſowohl, als der Bers 
pflichtung, nachbarliche Hilfe zu verlangen und zu leiſten, von den Wege-Societaͤten 
ausgeſchloſſen fein ſollen. 
Ruͤckſichtlich der ſtaͤdtiſchen Forſten: 
daß dieſelben bezüglich der nachbarlichen Hilfe zu den ſtaͤdtiſchen Wege-Societaͤten, in 
deren geographiſchen Grenzen fie ſich befinden, gezählt werden ſollen. 
Ruͤckſichtlich auf Privat⸗Waldungen: 
daß dieſe von der nachbarlichen Hilfe nicht ausgeſchloſſen werden, ſolche vielmehr 
empfangen und leiſten ſollen, daß es aber den Kreis = Verſammlungen 
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uͤberlaſſen bleibe, den Maaßſtab, nach welchem ſie heranzuziehen waͤren, zu be— 
ſtimmen. ` 
Endlich aber haben die Provinzial ء‎ Stände die lokalen Verhaͤltniſſe in den Niede— 
rungen und Werdern Preußens nicht unberuͤckſichtigt gelaſſen, und da dieſe ſo abweichend 
ſind, daß viele Beſtimmungen des vorgelegten Geſetzes auf die Wege in den Niederungen 
und Werdern unausfuͤhrbar bleiben duͤrften, ſo haben die Staͤnde angetragen: 
daß die Niederungen und Werder Preußens, beſondere, von den Hoͤhen getrennte, Wege— 
Societaͤten bilden duͤrfen, 
und um einen provinziellen Zuſatz zum §. 94. in der Faſſung gebeten: 
da in den Niederungen und Werdern die oͤrtlichen Verhaͤltniſſe eine Abweichung von 
dem gegenwaͤrtigen Reglement erfordern, ſo ſollen die Randespolizei = Behörden die ges 
eigneten Feſtſetzungen, nach Anhoͤrung der betreffenden Gemeinden, zu beſtimmen 
ermaͤchtigt werden. 
Provinzial 8. Nachdem durch Seiner Königlichen Majeſtaͤt landesvaͤterliche Fuͤrſorge der rent, 
an dirte Entwurf des Oſtpreußiſchen Provinzial Nechtd denen Provinzial = Ständen zur Pruͤ— 
vom dée 10 fung und Begutachtung mitgetheilt worden, haben dieſelben, in dankbarer Anerkennung dieſes 
70 7 E? neuen Beweiſes des Allerhoͤchſten Vertrauens nicht geſaͤumt, uͤber denſelben angelegentlich 
und gewiſſenhaft zu berathen. 
Der Umſtand aber, daß der erwaͤhnte revidirte Geſetz-Entwurf denen Provinzial— 
Staͤnden erſt gegen Ende des Landtages zugekommen iſt, hat bei der hohen und reichen 
Bedeutung des Gegenſtandes ſogleich befuͤrchten laſſen, daß es nicht moͤglich ſein werde, 
denſelben waͤhrend der diesmaligen Sitzung des Landtages vollſtaͤndig und genuͤgend zu be— 
gutachten. Dieſe Befürchtung hat ſich nur zu ſehr beſtaͤtigt. Es haben ſich während der 
Berathung uͤber den Geſetz-Entwurf ſo viele Veranlaſſungen dargeboten, ſowohl in Betreff 
der Anordnung des Ganzen, als auch der Beſtimmungen uͤber einzelne Materien und Saz— 
zungen, Bemerkungen zu machen, und Antraͤge zu begruͤnden, daß es ganz unmoͤglich 
erſchiene, waͤhrend den wenigen den Provinzial-Staͤnden zur Berathung vergoͤnnten Tagen, 
dies mit einer der Wichtigkeit des Gegenſtandes entſprechenden Gruͤndlichkeit zu bewirken. 
Es kommt hinzu, daß nach der Allerhoͤchſten Anordnung, und gewiß zum weſentlichen 
Vortheil fuͤr das Land und fuͤr die Sache, der Entwurf des Oſtpreußiſchen Provinzial-Rechts 
von dem ganzen verſammelten Landtage, alſo auch von den in Weſtpreußen wohnenden 
Mitgliedern deſſelben, begutachtet werden ſoll, und daß daher unter denjenigen, von wel— 
chen dieſes Gutachten erwartet wird, ſich viele befinden werden, denen das Oſtpreußiſche 
Provinzial = Recht ganz fremd geweſen. Es liegt daher aus den Grenzen der Möglichkeit, 
daß dieſe Mitglieder des Landtages ſich in wenig Tagen mit dem jetzt guͤltigen Geſetzbuch 
genau 
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genau bekannt machen, die Nothwendigkeit der zu bewirkenden Aenderungen erkennen und 
die Art und Weiſe, wie dieſelben in dem revidirten Geſetz-Entwurf bewirkt ſind, genuͤgend 
beurtheilen koͤnnen. 


Wenn aber die gründliche Prüfung ſeitens aller Mitglieder des Landtags unerlaͤßlich 
nothwendig erſcheine, wenn zu Dieter Prüfung eine laͤngere Vorbereitung und wirkliche Bers 
trautheit mit dem Geſetze unerlaͤßlich erforderlich iſt, ſo haben die Provinzial-Staͤnde unter⸗ 
thaͤnigſt gebeten: 

daß es Sr. Majeſtaͤt dem Könige gefallen möge, mit der Prüfung und Begutach— 

tung des Geſetz-Entwurfs den naͤchſten Provinzial-Landtag zu beauftragen. 

In gleicher Art, als die Provinzial-Staͤnde ſich uͤber den ihnen zur Begutachtung 
vorgelegten Entwurf zum Oſtpreuß. Provinzial = Recht ausgeſprochen haben, haben fie ſich 
auch über den ahnen vorgelegten revidirten N des Weſtpreuß. Provinzial = Rechts 
erklaͤrt und gleichfalls gebeten: 

die Berathung und Begutachtung dieſes revidirten Provinzial-Rechts-Entwurfs und des 


Entwurfs des beſtehenden Danziger Partikular-Rechts, dem naͤchſten Provinzial-Land— 
tage huldreichſt zu uͤberweiſen. 


9. Zur Pruͤfung und Begutachtung des Geſetzes uͤber die Erbfolge in Ritterguͤtern Erbfolge 
in der Provinz Preußen und dem Lauenburg-Vuͤtowſchen Kteiſe, durch die landesvaͤterliche Riktergü⸗ 
Fuͤrſorge ihres erhabenen Monarchen berufen, haben die Provinzial» Stände ſich zwar nicht We 
verhehlen koͤnnen, daß kein allgemeines Beduͤrfniß zur Erlaſſung eines ſolchen Geſetzes vor: 5 
handen zu ſein ſcheine, ſich jedoch der von ihnen geforderten Pruͤfung mit Eifer und Ge— RE 
wiſſenhaftigkeit unterzogen und das Ergebniß diefer Prüfung wiederholt und mit Ernſt 
berathen. 

Im Gefolge dieſer Erörterung haben die Provinzial =» Stände ihre Anſicht, daß kein 
allgemeines Beduͤrfniß fuͤr ein Geſetz der Art vorhanden ſei, vollkommen beſtaͤtigt ge— 
funden, und ſie haben daher, nach einem durch die uͤberwiegendſte Mehrheit vollguͤltig 
gefaßten Beſchluſſe, die unterthaͤnigſte Bitte gewagt: 

von der Erlaſſung dieſes Geſetzes uͤber die Erbfolge in Ritterguͤtern in der Provinz 

Preußen und dem Lauenburg-Buͤtowſchen Kreiſe gnaͤdigſt ganz abſtehen zu wollen. 

Indem die Provinzial-Staͤnde einer huldreichen Gewaͤhrung dieſer ehrfurchtsvollen 
Bitte zuverſichtlich entgegenfehen, haben fie bei Berathung des Geſetzes nicht uͤberſehen, wie 
nachtheilig der verſchiedenartige Zuſtand dieſes Theils der Geſetzgebung in den Provinzen 
auf einzelne Theile derſelben einwirkt und wie in dieſer Beziehung Verbeſſerungen zu wuͤn⸗ 
ſchen waͤren. 
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Abgeſehen davon, daß auch hiedurch noch kein allgemeines Beduͤrfniß begründet werde, 
fo haben ſelbſt in Betreff jener einzelnen Theile die Provinzial-Staͤnde in den Beſtimmun⸗ 
gen des vorliegenden Geſetzes keine Abhilfe oder Verbeſſerung finden koͤnnen, und auch in 
dieſer Beziehung keine Veranlaſſung gehabt, ſich für die Anwendung, ſelbſt einzelner Be: 
ſtimmungen deſſelben, zu erklaͤren. 

Dagegen hat ſich die allgemeine Anſicht fuͤr einige andere 118 bei Gelegenheit der 
Berathung anderweit zur Sprache gebrachte geſetzliche Abaͤnderungen, namentlich z. B. durch 
Anſchließung einzelner Landtheile an Beſtimmungen des allgemeinen Landrechts und des Oſt— 
preußiſchen Provinzial-Rechts, ausgeſprochen. 

Es geht jedoch der allgemeine Wunſch der Provinzial-Staͤnde dahin, daß uͤber dieſe 
Verhaͤltniſſe kein beſonderes Geſetz erlaſſen, ſondern die in dieſer Beziehung zu machenden 
Antraͤge, bei Gelegenheit der durch die Provinzial-Staͤnde zu erwartenden Pruͤfung der ver— 
ſchiedenen preußiſchen Provinzial-Geſetze, angebracht werden duͤrfen. 

Die Provinzial-Staͤnde haben daher gebeten: 
daß die vom ſechſten preußiſchen Provinzial-Landtage bei der Begutachtung des Ge— 


: ſetzes über die Erbfolge in Ritterguͤtern ꝛc. aufgenommenen Verhandlungen dem naͤch— 
d fen Provinzial = Landfage zur Kenntnißnahme vorgelegt werden mögen, ſobald ۶ 
ben die Berathung über die Provinzial-Geſetze übertragen werden wird. 
Capital des 10. Seine Majeſtaͤt der König haben durch die Allerhoͤchſte Verfuͤgung vom 12ten 
E aan c. der Provinz Litthauen Allergnaͤdigſt geſtattet, daß fie den Fond welcher durch den 
partemen 


aus dem Er⸗ Verkauf der geſchenkten demobil gemachten Pferde gebildet worden, entweder zu einer Ver— 
geſchenk ten wendung bei einer eintretenden Mobilmachung der Armee, zur Ausruͤſtung der Landwehr, 
Pferde. oder zu einer ewigen Stiftung Behufs der Land = Armenpflege, und insbeſondere zur Unter 
wegl 1. April ſtͤtzung der in dieſer Provinz befindlichen Invaliden, ſo wie der Familien der vor dem 
1837. No. B. Feinde gefallenen Unteroffiziere und Soldaten, beſtimmen koͤnnen, und daruͤber eine Erklaͤ— 

rung der Provinzial: Stände verlangt. 
Die Provinzial = Stände haben nach reiflicher Erwägung der obwaltenden Verhältniffe 

dahero gebeten: 

daß es der Provinz Litthauen geſtattet werde, dieſen Fond nach ſeinem urſpruͤnglichen 
Zwecke zur Armenpflege, beſonders der in den Feldzuͤgen gewordenen Militair = Invaliden 
und der hilfsbeduͤrftigen Familien der vor dem Feinde gebliebenen Unteroffiziere und Sol⸗ 
daten, zu beſtimmen und die Intereſſen dieſes Capitals zu Unterſtuͤtzungen der Art zu ver⸗ 
wenden. Die Verwaltung dieſes Capitals, ſo wie die zweckmaͤßige Verwendung der Zin⸗ 
ſen, moͤge wie bisher der Koͤnigl. Regierung zu Gumbinnen verbleiben; da aber alle 


Kreiſe einen Antheil an dem Capital haben, ſo wuͤrde auch Jedem ein Anrecht an den 
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Zinſen nach der Seelenzahl zuſtehen, worauf bei Unterſtuͤtzung der Invaliden und nachdem 

der Kreis-Armen, jedoch immer mit vorzuͤglicher Veruͤckſichtigung der in der Provinz be 

findlichen hilfsbeduͤrftigen Invaliden, oder Familien der vor dem Feinde gebliebenen 

Unteroffiziere und Soldaten, zu achten waͤre. 

In der Hoffnung, daß dieſe Antraͤge Allerhoͤchſte Gewaͤhrung finden duͤrften, haben die 
Provinzial⸗Staͤnde ferner gebeten: 

daß Seine Majeſtaͤt der Koͤnig Allergnaͤdigſt geſtatten moͤge, daß die zur Provinzial⸗ 

Land-Armenpflege für Oſtpreußen und Litthauen gewaͤhlten Mitglieder und zwar diejeni⸗ 

gen, welche aus Litthauen gewaͤhlt ſind, fuͤr befugt und verpflichtet erachtet werden 

moͤchten, von der Verwaltung und der Sicherheit des, aus dem Verkauf der der Provinz 

Litthauen geſchenkten demobil gemachten Pferde gebildeten Fonds, Kenntniß zu nehmen, 

die erforderlichen Auskuͤnfte ſich zu erbitten und anzutragen, daß uͤber die Verwendung 

der Zinſen des Fonds oͤffentlich Rechnung gelegt werde. 

Sollten in Zukunft in der Armenpflege und deren Beſtimmungen Aenderungen eintreten, 
die jetzt nicht zum Voraus zu ſehen ſind, ſo haben die Provinzial-Staͤnde gebeten: 

Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige anderweite Vorſchlaͤge zur Benutzung des in Rede ſtehenden 

Fonds, zur Allerhoͤchſten Entſcheidung vorlegen zu duͤrfen. 

11, Der vierte preußiſche Provinzial = Landtag hatte durch den Allerhoͤchſten Landtags⸗ 
Abſchied vom Zten Mai 1832 der landesvaͤterlichen Zuſage ſich zu erfreuen, daß die gemachten 
Antraͤge wegen Trennung der Straf-Anſtalt von der Beſſerungs-Anſtalt zu Graudenz huldreichſt 
gewährt werden ſollten, ſobald ein anderweites Lokale zur Errichtung einer Straf-Anſtalt ermit⸗ 
telt waͤre. | 

In den Vorſchlaͤgen, welche durch die Beilage der Allerhoͤchſten Cabinets-Ordre vom 
12ten Februar 1837 denen Provinzial: Ständen gemacht worden, über die Art, wie dieſe beab⸗ 
ſichtigte Auseinanderſetzung zu bewirken fei, haben die Provinzial-Staͤnde mit dem ehrfurchts⸗ 
vollſten Dank die Fuͤrſorge ihres allverehrten Königs erkannt und haben dieſelben einer forgfäl- 
tigen und genauen Berathung unterzogen. 

Dieſe Berathung hat ſie zu der Ueberzeugung gefuͤhrt, daß die beabſichtigte Trennung der 
Anſtalten und die Auseinanderſetzung wegen der Gebaͤude verſchiedener Ermittelungen be— 
dürfe, die auf Lokal⸗Kenntniß, die dem größten Theil der Provinzial: Stände abgeht, gegruͤn⸗ 
det werden muͤſſen. Sie haben daher ein Mitglied der ſtaͤndiſchen Land-Armen-Commiſſion fuͤr 
Weſtpreußen beauftragt, alle Nachrichten einzuziehen und jede erforderliche Ermittelung zu mas 
N demnaͤchſt aber durch Unterhandlungen mit dem Königlichen Ober- Praͤſidenten der ۰۶ 
vinz und dem Koͤniglichen Miniſterio des Innern, dieſe Angelegenheit bis zum definiti⸗ 
ven Abſchluß, unter Vorbehalt der Zuſtimmung des naͤchſten Provinzial-Randtages, vorzubereiten. 
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Demnaͤchſt aber haben die Provinzial-Staͤnde unterthaͤnigſt gebeten: 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig moͤge in Beruͤckſichtigung auf die Wichtigkeit des Gegenſtan— 
des und da keine Gefahr im Verzuge vorhanden ſei, Allergnaͤdigſt nicht mißdeuten, wenn 
die Provinzial = Stände Anſtand genommen haben, ſchon jetzt eine definitive Erklärung 
abzugeben. 
Land⸗ 12. Seine Majeſtaͤt der Koͤnig haben mittelſt Erlaſſes vom 18ten Februar 1837 die 
. Provinzial-Staͤnde zu benachrichtigen geruhet, daß Seine Majeſtaͤt der Koͤnig in Gefolge der 
Denkſchrift Anträge der früheren Provinzial-Landtage, wegen Aufſtellung einer Ordnung für die Land-Ge— 
4887. Ge 105 meinden der Provinz, denen Provinzial = Behörden die Fertigung der erforderlichen Vorarbeiten 
auftragen laſſen. 


Denen eingereichten Entwuͤrfen habe die Abſicht zum Grunde gelegen unter Beſeitigung 
des jetzigen groͤßtentheils auf Obſervanzen, Vertraͤgen und Judicaten beruhenden Zuſtandes, die 
Verfaſſung und Verwaltung der Landgemeinden auf ganz neue Grundlagen voͤllig umzugeſtalten. 

Dieſe Entwürfe haben Seiner Königlichen Majeſtaͤt landesvaͤterlichen Intention nicht ents 
ſprochen, indem das Beſtehende durch Verbeſſerung der Mängel und Ausfuͤllung der Luͤcken, als 
organiſches Ganze erhalten und in lebendiger Fortbildung weiter entwickelt werden ſolle. 

Seine Majeſtaͤt der Koͤnig haben daher denen vorgelegten Entwuͤrfen keine Folge gegeben, 
um aber weitere Entſchließungen zu faſſen, die Provinzial-Staͤnde aufgefordert, ſich uͤber fol— 
gende Fragen zu erklaͤren: 

Iſte Frage. 

Hat ſich in Folge der baͤuerlichen Regulirungen und Gemeinheitstheilungen in der Provinz 

die Nothwendigkeit ergeben, in Hinſicht der Verhaͤltniſſe der verſchiedenen Klaſſen der 

Dorfsbewohner, welche auf Vertrag und Obſervanz gegruͤndet waren, namentlich in Hin— 

ſicht ihrer Theilnahme an den Nutzungen des ungetheilten Gemeinde- Vermoͤgens und ihrer 

Beitrags-Pflichtigkeit zu den Gemeinde-Leiſtungen eine geſetzliche Beſtimmung zu treffen? 
Die Provinzial: Stände haben dieſe Frage in nachſtehender Art beantwortet: 

In Folge der baͤuerlichen Regulirungen und Gemeinde-Theilungen in den Provinzen ſei 

durch die daſelbſt gerichtlich anerkannten Rezeſſe, hinſichts der Theilnahme an den Nutzun— 

gen, an dem Gemeinde-Vermoͤgen, ſo wie dem Beſitz der Laͤndereien, das Noͤthige feſtge⸗ 
ſtellt, auch das Eigenthumsrecht geſichert, und werde auch, wo dieſe Gemeinde-Theilun⸗ 
gen weiter vorſchreiten, geſichert bleiben. Wo Dorſſchaften und Gemeinden noch nicht 
in Gemeinheits-Theilungen eintreten, würde der Gemeinde die Selbſtbeſtimmung über 

Eigenthum und Nutzung nach den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts, mit Hinſicht 

auf das zu erlaſſende, jetzt von den Provinzial = Ständen begutachtete Geſetz „Wegen 
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näherer Beſtimmung der den Mitgliedern der Land- und Stadtgemeinden an den laͤndli— 
chen Grundſtuͤcken und Grundgerechtigkeiten zuſtaͤndigen Rechte“ zu uͤberlaſſen fein. 

Anders aber, als wegen Vertretung des Eigenthums und der Nutzungen in den Ge— 
meinden, geſtalte fich die Anforderung wegen der Beitrags-Pflichtigkeit zu den Gemeinde-Lei⸗ 
ſtungen, die zwar im Allgemeinen anerkannt und feſtgeſtellt wird; es moͤchten aber wegen des 
Maaßes dieſer Leiſtungen und Beiträge für jeden Einzelnen, uͤber deren Vertheilung und das 
Mitrecht zu den diesfallſigen Anordnungen, Weiterungen, Anfragen und Beſchwerden entſtehen, 
die aus Mangel eines geſetzlichen Anhalts, die erbetene Ordnung fuͤr die Land-Gemeinden erhei— 
ſchen duͤrften. Es wuͤrde nach Anſicht der Staͤnde in dieſer Ordnung als leitendes Princip der 
Grundſatz herrſchend ſein muͤſſen: daß jeder Bewohner einer Gemeinde verpflichtet ſei, zu deren 
gemeinſchaftlichen Laſten nach Verhaͤltniß beizutragen, daß es aber im Allgemeinen nicht zweck— 
mäßig wäre, uͤber den Beitrags-Modus ſpezielle Beſtimmungen zu erlaſſen, ſondern dieſe den 
Befchlüffen der Gemeinde-Glieder hinzugeben, deren Wirkſamkeit jedoch von der Genehmigung 
der Königlichen Provinzial-Behoͤrde abhängig bleibe. 

216۵ Frage. 
Iſt es nicht aus gleichem Grunde nothwendig, auch über das Stimmrecht der Gemeinde: 
Verſammlungen eine allgemeine Anordnung zu treffen? und werden nicht diejenigen Klaſſen 
der Dorfs⸗ Einwohner, welchen zeither nach dem Herkommen ein Stimmrecht nicht gus 
ſtand, zur Ausuͤbung deſſelben, wenigſtens durch Deputirte, zuzulaſſen ſein? 

Die Provinzial-Staͤnde haben dieſe Frage bejahend beantwortet, indem derjenige, wel— 
cher Leiſtungen und Pflichten fuͤr die Gemeinde uͤbernimmt, auch gehoͤrt werden muͤſſe. Es 
werde daher nothwendig fein, in der Gemeinde-Ordnung Aber das Stimmrecht in den Gemeinde— 
Verſammlungen geſetzliche Vorſchriften ergehen zu laſſen, wobei auch ſolche Dorfsbewohner, 
welche bisher kein Stimmrecht gehabt haben, zur Ausuͤbung deſſelben, wenigſtens durch Abge— 
ordnete, zu berechtigen waͤren. Zur Befaͤhigung einer ſolchen Vertretung wuͤrden jedoch nur 
Grundbeſitzer einen Anſpruch haben, 


3te Frage. 
Wird es fuͤr nothwendig erachtet, in den groͤßern Gemeinden, in welchen die Mitglieder 
zeither viritim auf den Gemeinde-Verſammlungen erſchienen find, eine Gemeinde-Repraͤ— 
fentation einzurichten? In welchen Faͤllen? Und wie iſt fie mit Beruͤckſichtigung der 
verſchiedenen Klaſſen zu organiſiten? 
Die Provinzial⸗Staͤnde haben geglaubt, dieſe Frage unbeantwortet laſſen zu duͤrfen, 


weil ſo große Gemeinden als in andern Provinzen vorhanden ſind, in den Provinzen Preußens 
nicht vorgefunden werden. 
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Seine Majeſtaͤt der Koͤnig haben gnaͤdigſt geſtattet, noch andere Gegenſtaͤnde aufzufuͤhren, 
wenn nach denen den Provinzial-Staͤnden beiwohnenden genauen praktiſchen Kenntniſſen der 
Verhaͤltniſſe der Land-Gemeinden Veranlaſſung waͤre, geſetzliche Beſtimmungen herbeizufuͤhren. 

Die Provinzial-Staͤnde haben indeſſen keine Veranlaſſung gefunden, in dieſer Beziehung 
fernere Anträge anzuknuͤpfen. 

13. Seine Majeſtaͤt der König haben in dem Allerhoͤchſten Propoſitions-Dekret vom 
12ten Februar 1837 denen Provinzial-Staͤnden noch folgende Nachrichten mitzutheilen die 
Allerhoͤchſte Gnade gehabt: 

1. Im Landtags⸗-Abſchiede vom 31ſten Dezember 1834 unter I. 7. haben Wir Unſern ges 
treuen Ständen eröffnet, daß über den Entwurf der Schul-Ordnung, wie er ohne vorgaͤn⸗ 
gige von Unſerm Staats-Miniſterio vorgenommene Prüfung dem Landtage vorgelegt, 
aber von demſelben wegen der Kuͤrze der Zeit nicht begutachtet worden war, noch eine 
Berathung Unſers Staats- Minifterii ſtattfinden ſolle, und Wir uns vorbehielten, den 
Entwurf kuͤnftig nach Befinden in veraͤnderter Geſtalt den Staͤnden zur Begutachtung 
vorlegen zu laſſen. 

Aus dem von Unſerm Staats < Minifterio Uns erſtatteten Bericht haben Wir erſe⸗ 
hen, daß der Entwurf ber Schul-Ordnung, weil er in mehreren und beſonders in denje— 
nigen Beſtimmungen, welche die Verpflichtungen ꝛc. fuͤr die Unterhaltung der Schulen 
betreffen, auf das Beſtehende gar keine Ruͤckſicht nimmt, einer gaͤnzlichen Umarbeitung 
bedarf. Damit dieſe der Wichtigkeit des Gegenſtandes entſprechend bewirkt werde und 
dafür geſorgt werden koͤnne, daß das beabſichtigte neue Schul- Regulativ für das Koͤnig⸗ 
reich Preußen, gleich den andern fuͤr einzelne Provinzen von Uns genehmigten aͤhnlichen 
Regulativen, ſich dem Beſtehenden anſchließe, die Ausgleichung der von einander abweichenden 
in der Provinz noch geltenden Porſchriften beruͤckſichtige, und nur die durch bie veränderten 
ländlichen Verhaͤltniſſe und durch die Verbeſſerung des Schulweſens als nothwendig ber 
dingten Modifikationen und Ergaͤnzungen aufnehme, haben Wir Unſern Ober-Praͤſidenten 
beauftragt, eine uͤberſichtliche Zuſammenſtellung der neben den Veſtimmungen des Allge⸗ 
meinen Landrechts im Koͤnigreiche Preußen noch geltenden Vorſchriften und Obſervanzen 
zu veranlaſſen, und wie dieſelben zur Baſis der neuen Ordnung dienen koͤnnen, nachzu⸗ 
weiſen; demnaͤchſt behalten Wir Uns vor, einen anderweitigen Entwurf ausarbeiten zu 
laſſen und das Gutachten Unſerer getreuen Staͤnde daruͤber zu erfordern. 

2. In Folge der Unſeren getreuen Ständen bei dem Landtags- Abſchiede vom 19ten Januar 
1835 ad I. 3. gemachten Eroͤffnung, iſt die vorbehaltene naͤhere Eroͤrterung wegen Ein⸗ 
richtung einer hoͤheren Lehr-Anſtalt zu Hohenſtein veranlaßt und das Reſultat derſelben zu 
Unſerer Kenntniß gebracht worden. Wir haben daraus erſehen, daß die Zahl der Schuͤler, 
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auf welche aus den benachbarten Kreiſen mit einiger Sicherheit zu rechnen fein möchte, 
nicht ſo groß iſt, als man Anfangs erwartete, und außer dem Schulgelde, welches 
hoͤchſtens den Aren Theil des Beduͤrfniſſes decken kann, keine Fonds, als zur Dotation 
der projectirten Anſtalt vorhanden, nachgewieſen find. Da aber die Bewilligung des ge: 
ſammten erforderlichen Zuſchuſſes aus den Staats-Fonds unter den obwaltenden Verhaͤlt⸗ 
niffen nicht zuläffig erſcheint, fo muͤſſen wir die weitere Entſchließung über die Einrichtung 
der hoͤheren Lehranſtalt zu Hohenſtein vorbehalten, bis die Moͤglichkeit ihres Beſtehens 
durch die ihr zuzuwendende Theilnahme der dabei betheiligten Kreiſe, reſp. der Stadt Ho— 
henſtein, mit mehr Sicherheit nachgewieſen iſt. 


ter Haupt MOTD mitt. 
Die Seiner Majeſtät dem Könige von dem Provinzial- Landtage unterthänigſt vorgetragenen Bitten 
und Anträge betreffend. 

Die dem Provinzial-Landtage zugegangenen Bitten und Anträge, find auf dieſem Landtage 
von den Provinzial-Staͤnden ſaͤmmtlich erwogen, und es ſind nachſtehende Anträge für wichtig 
erachtet worden, Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige in beſonderen Denkſchriften in Unterthaͤnigkeit 
ehrfurchtsvoll vorgetragen zu werden. 

1. Das Koͤnigliche Miniſterium fuͤr geiſtliche und Schul-Angelegenheiten hat ſich bewogen 
gefunden, anzuordnen: daß die in Marienburg und Graudenz beſtehenden Simultan- Semina= 
rien nach den Confeſſionen getrennt; das Seminar zu Graudenz den Bekennern der katholiſchen 
und das zu Marienburg den der evangeliſchen Confeſſion zugewieſen werden ſolle; imgleichen: 
daß die Elementar-Schulen gleichfalls nach den Confeſſionen ſeparirt und an jedem Orte, in 
welchein Bekenner beider Confeſſionen wohnen, für eine jede beſondere Schulen errichtet wer: 
den ſollen. 

Die Nachricht von dieſen Anordnungen hat uͤberall, wo ſie bekannt geworden, einen ſehr 
ſchmerzlichen Eindruck gemacht, und viele und erhebliche Befuͤrchtungen hervorgerufen. 

Unter den vielen Wahrnehmungen uͤber den Fortgang der Sittigung und Bildung, ge— 
währt insbeſondere diejenige dem Vaterlandsfreunde Freude und Genugthuung, daß in Weſt⸗ 
preußen die Simultan-Bildungs-Anſtalten nicht bloß friedlich beſtehen, ſondern erfreulichen 
Fortgang haben. 

Die Scheidung der Elementar-Schulen und der Seminarien nach den Confeſſionen duͤrfte 
den bisherigen guten Erfolgen hinderlich ſein und die Bemuͤhungen, das Volk von politiſcher 
und moraliſcher Unklarheit zu befreien, wuͤrden vergebens aufgewendet ſein; das friedliche Ver⸗ 
nehmen zwiſchen evangeliſchen und Fatholifchen Unterthanen wuͤrde geſtoͤrt werden. 


Die Simul⸗ 
tan⸗Schu⸗ 


len und Si⸗ 


multan⸗Se⸗ 
minarien. 
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Von ganz beſondern Nachtheilen wuͤrde aber die Scheidung der Seminarien nach Confeſ— 
ſionen ſein, da hiedurch der Geiſt des Separatismus recht eigentlich in das Volk verpflanzt 
werden wuͤrde. 

Nach den angeſtellten Erkundigungen waͤren am , Schluſſ e des Jahres 1835 im Regie⸗ 
rungs-Bezirke Marienwerder unter 963 Elementar-Schulen 850 Simultan-Schulen, im Res 
gierungs-Bezirke Danzig unter 573 Elementar-Schulen 504 Simultan-Schulen, in beiden 
Regierungs- Bezirken alſo 1354 Simultan-Schulen. 


Die Einrichtung und Unterhaltung der dringend nothwendigen Schulen, 1 den Ge⸗ 
meinden obliegen, hätten große Anſtrengungen erfordert und fordern ſolche noch fortwährend; 
es ſei daher erfreulich, daß in der Mehrzahl der Faͤlle dieſe Anſtrengungen gern und willig ge— 
leiſtet werden. Eine Verdoppelung der Schulen an den Orten, wo Simultan-Schulen beſtehen, 
wuͤrden die Kraͤfte des Landes weit uͤberſteigen. 

Die Provinzial-Staͤnde haben es fuͤr eine ihnen obliegende Pflicht gehalten, die Unmoͤg— 
lichkeit der Ausfuͤhrung der von den Miniſterien beabſichtigten Maaßregeln anzuzeigen, fuͤr eine 
heilige Pflicht aber geachtet, Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige ihre Anſichten und Beſorgniſſe uͤber 
die gebotene Separation des Unterrichts in den Seminarien und Elementar-Schulen nach den 
Confeſſionen, in tieſſter Ehrfurcht vorzutragen und die unterthaͤnigſte Bitte anzureihen: 

die Genehmigung der von dem Minifterio der geiſtlichen und Sul = Angelegenheiten anges 

ordneten Trennung der Simultan-Seminarien und Simultan-Elementar-Schulen zu ver— 

ſagen und die Beibehaltung des Simultaneums Allergnaͤdigſt anzubefehlen. 


Einrich⸗ 2. Die Provinzial-Staͤnde haben ſchon früher das in der Provinz Preußen fühlbare 
e Beduͤrfniß einer hoͤheren Real-Unterrichts-Anſtalt angeregt und es ſind mit dieſer von verſchie— 
Gymnaſii. denen Landtagen gemachten Anzeige, Bitten, theils um Errichtung einer höheren Unterrichts⸗ 
S ee Anſtalt, theils auf Verwandlung einiger der beſtehenden Gymnaſien in ein CS Inſtitut ۶ 
1837. No. 4. gereiht worden. 

In dem Allergnaͤdigſt erlaſſenen Landtags-Abſchiede vom 31ſten Dezember 1834 iſt in 
Betreff der höhern Lehr-Anſtalt zu Hohenſtein die Allerhoͤchſte Entſchließung ausgeſetzt worden, 
bis eroͤrtert ſein werde, ob ſich in der Gegend eine hinreichende Anzahl Zoͤglinge finden werde, 
und es iſt ferner in demſelben Landtags-Abſchiede ausgeſprochen worden, das die Zahl der 
Gymnaſien ohne nachtheilige Beſchraͤnkung des Gymnaſial⸗Unterrichts nichts vermindert werden 
koͤnne. Es iſt inzwiſchen die Errichtung eines neuen katholiſchen Gymnaſiums in Culm ange: 
ordnet worden und der Ausfuͤhrung nahe. Wenn gleich die Stadt Culm durch Beſchaffung des 
Gebaͤudes die Errichtung befoͤrdert hat, ſo kann dieſelbe dennoch ohne bedeutende Zuſchüſſe aus 


Staats-Fonds nicht ins Leben treten. 
Dieſe 
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Dieſe Bewilligungen geben der Hoffnung Raum, daß es auch möglich fein werde, einem 
der dringendſten Beduͤrfniſſe der Provinz durch ähnliche Bewilligungen abzuhelfen. 

Fuͤr ein ſolches Beduͤrfniß halten die Provinzial Stände die Errichtung eines Reals Gyms 
naſiums; eine Anſtaͤlt die über den niedern und hoͤhern Gewerbe- und Realſchulen, in gewiſſer 
Beziehung auch uͤber die polytechniſchen Inſtitute ſteht, mit den Gymnaſien, die zur Unterſchei⸗ 
dung humaniſtiſche oder gelehrte genannt werden koͤnnten, auf einer Parallel-Stufe ſich befin— 
den, und fo gut wie dieſe in vielen Faͤchern der menſchlichen Erkenntniſſe zur Univerſitaͤt, 
gleichzeitig aber auch zu andern Berufen und hoͤheren Gewerben vorbereitet. 

Der Kampf zwiſchen dem Humanismus und dem Realismus entwickele ſich immer weiter. 
Der Humanismus der ſich maͤchtiger Vertretung zu erfreuen hat, verwechſele in ſeinen Angriffen 
wider den Realismus, dieſen mit Philantropinismus einer verſchwundenen Zeit. Es koͤnnen 


aber der Humanismus und der Realismus ſehr wohl zum beiderſeitigen Vortheil neben ein⸗ 
ander beſtehen. | 


Dn den Provinzen Preußens die zum Handel wohl 1 und 2 ſind, und die zu 
größern Gewerbe- und Fabrik- Anlagen eben ſo paſſend fein wuͤrden, duͤrfte ein Real⸗Gymna⸗ 
fium dringend Noth thun, und es würde eine ſolche Anſtalt in den großen Städten der Provinz 
viel Anhalts⸗ und unterſtützungs⸗ Punkte in Betreff vorhandener Lehrmittel und Einrichtung finden. 


Die Provinzial: Stände haben daher unterthaͤnigſt gebeten: 


die Errichtung eines Real-Gymnaſiums in einer der groͤßern Staͤdte der Provinz 
Preußens allergnaͤdigſt anzuordnen und die zur Errichtung einer ſolchen Anſtalt erfor: 
derlichen Fonds huldreichſt zu bewilligen. 


3. Seit längerer Zeit iſt die geiſtige und koͤrperliche Entwickelung der auf den Gym: SE 
nafien der Monarchie befindlichen Schuͤler ein Gegenſtand größerer Aufmerkſamkeit und mit⸗Gymnaſien 
unter lebhafter Beſorgniß des Publikums, welches auf eine kraͤftig moraliſche und intellek— phoſiſchen 
tuelle Bildung derſelben gerechte und unabweisliche Hoffnungen gründet... ee 

Ziele Aufmerkſamkeit und dieſe Beſorgniß iſt in einem hohen Grade geſteigert, ſeit Denkſchrift 


in No. 1. der mediziniſchen Zeitung fuͤr 1836 ein geachteter Arzt, Dr. Lorinſer, die Anſicht a 9 03 
aufgeſtellt hat: daß der Unterricht und die Bildung in den Gymnaſien gegenwaͤrtig der phy— 

ſiſchen und mithin auch der pſychiſchen Entwickelung der Schuͤler nicht nur Gefahr drohe, 

ſondern in unzähligen Faͤllen auf beklagungswerthe Weiſe bereits gebracht habe und noch 

bringe; eine Anſicht, welche ſeitdem in einer großen Anzahl von Schriften vor den Augen 

des minderkundigen, aber nicht minder betheiligten Publikums vertheidigt und bekaͤmpft 

worden iſt. 
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Der Gegenſtand iſt hochwichtig, er beruͤhrt die tiefſten, Intereſſen eines jeden wahren Pas 
trioten um fo mehr, als das Vorhandenſein der vom Dr. Lorinſer geſchilderten Uebelſtaͤnde 
ſelbſt, von der Mehrzahl der Gegner nicht beſtritten iſt, ſo daß der Streit nur noch eigentlich 
daruͤber ſtattfindet, ob jene Uebelftände Folgen der Einrichtung des jetzigen Gymnaſial-Unter⸗ 
richts, oder anderweiter umſtaͤnde find. 

Es haben daher die Provinzial⸗Staͤnde ſich die ER Bitte erlaubt: 
daß es Seiner Königlichen Majeſtaͤt gefallen moͤge, in allen Theilen der Monarchie, 
eine durchgreifende und jedem einſeitigen Standpunkt fremde Unterſuchung uͤber die Art 
des Gymnaſial⸗ Unterrichts und feine Folgen auf phyſiſche und pſychiſche Entwickelung 
der Schüler allergnaͤdigſt befehlen, und das Ergebniß dieſer Unterſuchung auf geeig⸗ 
netem Wege zur Kenntniß des Landes bringen zu laſſen. 


Bäuerliche 4. Nach dem Regulirungs-Edikt vom 14ten September 1811 zu F. 16. und der Des 
an klaration vom 29ſten Mai 1816 kann auf Ablöfung derjenigen Hilfsdienſte angetragen mers 


Denkſchrift den, welche der Gutsherrſchaft von den bäuerlichen Einſaaßen durch Geſpann- und Hand— 
4. Avril 1837. dienſte geleiſtet werden ſollen. Da nun uberhaupt dergleichen Abloͤſungen zum größten Theil 
No. 35. in der Provinz noch nicht erfolgt ſind, und dieſes oft mit ſehr vielen Schwierigkeiten und 
Koſten verknuͤpft iſt, ſo erſcheint es wuͤnſchenswerth, wenn fuͤr die bei der Regulirung der 
gutsherrlich-baͤuerlichen Verhaͤltniſſe vorbehaltenen Hilfsdienſte bei Anwendung der Abloͤſungs⸗ 

Ordnung vom Ten Juni 1821 ein für allemal beſtimmte Normalſaͤtze angenommen wuͤrden. 

Die Provinzial-Staͤnde haben daher unterthaͤnigſt gebeten: 
eine aͤhnliche Cabinets-Ordre fuͤr die Provinz Preußen zu erlaſſen, „als mittelſt Allerhoͤch⸗ 
ſten Erlaſſes vom 26ſten October 1835 auf den Antrag der Brandenburger Provinzial: 
Staͤnde ertheilt worden, die ihrem weſentlichen Inhalte nach dahin lautet; daß die bei der 
Regulirung der gutsherrlich-baͤuerlichen Verhaͤltniſſe vorbehaltenen Hilfsdienſte, nach für 
jede Gegend zu beſtimmenden Normalſaͤtzen feſtgeſetzt und dieſe Ermittelungen und Feſt— 
ſetzungen, nach vorgaͤngiger Ausmittelung angemeſſener Diſtrikte, durch beſondere aus 
ſachkundigen Eingeſeſſenen und einem Abgeordneten der General-Commiſſion zufammen- 
geſetzte Diſtrikts-Commiſſionen, zu bewirken fein werden. 

2. Nach §. 1. der Allerhoͤchſten Deklaration vom 10ten Juli 1836 des Geſetzes 
vom Sten April 1823, welcher in dem Culmer und Michelauer Kreiſe, ſo wie in dem Ge⸗ 
biete der Stadt Thorn zur Anwendung kommt, ſollen als Merkmale einer regulirungsfaͤhi⸗ 
gen Ackernahrung angeſehen werden: 

1. wenn Spanndienſte von der Stelle geleiſtet werden muͤſſen, 
2. wenn ein Beſitzer zwei Pferde oder zwei Zugochſen haͤlt und dieſe zur Bewirthſchaftung 
der Ackernahrung nöthig geweſen. 


ech‏ ` 3 مت 


Dieſe gefeglichen Beſtimmungen haben zu vielfachen Mißdeutungen und Prozeffen Bers 
anlaſſung gegeben, indem in der Provinz Weſtpreußen Inftleute vorhanden find, die etwa 
ſechs Morgen Land benutzen, welches ihnen ſtatt baares Geld als Aequivalent fuͤr zu lei⸗ 
ſtende Dienſte uͤberlaſſen ifl, und die, wenn 6 zwei Ochſen 9۳9 auf Regulitungefähig- 
keit Anſpruch machen. E 

Die Provinzial Stände haben daher in Unterthaͤnigkeit angetragen: 

die Punkte 1. und 2. des 6. 1. des Geſetzes vom 10ten Juni 1836 dahin näher 

deklariren zu laſſen, daß Danniker, Inſtleute, oder ihnen gleichſtehende EE dem 

Geſetz nicht unterworfen find, Se EE 


5. Die Succeſſion des Adels in den ehemaligen Palatinaten Marienburg und Po⸗Letztwillige 
merellen iſt durch das in der Regierungs- „Inſtruktion vom Jahr 1773 beſtaͤtigte jus terrestre E ان‎ 
nobilitatis prussiae beftimmt,, und es iſt dem Adel jede letztwillige Verfügung uͤber das e e 
Grund: Vermögen hiemit unterſagt worden. Der Grund dieſer aus einer Conſtitution des i 
Koͤnigs Sigismund vom Jahre 1510 herruͤhrenden harten Beſchraͤnkung, iſt, wie es in dem Denkſchrift 
Berichte des Königlichen Ober-Landes-Gerichts von Weſtpreußen vom 24ſten Februar 1832 ی‎ EC 
an das Königliche Juſtiz-Miniſterium erörtert worden, nach den Worten jener Conſtitution 
und dem Zeugniß der bewaͤhrteſten Schriftſteller nicht in der Abſicht, die Familien zu 
erhalten, ſondern darin zu ſuchen, daß dem Einfluß der Geiſtlichkeit auf letztwillige Bers 
ordnungen vorgebeugt werde, durch welche liegende Gruͤnde in das Eigenthum der Kirche 
und insbeſondere der Kloͤſter ungebuͤhrlich uͤbergingen. 


Da nun aber zur Erreichung dieſes Zwecks ein Mittel nicht mehr nothwendig iſt, 
welches einen achtbaren Stand in ſeinen Rechten auf das aͤußerſte beſchraͤnkt, ſo haben die 
Provinzial: Stände unterthaͤnigſt gebeten: 

fuͤr den Adel in den ehemaligen Palatinaten Marienburg und Pomerellen, das durch 

die Regierungs-Inſtruktion vom 24ſten September 1773 beſtaͤtigte druͤckende Verbot, 

über das Grund- Vermoͤgen letztwillig zu verfuͤgen, noch vor der Beſtimmung einer 
anderweitigen Succeſſions-Ordnung gnaͤdigſt aufzuheben und demſelben das Recht der 


diesfälligen teſtamentariſchen Verfuͤgung huldreichſt zu ertheilen. 

6. Auf die unterthaͤnigſte Bitte des fünften Provinzial⸗Landtages, daß die bis jetzt ۰ 
ſtrittige Frage: ob die Inſtleute, welche in Landwirthſchaften gegen gewiſſe jahrweiſe abge⸗ 3 Eu 
meffene Natural: Vortheile ꝛc. gemiethet worden, zum Geſinde zu rechnen wären? bejahend Denkſchrift 
deklarirt werden möge, iſt in dem Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiede vom 31ſten Dezem⸗ 1837. 2016. 
ber 1834 entgegnet worden: daß der Antrag in Erwaͤgung gezogen werden ſolle, und die 
Entſcheidung daruͤber vorbehalten bleibe. 


5 * 


+ 


ZE ës‏ امه 


Die, Allerhoͤchſte Entſcheidung 18 bis jetzt noch nicht eingegangen; es find indeffen dem 
gegenwaͤrtigen Landtage. wiederum mehrere. dieſen Gegenſtand betreffende Anträge zugegangen 
und insbeſondere daruͤber Beſchwerde geführt worden, daß nach der Circular-Verfuͤgung der 
Königlichen Regierung zu Koͤnigsberg vom 28ſten Januar 1837 beſtimmt fei, daß die Cir— 
cular⸗Verfuͤgung vom 13ten Mai 1833, nach welcher die Inſtleute als zur Kathegorie des 
Geſindes gehörig bezeichnet ſind, nicht, mehr gelte, vielmehr, gegenwärtig nur die Bedingun⸗ 
gen der Circular⸗Verfuͤgung vom 10ten Auguſt 1834 maaßgebend wären, wonach die Bors 
ſchriften der Geſinde- Ordnung auf die Inſtleute nicht Anwendung finden, und daher die 
Entſcheidung der uͤber das Dienſt-Verhaͤltniß derſelben vorkommenden Streitigkeiten lediglich 
den kompetenten Gerichtsbehoͤrden zuſtehe. 

W | Der Inhalt dieſer, Verfuͤgung der Koͤnigl. Regierung duͤrfte aufs Neue darthun , wie noth⸗ 
ا‎ wendig. eine authentiſche Entſcheidung über die Natur des 7 Dienſtverhaltniſſes der Inſtleute fei 
Die Provinzial: Stände haben daher unterthaͤnigſt gebeten: | 
mittelſt authentiſcher Deklaration auszuſprechen, daß auf die Inſtleute die Vorſchriften der 
E d Geſinde⸗ Ordnung anzuwenden, insbeſondere aber, daß dieſelben bei ihren Streitigkeiten 
BE Sue mit der Herrſchaft denen Reffort = Verhaͤltniſſen unterworfen ſind, die für das Ge⸗ 
ſinde beſtehen. 
Sollte wider Erwarten dieſer unterthaͤnigſt erbetenen Entſcheidung Bedenken entgegen 
ſtehen, ſo iſt ferner angetragen: 
daß es wenigſtens geſtattet werde, daß die Infleute 13 freiwillg denen Beſtimmungen 
der Geſinde-Ordnung unterwerfen duͤrfen. 
Criminal“. 7. Beteits in dem Allerhoͤchſten Landtags⸗ ⸗Abſchiede vom 17ten Auguſt 1825 sub B. 
pflege. 13. c. wurde eine zweckmaͤßige Modification der Criminal = Gerichts = Verwaltung Allergnaͤdigſt 
Denkſchrift zugeſagt, und nach ſpaͤtern Landtags- Abſchieden if bie‘ Wen des CEE in der Bears 
1937. Po. 14 beitung begriffen. 
Die Provinzial-Staͤnde leben in der feſten Ueberzeugung, daß bei dieſer Gelegenheit alle 
wuͤnſchenswerth und zweckmaͤßig erſcheinenden Abaͤnderungen der gegenwaͤrtigen Verfaſſung zur 
Sprache kommen und der forgfältigften Prufung werden unterworfen werden; da aber auch dem 
gegenwaͤrtigen Landtage mehrere dieſen Gegenſtand betreffende Petitiones zugegangen ſind, ſo 
halten es die Provinzial⸗Staͤnde nicht für unangemeſſen, die Anſichten und Wuͤnſche der Pro⸗ 
n vinzen Allerhochſten Orts zur Kenntniß zu bringen. und zur gnadigſten Berüͤckſichtigung zu ems 
pfehlen; ſie haben daher folgende REN EE bie. in der eu durch e 
Gründe motivirt finde : e tei an 1 
a. Den Polizei-Behoͤrden in allen Fallen, wo ein Seftänbnig erfolg it , die Bettag d des 
۱ erften kleinen gemeinen Diebſtahls zu uͤberlaſſen, und dieſelbe nur dann zu verpflichten 
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die Unterſuchung an das Gericht, abzugeben, wenn kein Oeflénbnif, zu erlangen 
1 geweſen /t n Ze ی رو‎ Me hie „„ f WE 
ub. Doß.für einen in Unterſuchungs⸗Arreſt befindlichen Eege 0 niemals 
— mehr als; 2 Sgr. 6 pf. täglich fuͤr die Bekoͤſtigung liquidirt werden duͤrfe. 
%%. Daß die Detention der Verbrecher bis zum Nachweiſe reſp., der Beſſerung und des ehrli⸗ 
nns chen Exwerbes? moͤglichſt beſchraͤnkt werde und namentlich, nur, dann eintrete, wenn der 
Verbrecher. nicht bereits während der eigentlichen; Strafzeit Zeichen der, Beſſerung gegeben, 
„oder feine Abſicht Dh feinen Unterhalt auf ehrliche Art zu erwerben; „nicht erklaͤrt, und 
1 wahrſcheinliche. Mittel dazu, nicht rnachgewieſen, oder er phyſiſch außer. Stande if, ſich 
‚feinen Unterhalt ſelbſtſtaͤndig zu beſchaffen. ECHTER 
d. Daß bis zur gaͤnzlichen Uebernahme der ۰ „offen auf Staats fonds denen Privat⸗ 
Jurisdictionarien und Kaͤmmerei-Kaſſen für den Unterhalt der Zuchthaus Gefangenen 
und Landwehr⸗Straͤflinge in Graudenz, nur fo viel abgefordert werden duͤrfe, „als die 
Be eege nach Abzug des Arbeits-Verdienſtes betragen. 

„Endlich haben die Provinzial-Staͤnde die Strafe der Deportation in Erwaͤgung gezo⸗ 
gen, ` E in andern Staaten gebräuchlich und ſelbſt in Preußen fchon fuiher in Ausführung ge⸗ 
kommen iſt; fie. haben ſich die Zweckmaͤßigkeit n dieſer, Strafe in geeigneten Faͤllen nicht verhehlen 
koͤnnen, fich indeſſen jedes beſondern Antrages Dier dieſen Gegenſtand enthalten, da ‚fie die 
Ueberzeugung haben, daß wenn dieſe Sache Allerhoͤchſten Orts uͤberhaupt fir zweckmaͤßig und 
ausfuͤhrbar erachtet. werden e die Weisheit der Staats⸗ . Bee die N 
Mittel aufzufinden wiſſen werde. n. nm. a 
i: 8. 0 8 1 Beſtrafung der e EH unterm ten; Juni 1821 
erlaſſene Geſetz an ſich iſt, fo hat es doch aus Urſachen, die außer dem Geſetz liegen, nur im 
beſchraͤnkten Maaße zur Verminderung der erwähnten Verbrechen beigetragen., Diefe Verbrechen, 
haben vielmehr in manchen Gegenden in »der Art uͤberhand genommen, daß insbeſondere in 
holzarmen Gegenden und vorzüglich in der Nähe größerer Staͤdte, ganze Waldungen in Folge 
der Holz = Diebftähle verſchwunden find, Die Urſache der häufigen Holz-Diebſtaͤhle find haupt⸗ 
ſaͤchlich darin zu ſuchen, daß die niedere Volksklaſſe ſich nicht davon uͤberzeugen kann, daß 
Waldungen, ſo gut wie andere Vermoͤgens ⸗Objecte, Gegenſtaͤnde des beſondern Eigenthums 
find, dieſelben vielmehr als ein Geſammt-Gut betrachtet werden koͤnnen; theils aber auch, weil 
eine Controlle und eine Verfolgung des Entwendeten, bei der Schwierigkeit die Identitaͤt nach⸗ 
zuweiſen, an ſich ſchon überaus ſchwer d aber. Au durch die e beſtehenden u nicht immer 
hinreichend erleichtert wird. 4 SC 1 a, 

Die Provinzial⸗Staͤnde e oi Ge einige Gegen de, die auf Holz⸗Defrau⸗ 
dationen Bezug haben, der Allerhoͤchſten. Beruͤckſichtigung anzuempfehlen: „ 


Holz⸗De⸗ 
fraudatio⸗ 
nen. 


اند پات 


m 30. März 
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a. Nach dem Geſetze vom ien Juni 1821 geben die Denunciationen den auf Lebenszeit 
angeſtellten Forſt⸗Offizianten, falls ſolche auf den Dienſt-Eid genommen werden, einen 
vollen Beweis; der Privat⸗Waldbeſitzer befindet fich aber meiſtens außer Stande, feine 
Forſtbedienten auf Lebenszeit anzuſtellen. Die Folge dieſes Verhaͤltniſſes iſt, daß den An⸗ 
zeigen des Forſtbeamten der Privat-Waldbeſitzer keine Beweiskraft zuſtehet, und die letz⸗ 
teren, da es faſt nie möglich ifl andere Beweismittel herbeizuſchaffen, gewöhnlich von 

jedem Verfahren gegen die Holz-Defraudanten abſtehen muͤſſen. Ein Auskunftsmittel duͤrfte 
dadurch herbeigefuͤhrt werden, wenn den nicht auf Lebenszeit angeſtellten Forſtbedien⸗ 
ten der Privat⸗Waldbeſitzer, wenn fie die Richtigkeit ihrer Denunciation durch einen 
ſpeziellen Bekraͤftigungs-Eid beſtaͤtigen, eben dieſelbe Beweisfaͤhigkeit beigelegt werde, 
wie er den auf Lebenszeit angeſtellten SR die fie ES? den een Dienſt⸗ 
„Eid nehmen, zukomme. pt äu. 
Die Provinzial» Stände haben hiernach gebeten: ۰ E 
die Beſtimmung des Geſetzes vom 7ten Juni 1821 wegen ber Beweiskraft der De⸗ 
nunciationen der Forſt-Officianten, dem vorſtehenden Vorſchlage gemäß Allergnaͤ⸗ 
digſt ausdehnen zu wollen. 

b. In dem Reſcript der Miniſterien des Innern und der Finanzen vom 30. Mai 1825 
iſt bemerkt: daß die unterzeichneten Miniſterien der Anſicht des Koͤniglichen Ober-Lan⸗ 
desgerichts zu Halberſtadt, uͤber die Unſtatthaftigkeit der verlangten Beweisfuͤhrung 
des unrechtmaͤßigen Beſitzes von denen bei Viſitationen ſich vorfindenden Hoͤlzern, 
beipflichten, daß auch andere allgemeine Grundſaͤtze, als die {hon in den Ge— 
feßen und in der Hermeneutik beruhen, fib nicht aufſtellen ließen, und daß nur jeder 
ſpezielle Fall, die nöthigen Data an die Hand geben koͤnne, den Verdacht eines Holz— 
Diebſtahls zu hegen und zu verfolgen. Dieſe Verfuͤgung iſt, gewiß der Abſicht der 
Koͤniglichen Miniſterien entgegen, von den Unterbehoͤrden dahin ausgelegt worden, daß 
der Inhaber von Hoͤlzern nicht fuͤr verpflichtet zu achten ſei, bei Hausſuchungen die 
rechtmaͤßige Erwerbungsart derſelben darzuthun und es find Unterfuchungd = Anträge, 
wo die Identitaͤt der Hoͤlzer auf das Unzweifelhafteſte dargethan war, andere Beweis⸗ 
mittel aber mangelten, in Gemaͤßheit jener Auslegung zuruͤckgewieſen e 

Die Provinzial⸗Staͤnde beantragten daher: | 

das erwähnte Reſeript der Miniſterien des Innern und der Finanzen vom 30ſten 
Mai 1825 dahin deklariren zu laſſen, daß keinesweges der Inhaber von Holz 
niemals verpflichtet ſei, bei Hausſuchungen die rechtmäßige Erwerbungs = Art 
nachzuweiſen; ein ſolcher Nachweis vielmehr, falls ſonſt Verdachtsgruͤnde vorhan⸗ 
den ſein ſollten, allerdings von ihm gefordert werden koͤnne. 
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c., Es iſt zwar bereits in den Provinzial-Forſt-Verordnungen vorgeſchrieben, daß jeder, 
welcher Holz zum Verkauf in die Staͤdte bringt, mit einem Atteſt verſehen fein ſoll, 
aus welchem -fich. feine Befugniß zu deſſen Verkauf ergeben muͤſſe. = 
> Diefe zweckmaͤßige Vorſchrift werde aber nur in feltenen, Fällen beobachtet und 
dadurch der Holz-Defraudation in nicht geringem Grade Vorſchub geleiſtet. 
Die Provinzial: Stände haben daher den unterthaͤnigen Antrag ſich erlaubt: 
den polizeilichen Beamten, insbeſondere den Gensd'armen, die genaueſte und 
ſtrengſte Befolgung der beſtehenden Vorſchriften wegen der Holz-Atteſte wiederho⸗ 
„ .. lentlich auf das Nachdruͤcklichſte einſchaͤrfen zu laſſen. ۲ ۱ 
9. Wenn es auch in der Natur allgemeiner Geſetze liegt, daß die mit ihrer Ausführung Aus deh⸗ 
beauftragten Behörden, in den durch die Geſetze ſelbſt beſtimmten Schranken, ſpezielle Bore Geſese auf 
ſchriften erlaſſen, fo, find den Provinzial-Staͤnden doch Fälle bekannt geworden, in welchen ee m 
die Provinzial Regigrungen nicht bei dieſer geſetzlichen Entwickelung der gegebenen Normen 19 ۳ 
ſtehen geblieben, ſondern entweder an das Beſtehende ganz neue Feſtſetzungen knuͤpfen, oder zirt find. 
die Anwendung der für nur einen Landtheil des Provinzial - Verbandes gegebenen Beſtim⸗ Denkſchrift 
mungen, auf einen andern uͤbertragen, oder die Geſetze auf eine Weiſe interpretiren, wobei ا‎ 
dem Zweifel Raum zu geben iff, e nicht alle Intereſſen mit gleicher Genauigkeit beach⸗ 
tet worden. Br: 
Auf einen Antrag des dritten Seet ⸗Landtages, i ähnliche Ueberſchreitungen ge⸗ 
ſetzlicher Beſtimmungen betraf, wurden die Provinzial-Staͤnde in dem Landtags⸗Abſchiede 
vom 9ten Januar 1830 dahin beſchieden, daß der Antrag zu allgemein und durch keine 
ſpeziellen Gründe und Thatſachen motivirt fel, daher nicht Veranlaſſung eines Allerhoͤchſten 
Befehls werden koͤnne. 
Mit Ruͤckſicht auf dieſen Allerhöchſten Beſcheid haben die Provinzial: Stände nachſte⸗ 
hende Faͤlle der Art zur Allerhoͤchſten. Kenntnißnahme zu bringen gewagt, und bie Allergnd= 
digſte Abhilfe zu treffen unterthaͤnigſt anheim geſtellt. = 
a. Die im Allgemeinen Landrecht Theil 1. Tit. 8. $. 65. Ee Vorſchriften, Aber 
Einſchraͤnkung des Eigenthums bei den Bauten, geben den Regierungen der Provinzen 
vielfache Veranlaſſung, die geſetzlich beſtehenden Einſchraͤnkungen noch weiter auszu—⸗ 
dehnen und ſie auf Bauten anzuwenden, bei welchen die Grunde, die jene Beſchraͤn⸗ 
kungen hervorgerufen haben, nicht ſtattfinden. Das Allgemeine Landrecht beſtimmt im 
$. 69. loco citato, daß nur dann eine obrigkeitliche Erlaubniß nothwendig ſei, wenn 
in Staͤdten oder auf dem Lande, eine neue Feuerſtelle errichtet, oder eine alte an 
einen andern Ort verlegt werden ſolle, und das Oſtpreußiſche Provinzial = Recht ver⸗ 
ordnet im Zuſatz 8., daß die Erlaubniß zur Anlegung neuer oder zur Verlegung 
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alter Feuerſtellen in den Städten bei dem Magiſtrate und auf dem platten Lande 
wegen baͤuerlicher Beſitzungen, fie mögen: eigenthuͤmlich oder nicht eigenthuͤmlich beſeſſen 
werden, bei der Grundherrſchaft nachzuſuchen iſt, dagegen hiezu die Eigenthuͤmer ſol⸗ 
cher laͤndlichen Beſitzungen, welche e Ge ون‎ gehören, ۴۱۱۶ 
Erlaubniß ۰ i > 

Bei bieten unzweideutigen Beſtimmungen der Geſetze haben dennoch die Provinzial⸗ 
Regierungen, die Regierung zu Koͤnigsberg durch die Amtsblatts⸗Verfuͤgung vom 29ſten 
Juli 1814, Sten Januar 1826 und Sten Januar 1836, und die Regierung zu Mas 
rienwerder durch die Amtsblatts-Verfuͤgungen vom 25ſten Auguſt 1823, 12ten Novem⸗ 
ber 1824, 18ten September 1833 und Oten April 1835, nach und nach die freie 
Dispoſition der Bauenden auf dem Lande dergeſtalt beſchraͤnkt, daß jetzt ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf die Beſtimmung und Lage der Gebäude kein Neubau und Haupt-Reparatur⸗ 
bau ohne einen foͤrmlichen, ſtempelpflichtigen EIN der Kreis = Polizei Behörde 


ausgeführt werden darf. „ ۳ 
Die ٩0۲09۱۳۱۵۱۵۲۶ Stände halten ۰ an als e die den E Ges 
ſetzen zuwider find, und haben gebeten: E 


daß die Provinzial⸗Regierungen auf dieſe ER von den beſtehenden geſetzli— 

chen Vorſchriften aufmerkſam gemacht und denſelben die Beachtung der fuͤr dieſen 

Gegenſtand in der allgemeinen, ſo wie in der SE Geſetzgebung⸗ e 
Normen, anbefohlen werden moͤge. KR , 
. {hon bei dem Landtage, der den 19. Juni 1809 zu Marienwerder gehalten wurde, erfolgte 
die Vereinigung des Alt-Marienwerder-Rieſenburger Kreiſes, der bis dahin in Betreff der 
Armenpflege dem Landarmen-Inſtitut zu Tapiau angehört hatte, mit dem Inſtitute zu 
Graudenz. „Dieſer Kreis gab aber die in demſelben zur Zeit der Vereinigung geſetzlich 
geltenden Grundſaͤtze des Oſtpreußiſchen Provinzial⸗Rechts und des Land-Armen-Regle⸗ 
ments vom 31. October 1795 und deſſen Deklaration vom 16. Mai 1805 Aber die Ar⸗ 
menpflege keinesweges auf, vielmehr wurde mit Anwendung derſelben fortwährend verfah⸗ 
ren. Um ſo unerwarteter war es, als die Koͤnigliche Regierung zu Marienwerder im 
Jahr 1835 ſich veranlaßt fand, das Landraths-Amt des Roſenberger Kreiſes anzuweiſen, 
dem Zuſatz 238 des Oſtpreußiſchen Provinzial-Rechts und dem Oſtpreußiſchen Land-Ar⸗ 
men⸗Reglement keine geſetzliche Kraft beizulegen, ſondern die dortigen Armen و‎ 
niſſe allein nach dem Rand» Armen Reglement für Weſtpreußen zu behandeln. Aus biefer 
Behandlung geht aber fuͤr die Ortſchaften des Kreiſes der Nachtheil hervor, daß das Orts⸗ 
Armen⸗Recht leichter erworben werden koͤnne, als 0 Dent Sg Provinzial: 
Recht. Die 
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Die Provinzial⸗Staͤnde haben deshalb auch beantragt: 
daß die Beachtung der in dem Alten Marienwerder = Rieſenburger Kreiſe beſtehen⸗ 
den Armen⸗Geſetze ſeitens der ان‎ Regierung zu Marienwerder anbefohlen 
werden moͤge. Ko 
c. Nachdem durch die Allerhoͤchſte Cabinets⸗ „Ordre vom 18fen Dezember 1834 beſtimmt wor⸗ 
den: daß das in den Regierungs-Bezirken Marienwerder, Danzig, Bromberg und Coͤs⸗ 
lin zu erhebende Real-Schutzgeld, da wo dieſes nicht bereits geſchieht, vom Lien ۶ 
mat 1835 an Überall, wie die übrige Grundſteuer für Rechnung der Staats-Kaſſen eins 
gezogen; dagegen den Dominien, welchen die Schutzgelder fruͤher gegen Uebernahme und 
Entrichtung von fixirten Steuern uͤberwieſen worden, dieſe Steuer vom Iſten Januar 
1835 erlaſſen werden ſolle, gab die Regierung zu Marienwerder durch das Publikandum 
vom 2ten Maͤrz 1836 dieſer Allerhoͤchſten Beſtimmung nachſtehende Anwendung: 
das Real⸗ Schutzgeld ſolle von allen father, welche auf einer, von einem contri⸗ 
buablen Grundſtuͤcke abgezweigten Parzelle erbaut ſind, in ſo fern entrichtet werden, 
als bei der in Gemaͤßheit des F. 3. des Kultur-Edikts vom 14601 September 1811 
bewirkten Abgaben- Vertheilung, darauf weniger als 20 Sgr. Contribution treffen. 

Das Schutzgeld ſolle auch von den Kathen gezahlt werden, die zwar fruͤher eis 
genthuͤmlichen Beſitzern gehoͤrt haben, aber vor Emanation der Allerhoͤchſten Cabi⸗ 
nets⸗Ordre vom 18ten Dezember 1834 von den Gutsbeſitzern acquirirt worden, und 
dieſe Abgabe ſolle erſt dann wegfallen, wenn die auf dem Grundſtuͤcke ſtehenden 
Gebaͤude abgebrochen worden. 

Das Schutzgeld ſolle auch in dem Falle, wenn die Kathe mehrere Beſitzer ge⸗ 
habt, von jedem derſelben, nach ſeinem vollen Betrage von 20 Sgr. entrichtet 
werden. 

Wenn aber die fragliche Abgabe, nach den Worten der Allerhoͤchſten Cabinets⸗ Ordre ‚in 
die Klaſſe der Grundſteuer gehört, ſich alſo nicht auf perſoͤnliche zn richten kann, 
fo haben die Provinzial: Stände unterthaͤnigſt gebeten: 
bei Sather. und Kaͤthner-Grundſtucken welche weniger als 0 Sgr. Grundſteuer zah⸗ 
len, das Real⸗Schutzgeld bis auf dieſe Summe zu erhoͤhen, nicht aber außer dem⸗ 
ſelben den Grundſteuer⸗Betrag entrichten zu laſſen. Dagegen in den Faͤllen, in 
welchen eine Conſolidation des Kathen-Grundſtuͤcks mit dem Hauptgute „ vor dem 
Erſcheinen des Allerhoͤchſten Cabinets-Vefehls vom 18ten Dezember 1834 erfolgt 
iſt, die Zahlung des Real⸗Schutzgeldes huldreichſt zu erlaſſen; auch wenn meh⸗ 
rere Eigenthuͤmer ſich im Beſitz einer Kathe befinden, nicht von jedem derſelben, 
ſondern nur einmal von jeder Kathe das Real⸗Schutzgeld erfordern zu laſſen. 
6 


Su. d 


Dieſen einzelnen Bitten haben die Provinzial- Stände im allgemeinen den Antrag angereiht: 
daß es der hohen Weisheit Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs gefallen moͤge, die 
zweckmaͤßigſten Maaßregeln zu ergreifen, damit in Zukunft die Provinzial-Be⸗ 
hoͤrden ſich nicht ahnliche Deutungen beſtehender Geſetze erlauben dürfen. 

Verthei⸗ 10. Der vierte Provinzial-Landtag hat in einer Denkſchrift beantragt, die Land ۶ Yrs 
Land. Ar, men ۶ Beiträge in Weſtpreußen für die naͤchſten zwei Jahre nach dem Geſammtbetrage der 
„ Klaſſenſteuer zu veranlagen, und es iſt in dem Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiede vom Zten Mai 
ee 1832 ausgeſprochen worden, daß der Gewährung dieſes Antrages nichts entgegenſtehe, da— 
Denkſchrift her das weitere zu deſſen Ausfuͤhrung eingeleitet werden ſoll. Mehrere Jahre waͤren ver— 
. gangen, ohne daß ein abändernder Erhebungs-Modus der Land-Armen-Beitraͤge einge— 
treten waͤre. Im Jahre 1836 habe die Koͤnigliche Regierung zu Marienwerder behufs des 
Repartitions-Modus der Land-Armen-Beitraͤge nach der Klaſſenſteuer, einen Tarif ver— 
oͤffentlicht, nach welchem mit Hinweglaſſung der 12ten Klaſſe der klaſſenſteuerpflichtigen Pers 
fonen, von den übrigen 11 Klaſſen die Beiträge nach einer verſchiedenartigen Steigerung 

erhoben werden ſollen. 

Die Provinzial» Stände finden ſich berufen, gegen dieſen der Erhebung der ۰ 
Armen = Beiträge zum Grunde gelegten Tarif Beſchwerde zu führen und unterthaͤnigſt zu 
bitten: | 

daß die Rand = Armen = Beiträge in Weſtpreußen, gemäß dem urſpruͤnglich gemachten 

und Allerhoͤchſt genehmigten Antrage des vierten Provinzial-Landtages, nach dem 

Gefammt = Betrage der Klaſſenſteuer ſubrepartirt und erhoben werden duͤrfen. 

SE 11. Durch die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 19ten Oktober 1828 ifl befohlen 

Denkschrift worden, daß die fuͤr die Provinzen Brandenburg und Pommern unterm 22ſten Auguſt 1826 

ee ergangene Verordnung, in Beziehung auf die Wahl der Landraͤthe und Kreis = Deputirten 

auch für die Provinz Preußen mit Beruͤckſichtigung der Allerhoͤchſten Befehle vom 10ten 
November 1826 und 30ſten November 1827 in Anwendung kommen ſolle. 

Nach dem F. 4. der gedachten Verordnung vom 22ſten Auguſt 1826 duͤrfen zu den 
Aemtern der Landraͤthe und Kreis-Deputirten nur ausſchließlich Rittergutsbeſitzer deſſelben 
Kreiſes, wo die Wahl ſtattfindet, gewaͤhlt werden. | 

Die Provinzial» Stände erkennen in dieſer weifen Beſtimmung die landesvaͤterliche Ab— 
ſicht, daß den Kreiſen das ihnen nach früherer Verfaſſung und Obſervanz zuſtehende aus: 
ſchließliche Recht auch ferner erhalten werde; da jedoch ausnahmsweiſe in einigen Kreiſen 
der Provinz die Zahl der Rittergutsbeſitzer ſehr geringe iſt und daher zu befuͤrchten ſteht, 
daß in ſolchen Kreiſen nicht immer bei den zu Waͤhlenden die zur Verwaltung eines Land⸗ 
raths⸗Poſtens erforderlichen Kenntniſſe vorhanden ſein möchten, und daß deshalb die 


1 


von den Kreisſtaͤnden zu erwaͤhlenden Candidaten in einzelnen Faͤllen die Allerhoͤchſte Beſtaͤ⸗ 
tigung zum Landrath nicht erhalten duͤrften, mithin dieſer Poſten Maͤnnern uͤbertragen wer⸗ 
den moͤchte, die zwar die Qualifikation, aber nicht das Vertrauen des Kreiſes beſitzen 
duͤrften; fo haben die Provinzial: Stände unterthaͤnigſt gebeten: 
den F. 4. der Allerhoͤchſten Verordnung für die Provinz Brandenburg und Pommern 
vom 22ſten Auguſt 1826, in ſo weit derſelbe fuͤr die Provinzen Preußens in Aus⸗ 
fuͤhrung kommen ſoll, dahin abaͤndern zu laſſen: daß zu dem Amte des Landraths 
nicht bloß Rittergutsbeſitzer deſſelben Kreiſes, worin die Wahl ſtattfindet, gewählt wer— 


den dürfen, ſondern dieſe Wahl ſich auch außerhalb des Kreiſes auf Beſitzer von Rit— 
terguͤtern erſtrecken koͤnne. 


12. Die rege Theilnahme, welche die Provinzial-Staͤnde an den Landtags-Berathun- V orfegung 

gen von jeher gezeigt haben, hat fich bei dem ſechſten Provinzial-Landtage um fo mehr geſtei⸗ G réi ebe e re 
gert, als die vorgelegten Geſetz-Entwuͤrfe von der hoͤchſten Wichtigkeit waren. Können die Mürfe 
Provinzial⸗Staͤnde hoffen, durch gruͤndliche Begutachtung der ihnen uͤbertragenen Arbeiten ihre 1 r 
Pflicht erfüllt zu haben, fo find fie dennoch bei der ihnen zugemeſſenen beſchraͤnkten Zeit, in 1897. No. 28. 
die Nothwendigkeit verſetzt worden, Seine Majeſtaͤt zu bitten, es huldreichſt nicht mißdeuten 
zu wollen, wenn nicht alle Geſetz-Entwuͤrfe einer vollſtaͤndigen Berathung haben gewürdigt 
werden koͤnnen, vielmehr einige derſelben einem kuͤnftigen Landtage vorbehalten werden mußten. 
Von der Anſicht ausgehend, daß eine genaue Kenntnißnahme der Geſetz-Entwuͤrfe nur erfolgen 
koͤnne, wenn die gehörige Muße dazu vorhanden fei, und daß die genaue Kenntniß der Geſetz⸗ 
Entwuͤrfe die Arbeiten des Landtages weſentlich foͤrdere; iſt der Wunſch rege geworden, daß 
für die Folge alle Geſetz-Entwuͤrfe, welche Seine Königliche Majeſtaͤt allergnädigft einer Be⸗ 
gutachtung hinzugeben geruhen werden, ſchon laͤngere Zeit vor Eroͤffnung eines Provinzial⸗ 
Landtages zur Kenntniß der Abgeordneten kommen moͤgen. 


Die Provinzial-Staͤnde haben dieſem Wunſche gemaͤß unterthaͤnigſt gebeten: 
für die Folge diejenigen Allerhoͤchſten Geſetz-Entwuͤrfe, welche den Provinzial⸗Staͤn⸗ 


den zur Begutachtung vorgelegt werden ſollen, ſchon vor der Einberufung der Abge— 
ordneten unter dieſelben vertheilen zu laſſen. 


13. Die Provinzial⸗Staͤnde halten es für ihre Pflicht, jedem ihnen vorliegenden Ge- ۰ 


genſtande eine aufmerkſame Theilnahme zu widmen, und ſo ſind ſie denn auch die dem Pro— ی‎ 
vinzial⸗Landtage mitgetheilten verſchiedenen Nachweiſungen Aber die Koſten, welche die früheren 1 S 


Provinzial⸗Landtage verurſacht haben, genau durchgegangen. Bei dieſer Gelegenheit find fie Denkſchrift 
aber davon uͤberzeugt worden, daß es zweckmaͤßig ſein duͤrfte, wenn in der Folge dergleichen SE 15 . 
Rechnungen durch eine aus ihrer Mitte zu erwaͤhlende Commiſſion controllirt wuͤrden; in der oo. 35 
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Art, daß diefelbe alle nothwendig werdenden Ausgaben prüfe und darauf wache, daß weder in 
formeller noch in materieller Hinſicht hiebei etwas verſaͤumt werde. 
Die Provinzial-Staͤnde haben unterthaͤnigſt gebeten: 
daß Seine Majeſtaͤt allergnaͤdigſt genehmigen möge, daß ein ündiſcher EC 
beſtehe, der die Rechnungen und das Kaſſenweſen des Provinzial Landtags: Fonds 
controllire, und alle darauf Bezug habende Geſchaͤfte bearbeite. 

In der Hoffnung, daß dieſer unterthaͤnige Antrag Allerhoͤchſte Gewaͤhrung finden 
duͤrfe, haben die Provinzial-Staͤnde ſchon jetzt die Mitglieder zu dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe 
erwaͤhlt und ihre Wahl zur Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung angezeigt. 

Länge 14. Das im Jahr 1827 emanirte Geſetz wegen der Wagen- und Schlittengeleiſe, 
Safttten. hat fich als zweckmaͤßig und den gehegten Erwartungen entſprechend erwieſen, und es muß 


Denkſchrift anerkannt werden, daß die groͤßere Laͤnge der Schlitten zur Erhaltung guter Bahnen we⸗ 
vom 2. April 
41837. No. 30. ſentlich beiträgt. 


Wenn aber dieſes Geſetz keine Ausnahme geſtattet, ſo fuͤhrt baffelbe vorzugsweiſe für die 
kleinen Grundbeſitzer und die aͤrmere Volksklaſſe große Belaͤſtigungen herbei, indem es den Ge 
brauch einſpaͤnniger Schlitten beinahe gaͤnzlich ausſchließt. 

Auch iſt es nachtheilig, daß bei ſogenannten Schleppſchlitten zur Fortſchaffung von 
Langholz keine Ausnahmen geſtattet werden, wodurch ohne allen Zweck die fortzubringende 
Laſt erſchwert und unnoͤthige Koſten verurſacht werden, indem die Schleppſchlitten kaum den 
dritten Theil eines gewoͤhnlichen Schlittens koſten. 

Die Provinzial-Staͤnde haben aus dieſen Gruͤnden unterthaͤnigſt gebeten: 
Seine Königliche Majeſtaͤt möge das in Rede ſtehende Geſetz allergnaͤdigſt dahin zu 
deklariren geruhen, daß fuͤr Alle mit einem Pferde beſpannte Schlitten, ſo wie fuͤr 
die zur Fortſchaffung von Langholz noͤthigen Schleppſchlitten, zwar die geſetzliche Breite, 
aber nicht die geſetzliche Laͤnge erforderlich fein duͤrfe. 
SEH 15. Die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 14ten November 1835 befiehlt, daß die 
Denkſcheift bisher den meiſten Staͤdten des Provinzial⸗ Verbandes etatsmaͤßig aus Staats = Kaffen 
1837. No. 40 gezahlten Competenz⸗ Gelder dergeſtalt allmaͤhlig aufhören ſollen, daß vom Iſten Januar 1836 
ab, jährlich eine Verkürzung derſelben um Yıo eintrete und es den Staͤdten uͤberlaſſen bleibe, 
ihre Berechtigung zum Fortgenuß der Competenz im Wege Rechtens auszuführen. 

Die Provinzial⸗Staͤnde verkennen in dieſem Befehl einerſeits nicht die landesvaͤterliche 
Allerhöchfte Abſicht, eine ausgleichende Maaßregel mit andern Staͤdten der Monarchie, 
welche bei ihrem Stadthaushalte Einnahmen unter ſolchem Namen nicht genießen, eintreten 
zu laſſen; fie Können aber anderſeits den betheiligten Städten ihre Theilnahme nicht verſa— 
gen, daß dieſe, denenſelben laͤnger als 60 bis 100 Jahre ununterbrochen bewahrten Be⸗ 
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weiſe Koͤniglicher Huld ihnen in einer Zeit entzogen werden follen, in, welcher ihre ſteigen⸗ 
den Beduͤrfniſſe und die Abnahme anderer Einkuͤnfte ſie immer unentbehrlicher machen. 
Vertrauend der landesvaͤterlichen Huld wagen daher die Provinzial - Staͤnde einſtimmig 
die ehrfurchtsvolle Bitte: 
die zwiſchen der Regierung und den Staͤdten durch eine m lange g Dauer 
begründeten Competenz⸗Verhaͤltniſſe nicht einer Auflöfung zu unterwerfen. ۰ 
Ob dieſe Zahlung als Ausfluß Koͤniglicher Huld, oder als Entſchaͤdigung fuͤr 
entnommene, den Staͤdten ehemals zugeſtandene Rechte gelte, daruͤber moͤge die 
Weisheit Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs entſcheiden. Sollten aber hoͤhere Ruͤckſichten 
die Fortdauer dieſer Gnade nicht geſtatten, dann moͤge Fiskus den Richter aufrufen, 
ihn von feinen Verpflichtungen, welche weit über die in den Landes-Geſetzen feſtge⸗ 
ſtellten Normal-Jahre 1740 und 1797 hinausreichen, zu entbinden. Bis zu dieſem 
Ausſpruch aber moͤge den im verjaͤhrten Beſitz befindlichen Staͤdten der unverkuͤrzte 
Genuß einer Einnahme verbleiben, die ſie als einen von allen Stuͤrmen der Zeit 
unberuͤhrten Beweis der begluͤckenden Theilnahme des erhabenen Herrſcherhauſes fuͤr 
ihr Wohl zu betrachten und zu bewahren die gerechteſte Veranlaſſung haben. 
16. Das dem Provinzial-Landtage zur Begutachtung vorgelegte Gewerbe-Polizei- Fixirte 
Geſetz hebt die Beſtimmung auf, nach welcher bis jetzt zum Schutz der frähern realbe⸗ Steuer der 
rechtigten Rittergutsbeſitzer, nur derjenige auf dem platten Lande zur Anlegung einer Brau- fate و‎ 
und Brennerei berechtigt iſt, welcher den Beſitz eines Grund-Eigenthums im landſchaftlichen ter. 
Taxwerth von 15000 Thaler nachzuweiſen im Stande war. . 
Im unbegrenzten Vertrauen auf die Gerechtigkeit ihres Monarchen haben die Provin- 1837. No. 32. 
zial⸗Staͤnde ſich der Hoffnung hingegeben, daß Seine Majeſtaͤt der König, nachdem nun— 
mehr die letzte Beſchraͤnkung gefallen iſt, welche die Beſitzer der, mit der ausſchließlichen Brau⸗ 
und Brennerei- Gerechtigkeit und dem Verlagsrecht früher bevorrechteten adelichen Güter, gegen 
eine zu große Ausdehnung dieſes Gewerbes auf dem platten Lande ſicherte, auch huldreichſt 
jetzt geruhen werde, die ehemals Bevorrechteten, Hinſichts der von dem genannten Gewerbe 
zu leiſtenden Abgabe, mit allen denen gleichzuſtellen, welche gegenwaͤrtig dieſelben Gewerbe 
zu betreiben die unbeſchraͤnkte Freiheit erhalten. Sie haben auszuführen ſich bemüht, daß 
in Weſtpreußen und im Ermlande die Trankſteuer niemals die Natur einer Grundſteuer 
(Contribution) angenommen habe, und daß der diesfaͤlligen Erklaͤrung des Königlichen Mi- 
niſterii der Finanzen Rechtsgruͤnde entgegen ſtuͤnden. Auf dieſe Ausfuͤhrung geſtuͤtzt, haben 
die Provinzial⸗Staͤnde den unterthaͤnigen Antrag gegruͤndee: 
gleichzeitig mit der Emanirung des neuen Gewerbe-Polizei-Geſetzes die damit belaſte⸗ 
ten Gaͤter dieſer Provinz von der Entrichtung der Trankſteuer huldreichſt zu entbinden. 


— 16 — 
Eingangs⸗ 17. In den Provinzen Preußens giebt ſich ein Mangel an Eiſen kund, welcher, da 
e daſſelbe fuͤr alle Gewerbe ein dringendes Beduͤrfniß iſt, Stoͤrungen und Beeintraͤchtigungen 


agen bewirkt, und Klagen und Bitten um Abhilfe veranlaßt hat. 


Denkſchrift Bei dem durch den Zollverband erweiterten Handelsbetrieb iſt dem ſchleſiſchen Eiſen in 

1887. که‎ den Zoll⸗Vereins⸗Staaten, bis ins ſuͤdliche Deutſchland hinein, ein fo unbeſchränkter vor: 
theilhafter Abſatz eroͤffnet, daß die aus dem entfernter liegenden Preußen an die Eiſenhuͤtten 
gelangenden Beſtellungen, deren Betrag ſich allein in Koͤnigsberg auf 40,000 Centner jaͤhr⸗ 
lich belaͤuft, nur theilweiſe ausgefuͤhrt werden koͤnnen, mehrmals ſogar zuruͤckgewieſen wer⸗ 
den mußten. 


Dieſem Beduͤrfniß wuͤrde durch den Gebrauch des ſchwediſchen Eiſens, deſſen vorzuͤg— 
liche Guͤte den hoͤhern Preis ausgleichen würde, abgeholfen werden koͤnnen, wenn der auf 
1 und 3 Thlr. fuͤr den Centner erhoͤhete Zoll dem Ankauf des Eiſens nicht entgegen traͤte, 
und dadurch die Zufuhr des ſchwediſchen Eiſens gegen ehemals verringerte, wodurch auch 
der Tauſch mit Getreide und Brandwein, welches Schweden ſonſt aus den preußiſchen Haͤ— 
fen bezog, beinahe unmoͤglich gemacht wird. 


Die Provinzial = Stände erkennen zwar die Unwoͤglichkeit dieſe Uebelſtaͤnde ſofort und 
ohne Uebereinkunft mit andern Staaten zu heben, ſie finden aber ſchon darin eine Beruhi— 
gung, ihre Wuͤnſche zur dereinſtigen Beruͤckſichtigung ehrfurchtsvoll ausſprechen zu dürfen, 
und haben daher unterthaͤnigſt gebeten: 

die Herabſetzung des Zolles auf das ſchwediſche Eiſen auf wenigſtens ein Drittheil 

und die Herſtellung guͤnſtiger den gegenſeitigen Austauſch der Produkte erleichternder 

Handels-Verhaͤltniſſe mit Schweden, auf geeignetem Wege herbeiführen zu laſſen. 


Eingangs⸗ 18. In mehreren Staͤdten des Provinzial- Verbandes ſind waͤhrend der verfloſſenen 
Steinkoh⸗ Jahre bedeutende Fabrik- Anlagen entſtanden, deren Wirkſamkeit durch Anwendung von 
len. Dampfmaſchinen erhöht wird. Der Mangel der bei Anwendung von Dampfmafchinen fo 
A nothwendigen Steinkohlen iſt indeffen ein weſentliches Hinderniß, welches fich großartigen 
1897. No. 21. gewerblichen Anlagen in den Provinzen Preußens entgegenſtellt, waͤhrend in den weſtlichen 
Theilen der Monarchie die Natur dem Fabrikanten die Steinkohlen in groͤßter Fuͤlle dar⸗ 

bietet. Die Feuerungs⸗ Materialien, welche Preußen den Fabriken gewaͤhrt, erſetzen dieſen 

Mangel auf keine Weiſe und ihre Unternehmer ſind daher genoͤthigt, das unentbehrliche 

Beduͤrfniß an Steinkohlen aus England zu beziehen. Der Eingangs = 3ol, welcher indeſſen 

auf Steinkohlen laſtet, vertheuert ſolche nicht allein beträchtlich, ſondern erzeugt auch oſt⸗ 

mals unangenehme Weiterungen durch die Erhebungsweiſe. Steinkohlen werden in England 

ungewogen verladen, in Preußen aber als Waare eingefuͤhrt, muͤſſen fie nach dem Gewicht 
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verſteuert werden, die Ausmittelung des Gewichts iſt hiernach mehr oder weniger der Will⸗ 
kuͤhr anheim gegeben. 
Die Provinzial-Staͤnde haben daher unterthaͤnigſt gebeten: 

durch Aufhebung des beſtehenden Eingangszolls fir die zum inlaͤndiſchen Bedarf erfor⸗ 
derlichen fremden Steinkohlen, die von der ruſſiſchen Grenze ab, bis einſchließlich der 
Weichſel eingehen, und durch Geſtattung der völlig freien Einfuhr der Steinkohlen, 
den preußiſchen Fabrik- Unternehmern eine huldreiche Aufmunterung landesvaͤterlich 
zu gewaͤhren. 

19. Seit einigen Jahren faͤngt die Ausfuhr des geſalzenen Fleiſches an einen nicht Erm dfi 
unbedeutenden Zweig der inlaͤndiſchen Gewerbe- Thaͤtigkeit zu bilden. So find im Jahre از بر‎ 
1836 aus Königsberg 3173 und aus Danzig 5707 Centner eingeſalzenen Fleiſches nach TER 
Großbritanien, nach Amerika und Auſtralien verſchifft. Sollte das auswärtige Beduͤrfniß 0 0 
ſich erhalten oder wohl gar ſich ſteigern, fo würde dieſes nicht bloß vortheilhaft auf den 1837. No. 12. 
Handel einwirken, ſondern auch den Gewinn von der Viehzucht mehren und den Wohl— 
ſtand des Landes foͤrdern. 

Der nuͤtzliche Aufſchwung dieſes Gewerbes wird aber gegenwaͤrtig dadurch gehemmt, 
daß durch die auf die Erhebung der Schlachtſteuer zu nehmende Ruͤckſicht, die Ausuͤbung 
deſſelben in den Mahl- und Schlachtſteuerpflichtigen Staͤdten verhindert wird. Die Ausfuhr 
des geſalzenen Fleiſches iſt zwar keiner Steuer unterworfen; es fehlt indeß bis jetzt an 
einer Beſtimmung, mit welcher verhaͤltnißmaͤßigen geringern Steuer der zur Ausfuhr untaug⸗ 
liche und überhaupt werthloſere Theil des Schlachtviehes (die Köpfe, Füße und Cingemei- 
de) bei ſeinem Uebergang in die ſtaͤdtiſche Conſumtion zu belegen ſei. Dieſer Mangel an 
Beſtimmung zwingt die Unternehmer, das Geſchaͤft auf dem der Klaſſenſteuer unterworfenen 
Lande auszufuͤhren, und wirkt eben dadurch auf die erfolgreiche Betreibung deſſelben nach— 
theilig ein. | 

Die Provinzial = Stände haben fich erlaubt, die Gründe auseinander zu ſetzen, die 
ihre diesfaͤlligen Behauptungen rechtfertigen durften, und demnaͤchſt unterthaͤnigſt angetragen: 

daß Seine Majeſtaͤt huldreichſt geruhen moͤge zu geſtatten, daß ein maͤßiger Steuer⸗ 

Betrag auf die zur Ausfuhr nicht geeigneten Theile des zum Behuf der Ausfuhr ge: 

ſchlachteten Fleiſches, fuͤr den Fall, daß dieſelben zur Konſumtion in den ſteuerpflich⸗ 
tigen Städten übergehen, durch die Steuer-Behoͤrden ermittelt und dadurch, und durch 
die Einführung einer Kontrolle, wie fie in Anſehung der Mehl-Ausfuhr auf eine das 

Steuer⸗ und Handels -Intereſſe fo gluͤcklich vereinigende Weiſe bereits beſtehet, die 

Ausfuhr des geſalzenen Fleiſches erleichtert werde. 


Salz 
Handel. 


Denkſchrift 


vom 30. März 


41837. No. 9. 
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20. Die zum fünften Provinzial⸗Landtage verſammelten Stände des Koͤnigreichs Preu- 
ßen hatten es gewagt, Seiner Koͤniglichen Majeſtaͤt die unterthaͤnige Bitte vorzutragen: das 
Staats⸗Monopol des Salzhandels ganz aufzugeben und das Salz zu einer freien Handels⸗ 
waare zu machen. Dieſer Antrag iſt zwar nach, dem Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiede vom 
31ſten Dezember 1834 aus dem Grunde zuruͤckgewieſen worden: weil der Staats-Haushalt 
des unverkuͤrzten Ertrages ſaͤmmtlicher beſtehenden Abgaben, nicht allein dringend beduͤrfe, 
ſondern auch die voͤllige Sicherſtellung des bisherigen Ertrages gegen Ausfälle bedinge, wel: 
che Sicherheit nur die unveraͤnderte Beibehaltung der bisherigen Abgaben-Erhebung gewaͤh⸗ 
ren koͤnne. Seine Koͤnigliche Majeſtaͤt haben aber auch die große Gnade gehabt, denen 
Ständen die Allerhoͤchſte Zuſicherung zu gewähren: daß ſobald der Staats = Haushalt eine 
Ermäßigung der gegenwaͤrtigen Abgaben verſtatten ſollte, vorzüglich in ſorgfaͤltige Erwaͤ⸗ 
gung genommen werden ſolle, welche der beſtehenden, beſonders der geringern Volksklaſſe 
obliegenden Abgaben einer Ermäßigung beduͤrfen, wobei auch die befuͤrwortete Aufhebung 
des Salz-Monopols nicht unerwogen bleiben ſolle. 

Im Vertrauen auf dieſes Königliche Wort haben die Provinzial⸗Staͤnde die vielfältig 
eingegangenen Anträge, Bitlen und Wuͤnſche um Herabſetzung der Salzpreiſe ſaͤmmtlich zu: 
ruͤckgewieſen. Anders aber verhaͤlt es ſich mit der von den Abgeordneten der Stadt Koͤ— 
nigsberg eingereichten Eingabe, in welcher die Nachtheile geſchildert find, die das وا‎ 
Monopol auf den Handel der Staͤdte Koͤnigsberg und Memel gehabt hat und die noch 
fortwährend auf den Handel mit Polen ſich wirkſam zeigen. Beruͤckſichtigend, daß in dieſer 
Auffaſſung des Gegenſtandes es ſich nicht um eine finanzielle Frage handelt, oder dieſe ſich 
nur hoͤchſt untergeordnet darſtellt; beruͤckſichtigend, daß die weſtlichen Provinzen der Monar⸗ 
chie eines freien Handelsverkehrs ſich erfreuen, während die oͤſtlichen in ganz entgegengeſetz⸗ 
ten Verhaͤltniſſen ſchmachten; berüͤckſichtigend endlich, daß eine Theilnahme an dem Salz⸗ 
handel, einerſeits zur Anknuͤpfung von Handelsverbindungen auf der weſtlichen Halbinſel 
Europa's Gelegenheit gewaͤhrt, anderſeits aber auch ein gewuͤnſchtes Tauſchmittel für Polen 
und Ruſſen darbietet, und dadurch den Handelsverkehr der oͤſtlichen Provinzen des Reichs 
beleben und einen Schatten von dem Handel zuruͤckfuͤhren duͤrfte, der ehemals die Provin— 
zen wohlhabend gemacht hat; fo haben die Provinzial = Stände nach vollguͤltigem Beſchluß 
den unterthaͤnigen Antrag gewagt: 

Seine Königliche Majeſtaͤt wolle den Nothſtand des Handelsſtandes in den Hafen⸗ und 

Handels⸗Staͤdten der Provinz Preußen huldreichſt beruͤckſichtigen und Allergnaͤdigſt ges 

ſtatten, daß den Kaufleuten in Preußen eine Theilnahme an dem Salzhandel der 

Seehandlung gnaͤdigſt verwilligt werde, in dem Maaße, daß es ihnen erlaubt ſei, 

Salz zur Wiederausſuhr unter der Bedingung einzuführen und zu lagern, daß die 


darauf 
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darauf liegenden Abgaben bis zur Wiederausfuhr in SEH Se wie bei andern 
hochbeſteuerten Waaren, ficher geſtellt werde. 
21. Mit tief empfundenem Danke haben die اوه‎ Stände die . landesvsterlche Chauſſee⸗ 
Sorge ihres erhabenen Monarchen, auf die Befriedigung eines der dringendſten Beduͤrfniſſe N 1 1 
des Landes gerichtet geſehen, naͤmlich auf den Bau von „Kunſtſtraßen.“ Sie haben mit vom 3. April 
Freuden wahrgenommen, daß nachdem bisher dergleichen Straßen meiſtens nur in der Ab⸗ 1837. No. 86. 
ſicht angelegt wurden, um die entlegene Provinz Preußen mit dem Herzen der Monarchie 
und dieſes mit einem Nachbar = Staate in erleichterte Verbindung ` au bringen, oder um 
Ruͤckſichten der Landes⸗Vertheidigung zu genuͤgen, nunmehr damit!“ ۵ if, Kunſtſtra⸗ 
ßen zur Belebung des Binnen-Verkehrs zu ſchaffen. 
Mit innigem Bedauern haben daher die Provinzial-Staͤnde die Erklärung des König⸗ 
lichen Miniſterii für Handel und Gewerbe vom 10ten Dezember 1836 vernommen: daß die 
Fonds zum Chauſſee-Bau erſchoͤpft ſeien, und für den langen Zeitraum von 14 Jahren, mit 
Ausnahme von Prämien A 3000 Thlr. für die Meile, verſagt werden muͤßten. 
Während nach einem 22jaͤhrigen Frieden das geliebte Vaterland kraͤftig, wohlgeordnet und 
maͤchtig daſtehet, waͤhrend vielfache Symptome von dem bluͤhenden Stande ſeiner Finanzen 
Zeugniß geben, duͤrfte die Beſorgniß nicht aufkommen, daß die Mittel zu den allernothwendig⸗ 
fen Landes⸗Beduͤrfniſſen fehlen ſollten. Die Provinz Preußen erfreut fib noch lange nicht der 
Kunſtſtraßen, die ihr im Verhaͤltniß der uͤbrigen Theile der Monarchie gebuͤhren, und der Man— 
gel an Kapitalien in hieſiger Provinz und der fehlende Anreiz, Privat-Kapitalien in Straßen: 
bauten anzulegen, hat nur hie und da unbedeutende Chauſſee-Anlagen durch Aktien-Vereine 
entſtehen laſſen, und es duͤrfte auch in Zukunft nicht zu erwarten ſtehen, daß gedet von 
gewinnſuchenden Kapitaliſten erbaut ۰ Fa 
Die نی‎ «Stände haben daher ۲ SES Beſchluſſes die ëmt 
Bitten gewagt: 
1. Seine Königliche Majeſtaͤt wolle eine, den großen Bedürſniſſen angemeſſene, moͤglichſt 
bedeutende jaͤhrliche me zum Chauffee » Bau für die Provinz Preußen auszu⸗ 
ſetzen geruhen. 
2. Solchen Vereinen, welche e zu erbauen und fi ie dennächſt mit ihren Laſten 
und Nutzungen dem Staate zu uͤberlaſſen bereit find, möge aus jenem Fond eine verhaͤlt⸗ 
nißmaͤßige Vergütung bewilligt werden. Eine Summe von 10,000 Thlr. für die Meile 
duͤrfte in den meiſten Faͤllen Séi dee in manchen nicht einmal erforderlich be⸗ 
funden werden. ) “or 
3. Bei denen vornemlich fir den Binnen-Verkehr beffimmtent Straßen dürften die bisherigen 
für die größeren Staats = Straßen in Anwendung gebrachten Erforderniſſe hinſichtlich der 
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Breite, des Planums, der Steinlage, der Anſteigung u. ſ. w. ermäßigt und dabei die 
Feſtſetzungen der, von dem gegenwaͤrtigen Landtage begutachteten allgemeinen Wege⸗ 
Otdnung fuͤr die gemeinen Wege, zum Grunde gelegt werden. 

Stempel: 22. Seine Majeſtaͤt der König haben durch die unterm Zten Mai 1832 und 3lflen 
Denkſcht Dezember 1834 erlaſſenen Landtags⸗Abſchiede Allergnaͤdigſt zu erflären geruhet, daß das Stem⸗ 
vom 30. März pelgeſetz vom 7ten März 1822 in der Reviſion begriffen fei, und bei der letztern die Wuͤnſche 
ae ede Provinzen moͤglichſt beruͤckſichtigt werden ſollen. Wenn nun aber das neue Geſetz noch in 
der Berathung begriffen iſt, und dem Provinzial-Landtage wiederum mehrere die Stempelſteuer 
betreffende Antraͤge zugegangen ſind, ſo haben ſie ſich erlaubt, Folgendes zur Beruͤckſichtigung 

bei Reviſion des Stempel: Gefeßes unterthaͤnigſt zu befürworten: 

a. Den Immobiliar-Kaufſtempel in dem zu emanirenden Stempel-Geſetz gegen die Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes vom 7. März 1822 ermäßigen zu laſſen. 

b. Die Beſtimmung des Stempel-⸗Geſetzes vom 20. November 1820, nach welcher der 
Stempel nur vom Pachtzinſe ſelbſt, nicht von eingeraͤumten Nebenvortheilen berechnet 
werden ſoll, bei der neuen Redaction des Stempelgeſetzes wieder herzuſtellen. 

c. In das revidirte Stempelgeſetz die Beſtimmung aufzunehmen, daß der uͤberlebende Ehe: 
mann, in ſofern er zugleich mit ehelichen Kindern ſeiner verſtorbenen Ehefrau zur Erb— 
ſchaft gelangt, von der Verpflichtung zur Entrichtung eines Erbſchafts⸗ Stempels bes 
freit bleibe. 

d. Die Beſtimmung, nach welcher bei Beftätigung von Zideicommiß = Stiftungen drei Pro⸗ 
cent vom Werthe des Gegenſtandes erhoben werden muͤſſen, aufzuheben und dieſe Stif⸗ 
tungen in Betreff des Stempelgeſetzes allen andern im Privat = Sntereffe ی‎ Stif⸗ 
tungen und Vermaͤchtniſſen gleich zu ſtellen. 


Ee 23. Ferner haben die Provinzial⸗Staͤnde noch unterthänigſt gebeten: 5. 
auf Erlaſ⸗ 


ſung meh⸗ daß die von ihnen bereits früher beantragten und zum größten Theil Alergnädigſt zuge⸗ 
Heeg ſicherten Geſetz⸗Entwuͤrfe: 0 
Denkſchrift das Armen= und Heimaths⸗Geſetz, 

187. Ne. 82. die Uebernahme der Kriminal-Gerichtskoſten auf Staatsfonds, 


die Regulirung der Servis⸗Steuer, 

das Einzelnhuͤten des Viehes und andere Unordnungen bei Ausuͤbung der Vieh⸗ 
weide, 

das Strafrecht der Gutsherren gegen das Geſinde, 

die Beſtimmung zur Verhuͤtung und Beſtrafung e E 

„die Verbeſſerung der Polizeijʒ⸗Aufſicht im Departement Gumbinnen, 

die für die Binnen⸗Gewaͤſſer in Preußen zu erlaſſende Fiſcherei-Ordnung, 


شنم ۰ 3 ا 


eine Abloͤſungs-Ordnung fuͤr die Abdeckerei-Gerechtigkeiten, 
eine neue Taxe fuͤr Aerzte, in Vezug auf deren Liquidationen fuͤr arme Kranke, 
welche von Kommunen verpflegt werden, 
ſobald es die Verhaͤltniſſe möglich machen, den Provinzial: Ständen zur Begutachtung 
vorgelegt werden moͤgen, ſo wie, daß wenn gleich die von Sr. Maj. dem Koͤnige zu einem 
Meliorations-Fond der Provinz beſtimmten Abzahlungen auf die zur Förderung der gutsherrli⸗ 
chen und baͤuerlichen Regulirungen allergnaͤdigſt hergegebenen Vorſchuͤſſe, erſt vom Jahre 
1843 ab, für dieſen Zweck zur Dispoſition kommen, es doch für die dem Lande fo 
erſprießliche Verwendung derſelben hoͤchſt foͤrderlich fein duͤrfte, wenn Seine Majeſtaͤt der 
‚ König es huldreichſt genehmigen möchten, daß dem naͤchſten Provinzial-Landtage die An⸗ 
zeige des Betrages dieſes Meliorations-Fonds, nebſt einem Entwurf uͤber die Verwaltung 
und Verwendung deſſelben, hingegeben wuͤrde und zur moͤglichſt baldigſten Erreichung der 
landesvaͤterlichen Abſicht, die nach und nach fluͤſſig werdenden Summen zur Verwendung 
kommen duͤrften. 

24. Die Provinzial⸗Staͤnde haben den Land-Armen⸗ Angelegenheiten die regſte Auf— 
merkſamkeit gewidmet, und von den ſtaͤndiſchen Commiſſionen fuͤr Land-Armen.- Sachen die 
ausführlichen Aber dieſe Gegenſtaͤnde abgeſtatteten Berichte entgegengenommen. 

„a. Der Bericht der ſtaͤndiſchen Kommiſſion für Land-Armen-Sachen in Oſtpreußen und 
Litthauen, der ſich uͤber den gegenwaͤrtigen Zuſtand des Hauſes zu Tapiau, die Taube 
ſtummen⸗Schule in Angerburg, die in der Irren- und Siechen-Anſtalt zu Königsberg 
untergebrachten Land-Armen, fo wie Über das Landarmen-Weſen im Allgemeinen aus⸗ 

fuͤhrlich auslaͤßt, hat denen Provinzial-Staͤnden Veranlaſſung gegeben: einerſeits wegen 
des Eifers und der Umficht, mit welchen dieſe Kommiſſion den ihr uͤbertragenen muͤhe⸗ 
vollen Auftrag ausgeführt hat, lobend ſich auszusprechen, anderſeits aber auch fol: 
gende Anträge Sr. Excellenz dem Königlichen Ober-Praͤſidenten von Preußen zur Bos 
geneigten Pruͤfung anheim zu geben: 

1. In Beruͤckſichtigung, daß die Erſparniſſe, welche durch die DEE dete⸗ 
nirter Verbrecher in den Kreiſen, gegen die Verpflegung derſelben im Hauſe erwachſen 
ſollen, ganz außer dem Verhaͤltniß mit dem Grade der Beſorglichkeit ſtehen, welche fuͤr 
den Schutz der Perſonen und des Eigenthums aus der unmittelbaren Entlaſſung der ihre 
Strafe abgebuͤßten Verbrecher in die Kreiſe erfolgen moͤchte, ſo wurde der Wunſch 
ausgeſprochen: 

daß nicht nur alle zur Detention beſtimmte Perſonen, ſondern auch die bis zum 

Nachweis eines ehrlichen Erwerbes verurtheilten Verbrecher im Tapiauſchen Inſtitute 

untergebracht, auch bei ihrer Entlaſſung der Grad ihrer Beſſerung ernſtlich geprüft 
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werden moͤge, damit ihre vielfache Wiederkehr in das Haus nicht der Beſorgniß 
Raum gebe, daß bei der Entlaſſung der Corrigenden weniger auf den Grad 
der ihnen zuzutrauenden wiedererlangten Sittlichkeit, als auf eine bloße Auslee⸗ 
rung des Hauſes geſehen werde. 

2. Einleitungen zu treffen, daß bei den Transport-Koſten der Verbrecher Erſpar⸗ 
niſſe eintreten moͤgen. 

3. Die Jahres- Rechnungen Aber die Verwaltung des Sage Armen⸗Hauſes, ehe 
dieſelben bei der Koͤniglichen Regierung in calculo revidirt worden, der ſtaͤndiſchen 
Kommiſſion vorlegen zu laſſen, damit dieſe eine ſpeziellere Ein-und Ueberſicht uͤber 
die Kaſſen-Verhaͤltniſſe erlange und hiemit in den Stand geſetzt werde, thaͤtig in den 
Betrieb der Verwaltung eingreifen zu koͤnnen. 

In Beziehung der Taubſtummen-Anſtalt in Angerburg hat die ſtaͤndiſche Commiſſion 
angetragen, die Freiſtellen um zwei zu vermehren. Die Provinzial-Stände haben aber 
beſchloſſen: ; 

dem Ermeſſen der Commiſſion anheim zu geben, nicht nur zwei Freiſtellen, ſon— 
dern dieſe Freiſtellen bis zu vier zu vermehren, je nachdem der Unterricht des 
bisherigen Lehrers mit Zuziehung der Seminariſten dieſe Ausdehnung zulaͤßig mas 
chen ſollte, mit der Maaßgabe, daß die erforderliche Mehrausgabe, neben den 
Zinſen der erſparten 1000 Thaler, aus dieſem Capital ſo lange beſtritten wer— 
den muß, bis es abſorbirt worden, und daß erſt von da ab der Etat fuͤr die 
Taubſtummen⸗Anſtalt erhöht werden duͤrre. : 13 

Zur Ueberſicht der beſtehenden Armen-Verhaͤltniſſe in der Provinz f abe den Provin⸗ 
zial⸗Staͤnden Verzeichniſſe der Koſten, die für Kreis-Arme ausgegeben find, mitgetheilt 
worden. Aus dieſem Verzeichniſſe duͤrfte indeſſen weder ein richtiger Durchſchnitts⸗Satz 
des vollſtaͤndigen Koſten-Betrages für einen Kreis-Armen entnommen werden koͤnnen, 
weil ſehr oft einem ſolchen Armen nicht der volle Normal-Satz gereicht werden darf, 
noch eine vollſtaͤndige Ueberſicht des gegenwaͤttigen Armen-Verhaͤltniſſes, weil die große 
Zahl der Orts-Armen in dieſem Verzeichniß gaͤnzlich fehle. 

Die in der Mittheilung Sr. Excellenz des Ober-Praͤſidenten von Preußen ausgehobe⸗ 
nen Vortheile, welche aus der Kreis-Armen-Pflege entſprungen ſind, haben die Pro— 
vinzial-Staͤnde in fo fern anerkannt, als die Armen nicht mit den Verbrechern und 
arbeitsſcheuen Menſchen in einem Hauſe leben duͤrfen, und als dieſelben in den Kreiſen 
bei ihres Gleichen bequemer ſich aufhalten; dagegen iſt der ausgehobene Vortheil, daß 
ihre Ernaͤhrung in den Kreiſen weniger, als im Land-Armenhauſe koſte, von den Pro: 
vinzial⸗Staͤnden fuͤr problematiſch gehalten, und als Schattenſeite der Kreis⸗Armenpflege 
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ſind die Uebelſtaͤnde bemerklich gemacht, daß Kreis-Arme den Orts-Armen ſo nahe 
gegenuͤber geſtellt find, daß die früher provinziell getragene Saft nunmehr {ebr ungleich 
vertheilt, die allgemeine Armen⸗Laſt in eine partikulaire Armen⸗Laſt übergegangen iff, 
in der Art, daß die Kreiſe unter ſich hoͤchſt ungleich belaſtet werden, uͤberhaupt aber, 
daß die Abgraͤnzung und ſtrenge Sonderung der Armen und die dadurch herbeigefuͤhrten 
lauten geſetzlichen Beanſpruchungen, die wahre, mindeſtens die groͤßte Veranlaſſung des 
Anwachſens der Armenſchaften geworden find, indem blos die Kreis-Axmen in den letzten 
fünf Jahren ſich verdoppelt haben. Die Provinzial-Staͤnde konnten daher nicht anneh— 
men, daß in der Armenpflege Erſparniſſe eingetreten wären, und ſchon um deshalb nicht, 
weil in dem Land-Armenhauſe die Zahl der Pfleglinge der Art niemals ſo groß ange— 
wachſen ſein wuͤrde, als dieſes jetzt in den Kreiſen der Fall ſei. Im Allgemeinen wurde 
durch eine von den Provinzial-Staͤnden angelegte Berechnung belegt, daß ungeachtet der 
getroffenen Verbeſſerungen in der Verwaltung des Land-Armenhauſes und der wohlfeilern 
Ernaͤhrung einzelner Armen in den Kreiſen, die Armenpflege der Provinz mehr als das 
Maximum eines Jahres⸗Betrages des Land-Armen-Etats gekoſtet habe. 

Die ſtaͤndiſche Land-Armen-Commiſſion fuͤr Weſtpreußen hatte in ihrem Berichte uͤber 
den Weſtpreußiſchen Provinzial-Invaliden-Fond die Beſſerungs-Anſtalt in Graudenz, 
das Land-Armenhaus zu Schwetz, das Taubſtummen-Inſtitut zu Marienburg und über 
die Unterſtuͤtzung der Land-Armen außer dem Haufe, ſich ausgelaſſen, und daruͤber bedau— 
ernd ausgeſprochen: daß die Land-Armen⸗Beitraͤge in Weſtpreußen nicht nach dem Ge⸗ 
ſammt⸗ Betrage der Klaſſenſteuer, fondern nach einem von den Koͤniglichen Behörden mo— 
dificirten Tarif der Klaſſenſteuerpflichtigen veranlagt worden; daß es aller ernſtlichen Bes 
muͤhungen ungeachtet nicht gelungen ſei, auf die Verminderung der Ausgaben mit Erfolg 
einzuwirken, im Gegentheil die Anſpruͤche an den Land-Armen-Fond, bei der vorherr— 
ee Neigung zu Bewilligungen, 1 8 vergroͤßern; daß der ی‎ 


sein, 


träge 1 werden wuͤrde. 

In Beziehung des Taubſtummen⸗Inſtituts zu Marienwerder hat die Land: Armen⸗ 
Commiſſion auf Hergabe eines Fonds zur Erbauung eines Inſtituts-Gebaͤudes angetra— 
gen, weil der Uebelſtand, daß das Inſtitut genoͤthigt ſei, die Lehrzimmer de See 
zu benutzen, für beide Inſtitute ſich gleich nachtheilig darſtelle. In dieſer Beziehung hat 


die Commiſſion vorgeſchlagen, zu den auf etwa 4000 Thaler veranſchlagten Soften, 


welche der Bau eines Inſtituts⸗Gebaͤudes erfordern werde, den zu dieſem Zwecke geſamm⸗ 
leten Beſtand von 935 Thaler fluͤſſig zu machen und den Reſt der Koſten mit 3000 bis 


me E ست‎ 


3500 Thaler durch ein Anlehn zu decken, welches gegen 4 Procent Zinfen aus dem Ka— 
pitals⸗Beſtande des Provinzial-Invaliden-Fonds genommen werden koͤnnte. 


Die Provinzial⸗Staͤnde haben dieſen Antrag gepruͤft und demnaͤchſt beſchloſſen: 
fuͤr die Taubſtummen-Anſtalt in Marienburg ein eigenes Gebaͤude zu erbauen und 
die Baukoſten auf dem Wege aufzubringen, daß vor der Hand das von dem Inva— 
liden⸗Fond angeliehene Capital von 4000 Thaler nicht zuruͤckgezahlt werde, viel⸗ 
mehr der beabſichtigte Bau eingeleitet werden ſolle, ſobald die Erſparniſſe des 
Land-Armen-Fonds gegen den Etat deſſelben, in Verbindung mit den bereits nach— 
gewieſenen Beſtaͤnden, ſolches geſtatten wuͤrden. , 


In Gefolge dieſes Beſchluſſes wurde die ſtaͤndiſche Commiſſion authorifirt, den Bau 
des Taubſtummen⸗-Inſtituts zu Marienburg einzuleiten, jedoch mit der Beſchraͤnkung, 
daß die Koſten des Baues die Summe von 3500 Thaler nicht uͤberſteigen duͤrften. 


Bezüglich der Bemerkung der ſtaͤndiſchen Commiſſion über die willkuͤhrliche Klaſſifika⸗ 
tion der Steuerpflichtigen zum Land-Armen-Fond, haben die Provinzial-Staͤnde in 
einer Denkſchrift, eine beſondere Beſchwerde anzubringen, Veranlaſſung genommen. 


Da die den ſtaͤndiſchen Commiſſionen für die Land-Armen-Angelegenheiten in Oſt⸗ 
preußen und Litthauen, fo wie in Weſtpreußen, von denen Provinzial-Staͤnden ertheilten Voll: 
machten der Zeit nach abgelaufen waren, ſo haben die Provinzial-Staͤnde dieſe Kommiſſionen 
durch abermalige Wahlen erneuert, und die erwaͤhlten Kommiſſarien dem Koͤniglichen Ober: 
Praͤſidenten von Preußen Excellenz angezeigt. 


Die beſtehende Geſchaͤfts-Ordnung iſt von den Provinzial-Staͤnden nochmals durchgeſe⸗ 
hen, in einzelnen Punkten abgeaͤndert und vervollkommt, demnaͤchſt aber beſchloſſen worden: 
dieſe Geſchaͤfts⸗Ordnung, denen beliebten Abaͤnderungen gemäß, in eine neue Redaktion zu 
faſſen, damit ſie in ſolcher von dem naͤchſten Provinzial⸗-Landtage benutzt werden koͤnne. 


Der ſechſte Landtag der Provinzial⸗Staͤnde des Königreichs Preußen iſt, nach beendig⸗ 
ten Arbeiten der Provinzial⸗Stande, den Aren April 1837 Mittags um 11 uhr, von dem 
Königlichen Kommiffarius, der zu dieſem Zwecke von einer ſtaͤndiſchen Deputation eingeholt 
war, in dem ſtaͤndiſchen Sitzungs-Saal, mittelſt einer feierlichen Rede geſchloſſen worden, 


س 33 — 


indem der Herr Landtags-Marſchall und deſſen Stellvertreter der ihnen fuͤr die Dauer des 
Landtages allergnaͤdigſt anvertrauten Ehren-Aemter enthoben und die Landtags-Abgeordneten 


entlaſſen wurden. 
— . — — — — 


Der ſechſte Provinzial-Landtag hat vom Igten Februar 1837 bis zum Aren April 1837 
ununterbrochen gearbeitet. Es ſind waͤhrend der Dauer deſſelben 33 Plenar-Sitzungen 
gehalten und 13 Allerhoͤchſte Propoſitionen begutachtet worden; uͤberdem find dieſem ۰۶ 
tage 47 Schreiben des Koͤniglichen Kommiſſarius zugegangen und von ihm 184 Eingaben 
bearbeitet worden. 


— ſ— —— _( 


Die ſtaͤndiſchen Abgeordneten haben auch auf dieſem Landtage das auf dem erſten 
Provinzial-Landtage für arme Studirende aus dem Provinzial-Verbande auf der Landes— 
Univerſitaͤt zu Königsberg errichtete Stipendium durch Beiträge aus ihren Mitteln vergroͤ⸗ 
ßert, und gleichfalls Beitraͤge fuͤr die Armen der Stadt Koͤnigsberg unter ſich geſammelt. 


۴ 


ومد 


| ر‎ ۱ ۱ A. 
SC P e ۱ 
1 Ce der 
Herren Abgeordneten 
Së See 


am 19ten Februar 1837 


in ONE NAD, e Landtage. 
۱ e mem SE 3 ۱ 
Landtags⸗ Marsch: 2 Landhofmeiſter Graf von Doͤ A no f Ercelenz auf Friedrichſtein. 
Stellvertreter deſſelben: Herr General-Landſchafts-Rath von Auerswald auf Weslienen. 


Kreiſe in welchen gewählt worden. 


A. Litthauen. Stand der Ritterſchaft. 
e 1. Niederung 
2. Ragnit ۱ 
213, Tilſit 1. Hr. Landſchafts-Rath Schimmelfennig v. d. Oye. 
= 
WÉI Heidekrug 
mit Einſchluß der von 2. Hr. Rittergutsbeſitzer von Sanden auf Touſſainen. 
dem Regierungs-Be⸗ 
zirk Koͤnigsberg abge⸗ 
tretenen Guͤter des fruͤ⸗ 3. Hr. Amtmann Radtke auf Heydekrug. 
her Memeler Kreiſes 
1. Stallupoͤhnen 
2 SE 4. Hr. Landrath von Lyncker auf Nemmersdorf. 
S 1 Simbinner 5. Hr. Rittergutsbeſitzer Gruber auf Warrupoͤhnen. 
8 D Inſterbur 6. Hr. Rittergutsbeſitzer von Fahrenheid auf Angerapp. 
S | e 7. Hr. Landrath Burchard auf Seßlacken. 
6. Goldapp 8. Hr. Rittergutsbeſitzer von Plehwe auf Dwariſchken. 


1. Oletzko 


Kreiſe in welchen gewählt worden. 
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2., Angerburg . J 
3. Sensburg. 
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1. Oletzko - 
2. Lyk SES 
3. Johannisburg 


1. Loͤtzen . 


B. O ſtpreuß enn. 


G 1. Landkr. Koͤnigsberg | ۱ 
3 J2. Fiſchhauſen 
F 3. Labiau 
5 1. Landkr. تین‎ | 
5 | 2. Friedland .. 
۲ Pr. Eylau | 
e (4. Heiligenbeil 
1. Friedland 
2. Pr. Eylau 
ی‎ 13. Gerdauen | 
S 4. Raſtenburg 
= Von dem Regierungs⸗ 
1 Bezirk Gumbinnen die 
˖demſelben abgetretenen 
Guͤter 
1. Wehlau 
2. Friedland 
۳ 3. Labiau 
2 1 oppe, Koͤnigsberg vom 
= Reg.⸗Bezirk ۶ 
nen die demſelben ۶ 
getretenen Güter 
= ۱ L Pr. Holland 
2 4 2. Mohrungen 
ls. Oſterode . 


13. Hr. Juſtiz⸗Rath von Batocki auf Bledau . 
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9. Hr. Ae Simpſon auf CS 
10. Hr. Rittergutsbeſitzer Seydel auf Lenarten. ry 


11. Hr, General-Lieutenant Graf von „ehndorff, Excellenz 
ME E auf Steinort. c, ,¢ 
12. Ss Lieutenant von Gotzkow auf Jacunowen. jj .. 
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14. Hr. Rittergutsbeſitzer von Bardeleben af Rinau. 
ag, mr © 
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15. Hr. 17 von EH 7 eilen di 
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16. Hr. Rittmeiſter von Borcke auf Tolksdorff 
Wi 
17, Hr., Lieutenant Rufe auf Stublak. | 
is. 729. 
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FE 7 EE W 
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20. Hr. ۳ Graf zu Dohna auf Reichertswade. 
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Kreiſe in welchen gewählt worden. 
1. Neidenburg 

۱ 2. Ortelsburg 
3. Oſterode 


1. Braunsberg 
b Heilsberg 
3. Allenſtein 
E Heilsberg 
2. Roͤſſel 
3. Allenſtein 


1. Roſenberg 

2. Marienwerder 
auf dem rechten Weich⸗ 
felufer und mit Gin: 
ſchluß der fruͤheren En⸗ 
claven von Weſtpr. 

3. Graudenz 
ſo weit dieſer Kreis 
fruͤher zu Oſtpreußen 

gehoͤrt hat 


C. Weſtpreußen. 
Berentſcher Kreis 


8129912 Buagstunnue ۱ ۱۵ 


HEI He 


Carthauſer Kreis 

Danziger Kreis 

1. Elbing 

2. Marienburg 

3. Stuhm 
Neuſtadt 


Stargard 
Culm 
Conitz 
D. Crone 
22! 1. Flatow 
۶ 12. Schlochau 
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۱ 
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21. Hr. Landſchafts-Rath Meske auf Froͤdau. 


22, Hr. Rittergutsbeſitzer Kuͤchmeiſter von Sternberg auf 
Grodtken. 


23. Hr. Landſchafts⸗Direktor, Landrath v. Schau a. Korbsdorff. 
24. Hr. Hauptmann von Buhl, genannt Schimmelfennig 
v. d. Oye auf Koͤrpen. 


25. Hr. Landrath von Knobloch auf Banſen. 
26. Hr. Landſchafts-Rath von Kurowsky auf Molditten. 


27. Hr. General ⸗Landſchafts-Direktor, Freiherr von Mo: 
ſenberg auf Kloͤtzen. 


28. Hr. Landrath von Auerswald auf Plauthen. 


29. Hr. Landſchafts⸗Rath von Schedlin-Czarlinski auf Alt⸗ 
Bukowitz. 

30. Hr. Rittergutsbeſitzer von Laszewski auf Sulenczyn. 

31. Hr. Landſchafts-Direktor von Gralath auf Sulmin. 


32. Hr. Rittergutsbeſitzer Alſen auf Droͤwshoff. 


33. Hr. Obriſt und Commandeur des Erſten Leib⸗Huſaren⸗ 
Regiments v. Below auf Rutzau. 


34. Hr. Kreis⸗Deputirte von Piwnicki auf Malſau. 


35. Hr. Amtmann Hoof auf Blendowa 
36. Hr. Landrath von Tettau auf Thomsdorff. 
37. Hr. Landrath von Zychlinski auf Stranz. 


38. Hr. Rittergutsbeſitzer Koͤrner auf Damerau. 


Kreiſe in welchen gewählt worden 
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mate 
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Graudenz. 
1. Loͤbau 
2. Strasburg 
1. Schwetz 


2. Marienwerder 
in ſo weit der Kreis 
nicht zu Oſtpreußen 


geſchlagen iſt 
Thorn 
A. Litthauen. 
a) Viril⸗Städte. 
Gumbinnen 
Tilſe 
Inſterburg 
b) Collektiv⸗ Städte. 
1. Johannisburg 
2. Bialla 
3. Sensburg 
4. Nikolaiken 
5. Arys 
6. Raſtenburg 
7. Rhein 
8. Barten 
9. Lyck 
10. Drengfurth 
1. Angerburg 
2. Nordenburg 
3. Goldapp 
4. Darkehmen 
5. Stallupoͤhnen 
6. Pillkallen 
7. Schirwind 
8. Ragnit 
9. Oletzko 
10. Loͤtzen 
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39, Hr. Landſchafts-Rath von Kalckſtein auf ۰ 
40. Hr. Juſtiz-Rath Hennig auf Dembowolonka. 
41. Hr. Landrath von Wybicki auf Konojad. 


42. Hr. Kreisdeputirter von Schwanenfeld auf Sartowicz. 


43. Hr. Lieutenant Wolff auf Gronowo. 
Stand der Stadtgemeinden. 
1. Hr. Commerzien⸗Rath Zieler zu Gumbinnen. 


2. Hr. Kaufmann Dunsky zu Tilſit. 
3. Hr. Rathsherr Abernethy zu Inſterburg. 


e. 


4. Hr. Buͤrgermeiſter Preſting zu Raſtenburg. 
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5. Hr. Rathsmann Dembowski zu Angerburg. ۳ 


Eh 


B. Oſtpreußen. 
®: Viril⸗Städte. gs iit. 


Haale zu £ Proc 6. Hr. Kaufmann Heinrich zu Königsberg. 
Königsberg ı35: TF TF, Hr. Stadtrath Bittrich zu Koͤnigsberg. 
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8. Hr. Buͤrgermeiſter Schartow zu Königsberg ۰ 
Memel 9. Hr. Commerzien-Rath Muttray zu Memel. 
21411 Braunsberg . „ 10. Hr. Kaufmann Barth zu Braunsberg. 


b) Collektiv⸗ Städte 
1. Garnſee 

2. Biſchofswerder 

3. Freiſtadt ` 

4. Rieſenburg :# = 
5. Roſenberg 


6. D. Eylau „5u 
7. Saalfeld Sep 
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8. Liebemuͤht 
9. Oſterode 
10. Mohrungen 

11. Pr. Holland 


5. Ortelsburg 
6. Hohenſtein 

7. Paſſenheim 
8. Allenſtein 

9. Wartenburg 
10. Biſchofsburg 
„1. Muͤhlhauſen 
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2. 9 
3. Heiligenbeil ۱ 
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4. Creuzburg h 


5. Zinten 

6. Mehlſack 

7. Wormditt 
8. Liebſtadt 
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1. Gilgenburg 

2. Soldau 

3. Neidenburg ur n: N (RR UI 
4. Willenberg 
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12. Hr. Buͤrgermeiſter Heckert zu Willenberg. , ۳ 
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Noch ( ۰ 
1, ۶ 
2. 1 
3. Seeburg 

4. Biſchofſtein 
5. Roͤſſel 

6. Bartenſte in 
7. Landsberg 
1. Pillau 

2. Fiſchhauſen 
3. Labiau 

4. Tapiau 

5. Wehlau 


6. Pr. Ehlau 


7. Domnau 

8. Friedland 7 
9. Schippenbeil 
10. Gerdauen 
11. Allenburg 


C. Weſtpreußen. 
a) Viril⸗Städte. 


Danzig 


Elbing 
1 
Thorn 


Graudenz 
1. Marienwerder 
2. Marienburg 


3. Culm 


Es wählen zum erſten Male 
die Städte Marienwerder 
u. Marienburg. Zum zwei⸗ 
ten Male die Städte Mari⸗ 
enburg u. Culm, u. zum drit⸗ 
ten Male Culm u. Marien⸗ 
werder, jede einen Deput. 
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14. Hr. Buͤrgermeiſter Marſe zu Hallsberg. 
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16, Hr. Oberbuͤrgerm., Geh. Rath von و‎ rian zu Danzig. 


17. Hr. Commerzien-Rath Hoͤne zu Danzig. 

18. Hr. Commerzien-Rath Abeggezu Danzig." ود‎ 
19. Hr. Stadtrath Krauſe zu Elbing. 

2 GEN Kaufmann van Rieſen zu Elbing 7 
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2 Hr. Kaufmann ۲ zu Culm. am, A0 II 
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Die kleinen Staͤdte des 
Danziger ö 25. Hr. Grundbeſitzer Hildebrand zu Dirſchau. 
Bezirks 

Die Städte auf ۱ 
rechten MWeichfel= Ufer 
des Marienwerderſchen 
Reg.⸗Bezirks mit Aus⸗ 
ſchluß der zu Oſtpreu⸗ 
ßen geſchlagenen Ma⸗ 
rienburgſchen und Ro⸗ 
ſenbergſchen Kreiſe 


Die Staͤdte im weſtlichen 
Theile des Marien⸗ 
werderſchen Bezirks 
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26. Hr. Buͤrgermeiſter Sprigath zu Chriftburg. 


kusanvig 


27. Hr. Buͤrgermeiſter Muͤnzer zu Flatow. 


Ep 


mit Ausnahme der 
Kreiſe Schlochau und 
D. Crone 

Die Städte im Schlo⸗ 
chauer und D. ۶ 
neſchen Kreiſe 
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28. Hr. Buͤrgermeiſter Eggert zu ۰ 
— . 


Kreiſe in welchen gewählt re — 
worden. ۲ 
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A. Litthauen. Stand der Landgemeinden. 
1. Memel 
2. Heidekrug 
3. Tilſe 


E: 
۱ 
1. Niederung 
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1. Hr. Gutsbeſitzer Richter zu Eckitten. 
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2. H Gutsbeſitzer tilowius zu Kallwellen. 
2. Ragnit r. Gutsbeſttzer Torti 


1. Pillkallen 
2. Stallupoͤhnen 
3. Gold app 
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3. Hr. Gutsbeſitzer Beyer zu ename. 
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Kreiſe in welchen gewählt worden. 
5 1. Gumbinnen 

2. Inſterburg 

3. Darkehmen 


۱ Angerburg 
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2. 0 

3. 9 

1. Oletzko 

2. Lyck 
Johannisburg 
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B. Oſtpreußen. 


1. Landkr. Königsberg 
2. Fiſchhauſen 

3. Labiau 

1. Landkr. Koͤnigsberg 
2. Friedland 

3. Pr. Ehlau 

4. Heiligenbeil 

1. Friedland 
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3. Gerdauen 

4. Raſtenburg 
Von dem Regierungs⸗ 
Bezirk Gumbinnen die 
demſelben abgetretenen 
Ortſchaften 

1. Wehlau 

2. Friedland 

3. Labiau ` 

4. Landkr. nass 
Von dem Regierungs⸗ 
Bezirk Gumbinnen die 
demſelben abgetretenen 
Ortſchaften 
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4. Hr. Gutsbeſitzer Steiner zu Gudellen. 


„ 5. Hr. Muͤhlenbeſitzer Schulz zu Muͤhlenthal. 
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6. Hr. Czieslick zu Kukowken. 


7. Hr. Przyborowsky zu Perwiſſau. 


8. Hr. Amtmann Valentini zu Henriettenhof. 


9. Hr. Schadow zu Loͤcknicken. 
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10. Hr. Landſchafts⸗Rath Unruh zu Plizicchten. 1 
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2. Mohrungen . 
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der Lage, in welcher ſich die durch die früheren Landtags⸗Abſchiede fuͤr die Preu⸗ 
ßiſchen Provinzial⸗Stände noch nicht erledigten Gegenſtände befinden. 


B. 


1. Landtags⸗Abſchied vom Iten Januar 1830. 

II. 18. Die Arbeiten zur Entwaͤſſerung der Tilſiter Niederung, ſo weit dergleichen bei 
Ertheilung der Ueberſicht vom 16ten Januar 1834 im Plane lagen, wuͤrden bereits vollendet 
ſein, wenn nicht der im vorigen Jahre ſtattgehabte Eisgang die Coupirung der Greituſchke 
vor Beendigung des Werks fortgeriſſen haͤtte. 

Dieſe Coupirung wird nun im bevorſtehenden Sommer wieder ausgefuͤhrt werden. 

II. 24. Die Kommunikation mit den katholiſch-geiſtlichen Behörden wegen Verwandlung 
der Stolgebuͤhren, hat noch nicht ſtattgefunden, daher erſt einem der naͤchſten Landtage weitere 
Mittheilung wird geſchehen koͤnnen. 

2 2. Landtags⸗Abſchied vom Sten Mai 1832. 

I. 1. 2. 3. Nachdem über die Geſetze wegen Regulirung der Armenpflege und über die 
Befugniß der Kommunen zur Annahme und Zuruͤckweiſung neuer Anſiedler, die Erklaͤrungen 
ſaͤmmtlicher Provinzial-Staͤnde eingegangen find, liegt die Sache zur Berathung beim Staats- 
Miniſterio vor, wo deren Erledigung moͤglichſt beſchleunigt werden wird. 

I. 6. Wegen der Provinzial-Irren-Heilanſtalten wird auf die Propoſition Bezug genom— 
men, die in Betreff der Auseinanderſetzung über die Lokalien der Straf- und Beſſerungs-An⸗ 
ſtalten zu Graudenz dem Landtage vorgelegt wird. 

II. 11. Die definitive Entſchließung uͤber die Verwandlung der Servisſteuer in eine 
Grundſteuer hat wegen der ſchwierigen und umfaſſenden Vorbereitungen, welche die Sache noth— 
wendig macht, noch nicht gefaßt werden koͤnnen. 

II. 23. Die uͤber Verbeſſerung der Polizei-Verwaltung im Regierungs-Bezirke Gumbin⸗ 
nen angeordneten Verhandlungen haben noch nicht beendigt werden koͤnnen. Ein Commiſſarius 
des Minifterii des Innern und der Polizei, welcher jetzt in andern Angelegenheiten den Regie— 
rungs-Bezirk Gumbinnen zu beſuchen veranlaßt iff, hat aber den Auftrag, auch uͤber dieſen 
Gegenſtand Eroͤrterungen anzuſtellen, in deren Verfolg das Weitere beſchloſſen werden wird. 

II. 32. Der Entwurf einer Verordnung, wegen Abſchaffung der Ofiare und Podymne 
im Kulm⸗ und Michelauſchen Kreiſe und wegen Einführung der fruͤhern Kontributions-Ver⸗ 
faſſung, iſt den Kreisſtanden der betheiligten Kreiſe zur Erflärung vorgelegt worden. 

Dieſe Erklarung iſt aber dahin ausgefallen, daß von der Wiederherſtellung der Kontribution 
Abſtand genommen, dagegen aber derjenige Steuer-Betrag von Ofiare und Podymne, der jetzt 
etatsmaͤßig fei, unter der Benennung „Kontribution“ unverändert fort erhoben werden 


WI 
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moͤge. Auf dieſen Antrag iſt bis jetzt nichts veranlaßt worden, weil zuvoͤrderſt das Reſultat der 
in der Provinz Poſen dieſes Gegenſtandes wegen getroffenen Einleitungen abgewartet werden muß. 

II. 38. Da die Einkünfte, der aufgehobenen Preußiſchen Kloͤſter noch zum größten Theile 
in den Penſionen aufgehen, welche den Konventualen zu bewilligen geweſen ſind, ſo haben 
diejenigen 1000 Thlr., welche zur Unterſtuͤtzung der auf Landes- Univerſitaͤten ſtudirenden 
katholiſchen Theologen beſtimmt ſind, noch nicht fluͤſſig gemacht werden koͤnnen. 

3. Landtags- Abſchied vom 31ſten Dezember 1834. 

I. 5. Nach naͤherer Erörterung Aber die Frage: ob der Zuſatz 213. zu §. 13. des 
Oſtpreußiſchen Provinzial-Rechts, wegen der Kirchen- und Schulabgaben bei Parcellirungen 
und Abbauen, einer Abaͤnderung zu unterwerfen ſei? hat ſich ergeben „daß wichtige Rechts⸗ 
gruͤnde dieſer Abaͤnderung entgegenſtehen und ſolche ohne Verletzung wohlerworbener Rechte 
nicht bewirkt werden koͤnne. Des Könige Majeſtaͤt haben darauf befohlen, daß davon 
Abſtand genommen, den Provinzial-Behoͤrden aber die Vermittelung . Vertheilungs⸗ 
Grundſaͤtze bei vorkommenden Gelegenheiten uͤberlaſſen werde. 

I. 6. Die vorbehaltene Verbeſſerung der einzelnen Provinzial-Feuer-Societaͤts-Regle⸗ 
ments iſt im Gange. Der Herr Ober-Praͤſident, welcher mit den dazu erforderlichen Ein— 
leitungen beauftragt iſt, wird dem Landtage uͤber die jetzige Lage der Sache Auskunft ertheilen. 

I. 8. Der Geſetz-Entwurf wegen beſſerer Benutzung der Gewaͤſſer iſt den über dieſen 
Gegenſtand noch nicht gehoͤrten Staͤnden anderer Provinzen bei den jetzt ſtattfindenden Land⸗ 
tagen zum Gutachten zugefertigt worden. 

II. 2. Der vom Herrn Ober-Praͤſidenten unter Zuziehung der Herren Abgeordneten 
des letzten Provinzial-Landtages ausgearbeitete, aber erſt ganz neuerlich eingegangene Ent⸗ 
wurf einer Fiſcherei-Ordnung für die Binnen-Gewaͤſſer der Provinz Preußen wird jetzt der 
verfaſſungsmaͤßigen Pruͤfung durch das Staats-Miniſterium unterworfen. 

II. 3. Ebenſo wird der erſt vor Kurzem eingereichte Entwurf zur naͤheren Beſtimmung 
der Geſetze wegen des Einzelnhuͤtens des Viehes und anderer Unordnungen bei Ausuͤbung 
der Viehweide noch einer nähern Prüfung unterworfen. 

II. 4. Die von Sr. Majeſtaͤt dem Koͤnige zu einem Meliorations-Fond der Provinz 
beſtimmten Abzahlungen auf die Vorſchuͤſſe zur Foͤrderung der gutsherrlich-baͤuerlichen Regu⸗ 
lirungen, werden erſt vom Jahre 1843 ab fuͤr jenen Zweck zur Dispoſition kommen. 

II. 5. In dem Entwurfe eines allgemeinen Gewerbe-Polizei-Geſetzes, welcher dem 
Landtage vorgelegt wird, ſind auch die erforderlichen Beſtimmungen wegen des Abdeckerei— 
Weſens enthalten. | 

II. 9. Ueber das Strafrecht der Gutsherren gegen das Geſinde find die noͤthigen Be⸗ 
rathungen erfolgt, die Beſchlüſſe des Staats-Miniſterii find Sr. Majeſtaͤt vorgelegt und es 


ſteht die Allerhoͤchſte Entſcheidung zu erwarten. 
9 * 
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II. 11. Die Vorarbeiten, welche ſich auf die beantragte Uebernahme der Koſten der 
Criminal-Jurisdiction von Seiten des Staats beziehen, ſind ihrer Beendigung nahe. 

II. 14. Die Verhandlungen über Einrichtung eines Peuſions-Inſtituts für Lehrer an 
den hoͤheren Unterrichts-Anſtalten, ſind zwar fortgeſetzt worden, haben aber noch zu keinem 
Reſultate gefuͤhrt. ; 

II. 15. Nachdem des Königs Majeftät durch die Allerhoͤchſte Kabinets-Ordre vom Bten 
Dezember 1836 (Geſ.-S. No. 1763) anbefohlen haben, daß Gott der Bank- und See— 
handlungs-Scheine und der Pommerſchen Bankſcheine, welche ſaͤmmtlich nur in einem klei— 
nen Kreiſe circuliren, Kaſſen-Anweiſungen ausgegeben werden ſollen, iſt dafuͤr geſorgt wor— 
den, daß die Beduͤrfniſſe des allgemeinen Verkehrs ſicherer durch dies Papiergeld befriedigt 
werden, beſonders da von den Behoͤrden darauf gehalten werden ſoll, die bei den Kaſſen 
eingehenden kleineren Anweiſungen durch Verwendung zu den Ausgaben baldigſt wieder in 
Umlauf zu ſetzen. Die Steuerpflichtigen werden daher keine Muͤhe haben, ſich ihren Bedarf 
zu den Steuerzahlungen zu verſchaffen, daher auch Seine Majeſtaͤt keine Veranlaſſung ges 
funden haben, die fruͤheren Beſtimmungen wegen des Strafagio, welchem bei einiger Auf— 
merkſamkeit und Vorſorge kein Steuerpflichtiger leicht unterliegen wird, durch die neuen 


wegen der Kaſſen-Anweiſungen ergangenen Verordnungen aufzuheben. 


II. 16. Der wegen Aufhebung des Perſonal-Schutzgeldes der Dominien des Regierungs- 
Bezirks Danzig zu erſtattende Theil des in den Jahren 1820 bis 1834 zu den Steuer-Kaſſen ab— 
gefuͤhrten Schutzgelder-Fixums iſt der Regierung zu Danzig, behufs der Auszahlung an die Em— 
pfangs⸗Berechtigten, vollſtaͤndig uͤberwieſen worden. In ſoweit ſich die letztern noch nicht im Be⸗ 
ſitze der liquidirten Beträge befinden, ſtehen Legitimations-Maͤngel entgegen, auf deren Beſeitigung 
nur durch die Betheiligten ſelbſt hingewirkt werden kann. 

II. 21. Der Verbeſſerung der Land- und Waſſer-Kommunikationen in der Provinz iſt 
fortwaͤhrend die moͤglichſte Sorgfalt gewidmet worden. 
| Die Statuten der Geſellſchaft zur Erbauung einer Chauffee von Inſterburg nach ۶ 
lacken auf Aktien, haben die Allerhoͤchſte Genehmigung erhalten. 

Ruͤckſichtlich der Statuten der Geſellſchaft zur Erbauung einer Aktien-Chauſſee von 2 
nigsberg nach Neuhauſen wird erwartet, daß die noch beſtehenden Hinderniſſe bald werden hin⸗ 
weggeraͤumt werden, nachdem ſogar die Erhebung des e den, Unternehmern ſchon 
jetzt nachgelaſſen iſt. 

Den Bau der Staatsſtraßen anlangend, ſo iſt: 

1. Der Bau der Chauſſee von Taplacken uber Inſterburg, Gumbinnen und Stallupoͤhnen bis 
zur ruſſiſchen Grenze bei Eoblahnen, ı mit alleiniger MAR. der kurzen Strecke durchs Pregelthal 
bei Taplacken, beendigt. a 
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2. Der Bau der Straße von Bartenſtein nach Biſchofsburg, fo wie der Seitenzweige von Barz 
tenſtein nach Raſtenburg und von Roͤſſel nach Wendehnen iſt ſeit zwei Jahren in der Ausfuͤhrung 
begriffen, ſchreitet aber wegen gaͤnzlichen Mangels an Arbeitsluſt unter den Tageloͤhnern der Umge⸗ 
gend nur langſam vorwaͤrts. 

3. Der Bau der Chauſſee-Strecke von Tilſit bis Miekieten durchs Memelthal iſt in der 
Ausfuͤhrung begriffen. 

4. Die Verlaͤngerung der Preußiſch-Hollaͤnder Straße uͤber Liebemuͤhl nach Oſterode iſt bis 
etwa eine Meile bis Gruͤnhagen beendigt. Fuͤr den uͤbrigen Trakt werden die Vorarbeiten gefertigt, 
doch hat wegen Mangels an disponiblen Fonds der Fortbau einſtweilen ausgeſetzt werden muͤſſen. 

5. Die Verbindungs-Straße von Marienwerder über Kurzebrack bis zur Danziger Chauſſee 
bei der gemauerten Muͤhle, ſo wie 

6. von Niedergruppe bis Graudenz ſind ihrer Vollendung nahe. 

Was endlich die Verbindung der oberlaͤndiſchen Seen betrifft, fo find die erforderlichen tech— 
nifchen Vorarbeiten bis jetzt der Central⸗Verwaltung noch nicht zur Prüfung eingereicht worden. 
Dieſe muß aber der weiteren Entſchließung uͤber den Antrag vorangehen. 

II. 23. Ueber die Frage: ob durch die Vermehrung der Pferde-Diebſtaͤhle in der 
Provinz ſeit der Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom Aren Auguſt 1832 wirklich eine Veraͤn⸗ 
derung der jetzigen Geſetzgebung nothwendig gemacht werde? ſind Eroͤrterungen veranſtaltet 
worden. Durch dieſe hat ſich nun allerdings eine ſolche Vermehrung der gedachten Verbre— 
chen herausgeſtellt. Allein es iſt der Zweifel uͤbrig geblieben, ob nicht hauptſaͤchlich in dem 
großen Verluſte von Pferden, welchen das Königreich Polen während der Inſurrection ert 
ten hat, und in dem dadurch geſteigerten Preiſe derſelben, durch welche der Reiz zum 
Diebſtahl vermehrt wurde, der Grund derſelben liege. 

Deſſenungeachtet iſt die Nothwendigkeit geſetzlicher Anordnungen erkannt worden, zu 
welchen die weitern Einleitungen getroffen werden: 

II. 26. a. Wegen der ungleichartigen Klaſſifikations-Saͤtze bei Beſteuerung der Kauf⸗ 
leute zu Koͤnigsberg und Danzig, iſt der Herr Ober-Praͤſident unterm 18ten Dezember v. J. 
mit ausfuͤhrlicher Anweiſung verſehen und iſt zu erwarten, daß die demſelben aufgetragenen 
Maapßregeln die vorhandenen Mißbraͤuche entfernen werden, welche zunaͤchſt die Ungleichar⸗ 
tigkeit der Beſteuerung veranlaſſen. 

Berlin, den 7ten Februar 1837. 

Königliches Staats⸗Miniſterium. 
(gez.) v. Altenſtein. v. Lottum. v. Brenn v. Kamptz. Mühler. 
Für den Kriegsminiſter. 
Ancillon. v. Schöler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. 
Rother. v. Alvensleben. 
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Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen 6 2c. 
Entbieten Unſern zum ſechſten Preußiſchen Provinzial⸗Landtage verſammelt geweſenen getreuen 
Staͤnden Unſern gnaͤdigen Gruß und wiederholen denſelben die den vorigen Landtagen ertheilte 
Zusicherung Unſerer Zufriedenheit mit der auch dieſes Mal wieder bethaͤtigten Geſinnung treuer 
Anhaͤnglichkeit und mit dem bei Erledigung der Geſchaͤfte bewieſenen Eifer. 


Was nun 
E. 


die dem Landtage vorgelegten Propoſitionen 
anlangt, ſo wollen Wir 


Taubſtum⸗ 1) von Errichtung einer Taubſtummen-Schule in Graudenz zur Zeit abſtehen, Uns jedoch 
e für den Fall, daß das Beduͤrfniß einer zweiten Schule dieſer Art dringender hervortreten ſollte, 
die Verbindung derſelben mit dem Seminarium zu Graudenz vorbehalten. 


Semerbe, poli- 2) Die Erklärung des Landtags uͤber den ihm vorgelegt geweſenen Entwurf eines allge⸗ 
TO meinen Gewerbe⸗Polizei-Geſetzes wird bei der definitiven Berathung uͤber dieſes Geſetz mit den 
Erklärungen der andern Provinzen zuſammengeſtellt und in Erwaͤgung gezogen werden. 


Daſſelbe wird ſtattfinden hinſichtlich der Erklaͤrungen uͤber die Entwuͤrfe 
Theilnahme⸗ 


ee 3) eines Geſetzes wegen naͤherer Beſtimmung der den Mitgliedern der Land⸗ und 
e Stadtgemeinden an den laͤndlichen ی‎ und GE, derſelben zuſtaͤn⸗ 
"meinder digen Rechte; ۳ 

0 

Befeſtigung 4) einer Verordnung wegen Beſeſigung der Sandſchellen und Abwendung der Verſan⸗ 
ka dungen im Binnenlande BE | Er 


R 
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5) der Declaration der Staͤdte-Ordnung vom 19. November 1808 hinſichtlich der Penſions- Penfions » Bes 
Berechtigung der auf ſechs Jahre gewählten beſoldeten Magiſtrats-Perſonen; Reng 


6) der Verordnung Über die Befugniſſe der Kreisſtaͤnde, Namens der Kreis- Corporation Kreisſtändiſche 
Ausgaben zu beſchließen; Befugniſſe. 
7) und einer allgemeinen Wege-Ordnung. 1 


8) Die Entwuͤrfe des Provinzial⸗Rechts werden, dem Antrage Unſerer getreuen Staͤnde ای‎ 
gemäß, denſelben bei ihrer nächften Zuſammenkunft wieder vorgelegt werden. * 

9) Hierbei wird auch die anderweite Vorlegung des Geſetz-Entwurfs uͤber die Erbfolge Erbfolge in die 
in die Ritterguͤter erfolgen, über welchen der Landtag kein ſpecielles Gutachten abgegeben hat, Nittergüter. 
damit demnaͤchſt die Berathung darüber in Verbindung mit der Aber das Provinzial-Recht 
vorgenommen werden koͤnne. 

10) Was das Capital anlangt, welches aus dem Verkaufe der im Jahre 1815 dem Capital des 
Departement Litthauen geſchenkten Demobilmachungs-Pferde geloͤſt worden iſt, ſo genehmigen nn 
Wir, daß dem Wunſche des Landtags gemäß, daſſelbe den Landestheilen jenes Departements, E 
als eine ewige Stiftung verbleibe und daß dieſe Stiftung von der Regierung zu Gumbinnen ſchenkten 
verwaltet und der Provinzial-Armenpflege, inſonderheit der Unterſtuͤtzung der in der Provinz . 
befindlichen Invaliden, ſowie der Familien der vor dem Feinde gebliebenen Unterofficiere und 
Soldaten beſtimmt werde. 

Der Antheil der einzelnen Kreiſe an dem | Capital ſoll nach der Seelenzahl ermittelt, und 
dasjenige, was nach Unterſtuͤtzung der Invaliden und der obgedachten Familien uͤbrig bleibt, 
zur Pflege der Landarmen in den Kreiſen verwandt werden. Die den betheiligten Landestheilen 
angehoͤrigen Mitglieder der Commiſſion fuͤr das Land-Armen-Weſen ſollen ebenſo befugt, als 
verpflichtet ſein, von der ſicheren Unterbringung des Fonds und deſſen Verwaltung Kenntniß zu 
nehmen, um die erforderliche Auskunft ertheilen, und wegen der Verwendung und oͤffentlichen 
Rechnungslegung die ihnen als nothwendig erſcheinenden Anträge machen zu können. Endlich 
geſtatten Wir auch für den Fall, daß kuͤnftig in den Gegenſtaͤnden, für welche nach Obigem 
die Stiftung beſtimmt iſt, Aenderungen eintreten, oder zur Erreichung des bezeichneten Zwecks 
nicht ſaͤmmtliche Einnahmen erforderlich ſein ſollten, die Abgeordneten des betheiligten Bezirks 
wegen Subſtituirung anderer nuͤtzlicher und bleibender Zwecke Vorſchlaͤge thun koͤnnen, bei 
welchen jedoch immer vorausgeſetzt werden muß, daß die Verſorgung der Kreis-Armen, inſon⸗ 
derheit aber der Invaliden und der Familien gebliebener Unterofficiere und Soldaten ſicherge⸗ 
ſtellt bleibe. — 

Die Straf⸗ u. 


11) Da Unfere getreuen Stände Behufs der von ihnen verlangten Erklaͤrun g über die Veſſerungs⸗ 
Anſtalt 5 


Trennung der Straf⸗Anſtalt von der Befferungd = Anflalt zu Graudenz noch nähere Ermittelungen Graudenz 


für nothwendig angeſehen und deshalb ſich die Abgabe ihres Gutachtens vorbehalten haben, fo 
erwarten Wir ſolche vom naͤchſten Landtage. Bis dahin muß es bei der zeitherigen Einrichtung 
verbleiben. 
1 12) Dasjenige, was Unſere getreuen Staͤnde auf die ihnen vorgelegten, die Verwaltung 
der Landgemeinden betreffenden Fragen erklaͤrt haben, hat Uns nicht die Ueberzeugung geben 
koͤnnen, daß eine geſetzliche Beſtimmung über dieſen Gegenſtand wirklich erforderlich fei. 

Wir muͤſſen daher in die in jeder Gemeinde individuell geſtalteten Verhaͤltniſſe, an welche 
dieſelbe gewoͤhnt ifl, und welche wieder mit den haͤuslichen und privatrechtlichen Verhaͤltniſſen 
aller Einwohner im innigſten Zuſammenhange ſtehen, durch eine allgemeine Anordnung einzu: 
greifen, zur Zeit um fo groͤßeres Bedenken finden, als auch bei der Verwaltung das Beduͤrfniß 
einer ſolchen ſich nicht gezeigt hat, vielmehr die wenigen zur Entſcheidung gekommenen zweifel— 
haften Faͤlle bis jetzt durch adminiſtrative Entſcheidungen nach allgemeinen Grundſaͤtzen des 
Rechts und der Billigkeit ohne Schwierigkeit zu erledigen geweſen ſind. Jedoch werden Wir 
dieſen durch die fruͤheren Antraͤge der Staͤnde in Anregung gebrachten Gegenſtand fortwaͤhrend 
im Auge behalten laſſen, und wenn ſich das Beduͤrfniß geſetzlicher Anordnungen ergeben ſollte, 
dem Landtage die diesfalls erforderliche Propoſition vorlegen laſſen. 

II. 
Die ſtaͤndiſchen Petitionen betreffend. 

Die Simultan⸗ 1) Wenn der Landtag ſich Uber die von Unſerm Miniſter der geiftlichen und Unterrichts: 
SCHO Angelegenheiten hinſichtlich der Simultans Schulen und Simultan-Seminarien getroffenen Uns 
minarien. ordnungen beſchwert, und um deren Aufhebung bittet, ſo ſcheint derſelbe zum Theil von falſchen 
Vorausſetzungen Aber dasjenige auszugehen, was unter dem Worte Simultan-Schule ver: 

ſtanden wird. In Orten, in welchen die Mehrheit der Einwohner einer Confeſſion zugethan iſt, 

und daher auch ein Schullehrer dieſer Confeſſion gewählt wird, gleichwohl aber auch nach $. 10. 

Tit. 12. Theil II. des Allgemeinen Landrechts den Kindern der zu einer andern Confeſſion ge— 

hoͤrigen Minderzahl der Einwohner der Beſuch der Schule geftattet iſt, beſteht keine Simultan⸗ 

Schule, daher denn auch hinſichtlich der Schulen dieſer Art keine Veraͤnderung beabſichtigt wird. 

Simultan⸗ Schulen find vielmehr nur ſolche, wo den verſchiedenen Confeſſions-Verwandten ruͤck⸗ 

ſichtlich des zu erwaͤhlenden Lehrers ein gleiches Recht zuſteht, dergeſtalt, daß wenn die Schule 

nur Einen Lehrer hat, dieſer abwechſelnd evangeliſcher oder katholiſcher Confeſſion ſein muß, oder 

wenn mehrere Lehrer an der Schule angeſtellt ſind, dieſe von den verſchiedenen Confeſſionen fein 

muͤſſen. Nur auf die Schulen der letzteren Art beziehen ſich die von Unſerm Miniſter der geiſt⸗ 

lichen und Unterrichts- Angelegenheiten getroffenen Anordnungen, bei welchen es auch fein Bes 

wenden behält, da in Elementar⸗Schulen der Religions⸗Unterricht immer die Grundlage des 


ganzen 
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ganzen Unterrichts fein muß, und dieſe Grundlage in den Simultan= Schulen nicht geſichert 
ſein wuͤrde. 


Indeſſen wird die Einrichtung von abgeſonderten Confeſſions-Schulen nur da verlangt 
werden, wo die Confeſſions-Gemeinden die Mittel zu deren ausreichender Dotation beſitzen, ſowie 
denn auch die Bildung neuer Simultan-Schulen und die Vereinigung vorhandener Confeſſions⸗ 
Schulen da geſtattet werden fol, wo die Einrichtung von Simultan-Schulen entweder durch 
Mangel an zureichenden Mitteln fuͤr abgeſonderte Confeſſions-Schulen geboten, oder das Werk 


freier Entſchließung der von ihren Seelſorgern berathenen Gemeinden iſt, und der Genehmigung 
ſonſt kein Bedenken entgegenſteht. 


Daraus, daß der Religions-Unterricht die Grundlage des Elementar-Unterrichts bleiben 
muß, ergiebt ſich auch von ſelbſt die Nothwendigkeit, in verſchiedenen Seminarien für die Aus⸗ 
bildung derer, welche fich dem Lehrerſtande für die Elementar-Schulen widmen wollen, nach 
Verſchiedenheit der Confeſſion zu ſorgen. Nach Umſtauͤnden, die fuͤr eine Ausnahme ſprechen, ſoll 


aber einzelnen Candidaten der einen Confeſſion der Beſuch des für die andere Confeſſion beſtimm— 
ten Seminars nicht verſagt werden. 


2) Den Antrag Unſerer getreuen Stände, für diejenigen, welche fi chnicht dem Stande Einrichtung 
des Gelehrten im engern Sinne, wohl aber einem ſolchen Berufe widmen wollen, welcher eine Gena 
höhere wiſſenſchaftliche Ausbildung erfordert, ein Real-Gymnaſium in einer der größern Staͤdte 
der Provinz zu errichten, find Wir zu gewaͤhren geneigt, und haben Unſerm Miniſter der geiſtlichen 
und Unterrichts Angelegenheiten hierüber weitere Eroͤrterung und Berichtserſtattung anbefohlen. 


3) Aus den Öffentlichen Discuffionen, welche über die angebliche nachtheilige Einwirkung der Einwirkung 
Gymnaſial⸗Einrichtungen auf die Geſundheit der Zoͤglinge ſtattgefunden haben, iſt bereits Veran⸗ GER 
laſſung genommen worden, eine gründliche Unterſuchung dieſes Gegenſtandes anzuordnen und das aer Außand 
Erforderliche zu verfuͤgen. Die Gymnaſial⸗Directoren werden hierauf nicht unterlaſſen, in den STE 
Schulnachrichten, welche in dem von jedem Gymnaſio jährlich auszugebenden Programme ent⸗ 
halten ſein muͤſſen, das Ergebniß dieſer Unterſuchung und den Inhalt der dies fallſigen Verfügung, 
ſoweit er ſich zur Öffentlichen Bekanntmachung eignet, zur Kenntniß des betheiligten Publikums 
zu bringen. 


4) Dem Antrage, daß für die Abloͤſung der bei den gutsherrlich⸗baͤuerlichen Regulirungen Bäuerliche 
vorbehaltenen Huͤlfsdienſte gewiſſe Normal⸗Preiſe feſtgeſetzt werden möchten, haben Wir durch Regulirungen. 
Unfere unterm 17. Februar 1838 erlaſſene und durch die Geſetzſammlung publicirte Beſtimmung 
entſprochen. 


Dagegen find alle diejenigen Umſtaͤnde, welche der Landtag ruͤckſichtlich der Verhaͤltniſſe 
der Daniker und anderer aͤhnlicher Arbeiter vorgeſtellt hat, bereits bei Erlaß der Declaration vom 
10 


10. Juli 1836 ſorgfaͤltig erwogen worden, daher Wir Uns nicht bewogen finden koͤnnen, eine 


anderweite Beſtimmung zu treffen. 
e 5) Ueber den Antrag Unſerer getreuen Staͤnde wegen Aufhebung des in der Weſtpreußi⸗ 
kulmiſchen ſchen Regierungs⸗Inſtruction vom 21ſten September 1773 fuͤr den Adel in den ehemaligen 
GE Palatinaten Kulm, Marienburg und Pomerellen ausgeſprochenen Verbots letztwilliger ۵۶ 
Güter. Jungen uber unbewegliche Güter, haben Wir eine Berathung im legislativen Wege ange: 
ordnet, und behalten Uns die weitere Beſchlußnahme vor. 
Verhältniſſe 6) Ueber Feſtſetzung der rechtlichen Verhaͤltniſſe der Inſtleute haben Wir unterm Sten 
GER Auguſt v. J. Beſtimmung getroffen, durch deren Bekanntmachung vermittelft der Amtsblaͤtter 


der Provinz die Sache erledigt iſt. 


erg 7) Auf die verſchiedenen hinſichtlich der Criminal-Rechtspflege in Anregung gebrachten 
Gegenſtaͤnde ertheilen Wir folgende Beſcheide: 
) ad I. 


927 Der Antrag wegen Ueberweiſung der Unterſuchung und Beſtrafung des erſten kleinen ge— 
nen gemeinen meinen Diebſtahls an die Polizei-Behoͤrde wird bei der bereits angeordneten Bearbeitung einer 
SES Verordnung über ein ſummariſches Verfahren in Criminal-Unterſuchungs-Sachen in beſondere 
Erwaͤgung genommen werden. 
ad II. 
Verpflegung Es wird zwar allenthalben auf Verminderung der Koſten fuͤr die Verpflegung der Gefan⸗ 
de ne genen hingewirkt, weshalb auch insbeſondere die Beſorgung derſelben durch diejenigen, welche 
bei den anzuſtellenden Licitationen Mindeſtfordernde bleiben, angeordnet worden iſt. In der 
Natur der Sache liegt es aber, daß bei kleinen Gerichten, bei welchen ſich nur wenige Gefan— 
gene befinden, die Verpflegung ſich theurer herausſtellen muß, als in größeren Anſtalten, daher 
es unzuläßig iff, einen gewiſſen Verpflegungs⸗Satz für alle Orte gleichmaͤßig zu beſtimmen. 
ad III. 
Detention bis Durch eine Verfuͤgung Unſeres Miniſters des Innern und der Polizei vom 18ten März 
zum Nachweiſe e le er, ; 
der Beſſerung. v. J. iſt bereits angeordnet worden, daß die zur Detention in einer Strafanſtalt bis zur 62 
rung reſp. bis zum Nachweiſe eines ehrlichen Erwerbes zum erſten Male Verurtheilten, ihres 
Arreſtes ſogleich nach Verbuͤßung der ihnen auferlegten Strafe entlaſſen werden Toten, wenn 
ihr Betragen während der Strafzeit annehmen läßt, daß fie ſich {hon gebeſſert haben, und 
reſp. Willens ſind, ſich fernerhin ehrlich zu ernaͤhren. 
ad IV. 


Deportation. Ueber die Deportation der Verbrecher find bereits mit auswaͤrtigen Regierungen Verhand⸗ 
lungen gepflogen worden, die aber zu keinem Reſultat geführt haben, da ſich bisher kein Staat 
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zur Uebernahme ſchwerer Verbrecher hat verſtehen wollen, dieſelben auch in den vereinigten 
Staaten von Nordamerika nicht weiter zugelaſſen werden; Wir haben indeſſen Unſerm Staats⸗ 
Miniſterium aufgetragen, dieſen Gegenſtand ferner zu beachten. 


ad V. 

Die Vorausſetzung, daß der Arbeitsverdienſt der Gefangenen in der Straf-Anſtalt zu Koſten für die 
Graudenz den zur Tragung der Criminal-Koſten Verpflichteten nicht zu Gute gerechnet, viel⸗ ی یی‎ 
mehr von benfelben der volle Betrag, welchen der Unterhalt der Sträflinge erfordert, erhoben a 
werde, beruht auf einem Mißverſtaͤndniſſe. Denn nach der Generals Ueberficht der Verwaltung 
der Straf⸗Anſtalt zu Graudenz pro 1836 koſtete ein Straͤfling durchſchnittlich: 

1) für die Bekoͤſtigun dnn... II 90۲ 27 Sgr. I pf. 


2) = Bekleidung ۱ . „ 5 18 + 1 < 
3) an ſonſtigen Unterhaltungs- und E Koſten Cfür 
Lagerung, Reinigung, Heitzung, Beleuchtung, Aufficht ꝛc.) 24 = 6 = 9: 


alſo Aberhaupt = 44 Rthlr. 21 Sgr. 11 pf. 
Der arbeitsfaͤhige Straͤfling, zum vollen Penſo verdiente 14 Rthlr. 17 Sgr. 3 pf. 


Ein ſolcher Straͤfling koſtete mithin noch.. .. 30 Rthlr. 4 Sgr. 8 pf. 
Wenn alſo der von dem Verpflichteten zu zahlende Betrag 
auf E ‚ ꝛ P مه‎ Ä e e 2 Rthlr. bes Sgr. — pf. 


feſtgeſetzt worden iff, fo bleibt noch eine Summe von . = 6 Rthlr. 4 Säz 8 pf. 
aus Staatd-Fonds für jeden Kopf zuzuſchießen. 

Dieſer Zuſchuß wird durch die nur bei der Einlieferung zu entrichtenden, auf 2 Rthlr. für 
den Kopf. feſtgeſetzten Annahmegelder um fo weniger gedeckt, als der durchſchnittliche Yrs 
beitsverdienſt nur 9 Rthlr. 28 Sgr. 7 pf. betraͤgt. Balancirt man dieſ en gegen den Ge⸗ 
ſammtbetrag der Unterhaltungs-Koſten eines Straͤflings, fo erhöht ſich der aus Staats-Fonds 
fiir den Kopf durchſchnittlich zu deckende Zuſchuß auf 10 Rthlr. 23 Sgr. 4 pf. 

In Folge deſſen, und da es nicht zuläßig iſt, die allgemeinen Verwaltungskoſten von der 
Berechnung auszuſchließen, koͤnnen Wir dem Geſuche wegen Herabſetzung der gegenwaͤrtig be⸗ 
ſtimmten, verhaͤltnißmaͤßig geringen Quote, welche die Verpflichteten fuͤr die Unterhaltung eines 
Civil⸗Sträflings zu zahlen haben, nicht willfahren. 

Was die Koſten für die Landwehr Straͤflinge anlangt, fo werden folche jetzt nirgends 
von den Privat-Jurisdictionarien und Kaͤmmerei⸗Kaſſen gefordert, es muß daher in Bezug auf 
dieſe Straͤflinge der diesfaͤlligen Beſchwerde Unſerer getreuen Staͤnde ein Irrthum zum 
Grunde liegen. i 10 * 


ER, ار‎ 


Dieſe Koſten trägt nämlich der Militair Fond (Feſtungs-⸗Baufond,) und nur in den 
Faͤllen, wo der Landwehr-Straͤfling eignes Vermögen beſitzt, oder die zu feiner Alimentation 
in subsidium verpflichteten Verwandten bemittelt ſind, werden dem Militair-Fond die fuͤr die 
Verpflegung und Bekleidung erforderten Koſten von 39 Rthlr. 2 Sgr. 9 pf. jaͤhrlich erſtattet, 
hierbei jedoch keine Verguͤtung für Caſernement, Bewachung und ſonſtige General-Koſten in 
Anrechnung gebracht. 

Wie gering aber die Zahl ſolcher bemittelten Straͤflinge iſt, geht daraus hervor, daß 
unter 70 Landwehr⸗Straͤflingen, welche zur Zeit in Graudenz Feſtungsſtrafe erleiden, nur 
4 ſich befinden, aus deren Vermoͤgen die Verpflegungs⸗ und Bekleidungskoſten erſtattet 
werden, und daß im Anfange dieſes Jahres ſelbſt nur ein bemittelter Straͤfling vor— 
handen war. | 

Fur alle übrige muß der Feſtungs-Baufond die Koſten tragen. Der eventuell zu 
erſtattende Betrag kann daher nicht weiter heruntergeſetzt werden, ohne den gedachten Fond 
noch mehr zu belaſten, als dies {hon jetzt der Fall iff, Der Arbeitsverdienſt kann hierbei 
um ſo weniger in Betracht kommen, als die zu verrichtenden Erdarbeiten keinen erheblichen 
Gewinn darbieten und es Schwierigkeiten hat, dergleichen Arbeiten bei der Feſtung Aber, 
haupt noch aufzufinden. 

Unſere getreuen Staͤnde werden es daher ſchon als einen nicht unbedeutenden Vortheil 
anſehen koͤnnen, daß die Privat-Jurisdictionarien und Kaͤmmerei-Kaſſen zur Unterhaltung 
der Landwehr⸗Straͤflinge in den Feſtungen bis jetzt noch gar nicht herangezogen werden. 

Ve 8) Die das Verfahren bei Holz-Defraudationen betreffenden Anträge werden bei der im 
Werke begriffenen Reviſion des Holz-Diebſtahls-Geſetzes vom 7ten Juni 1821 beruͤckſichtigt 
und erledigt werden. — Was aber insbeſondere die in Antrag gebrachte Einſchaͤr fung 
der Vorſchrift der Provinzial-Forſt-Ordnungen anlangt, nach welcher ein jeder, welcher 
Holz zum Verkauf in die Staͤdte bringt, mit einem Atteſte verſehen ſein ſoll, aus welchem 
ſich ſeine Befugniß zu deſſen Verkauf ergiebt, ſo ſind die Regierungen ſchon jetzt mit einer 
dieſen Antrag betreffenden Anweiſung verſehen worden. 
der Gee 9) Ueber die Beſchwerden wegen Ausdehnung einiger Geſetze auf Landestheile, in wel: 
auf Landes⸗ chen ſie nicht publicirt ſind, und uͤber unrichtige Anwendung derſelben, haben Wir von den 
ae Hen betheiligten Miniſterien Auskunft erfordert, und geben darauf Unſern getreuen Staͤnden Fol⸗ 
publicirt ſind. gendes zu erkennen. ۱ 


۱ ۱ ad 1. 

Was zunaͤchſt die Sehen Unvertraͤglichkeit der von den Behörden wegen der Baus 
Erlaubnißſcheine getroffenen Anorduungen mit den Beſtimmungen des Zufaßes 8. des Oſt⸗ 
preußiſchen Provinzialrechts betrifft, fo find Unſere Miniſter ſowohl des Innern und der 

Polizei, 


Polizei, als der Juſtiz angewieſen, dieſen Gegenſtand unter Zugrundlegung der Ermittelung 
uͤber das Oſtpreußiſche Provinzial-Recht weiter zu verfolgen, und behalten Wir Uns Unſere 
Entſcheidung auf den daruͤber zu erſtattenden Bericht vor. 


ad 2. 


Dem Antrage Unſerer getreuen Staͤnde, der Regierung zu Marienwerder die Beach— 
tung der in dem alten Marienwerder-Rieſenburger Kreiſe beſtehenden Armengeſetze anzube⸗ 
fehlen, iſt dadurch gewillfahrt, daß die gedachte Regierung über die fortdauernde Guͤltigkeit 
der auf die Rechtsverhaͤltniſe wegen der Armenpflege Bezug habenden Beſtimmungen des 
Oſtpreußiſchen Provinzial-Rechts in dieſen mit Weſtpreußen vereinigten Kreiſen von Unſerm 
Miniſter des Innern und der Polizei, aus Veranlaſſung eines Special-Falles, bereits belehrt 
worden iſt. Indem wir dies Unſern getreuen Staͤnden eroͤffnen, muͤſſen Wir dieſelben jedoch 
darauf aufmerkſam machen, daß die §§. 29 — 31. des Weſtpreußiſchen Landarmen-Regle⸗ 
ments vom Ziſten Dezember 1804, und die 99. 10 — 12. der Declaration des Oſtpreußi⸗ 
ſchen vom 16ten November 1805 in den Vorſchriften uͤber die auf das Armenweſen bot 
lichen Rechtsverhaͤltniſſe im Weſentlichen uͤbereinſtimmen. 


ad 3. 


Was die Beschwerde $ uͤber die durch das Pubticandum der. EEN zu Marienwerder 
vom 2ten März 1835 den Beſtimmungen Unſerer Ordre vom 18ten Dezember 1834 gege⸗ 
bene Auslegung anlangt, ſo haben Wir zwar 

ad a. wegen des angegebenen Mißverhaͤltniſſes, welches daraus entſteht, daß von den 
auf abgezweigten Parzellen errichteten Kathen, in ſofern ſie von weniger als 
20 Sgr. Contribution betroffen werden, das volle Schutzgeld von 20 Sgr. erhoben 
wird, daß mithin von denſelben im Ganzen eine hoͤhere Abgabe als von den mit 
mehr als 20 Sgr. Contribution angezogenen und alſo vom Schutzgelde befreiten 
father entrichtet werden kann, eine nähere Prüfung angeordnet. Dagegen ver⸗ 
mögen Mir 

ad b. die Beſchwerde nicht als begruͤndet DEE Denn das Real-Schutzgeld 
war keine gutsherrliche Abgabe, ſondern von jeher eine, kraft des Beſteuerungsrechts 
auferlegte wirkliche Steuer, und nur waͤhrend eines Zeitraums den Dominien gegen 
Entrichtung eines Fixums zur Einziehung uͤberwieſen. Das Recht zur Erhebung des 
Real⸗Schutzgeldes hat daher auch bei den im Beſitze der Dominien befindlichen 
Kathen fortbeſtanden und mußte, wenn es auch von den Dominien, ſo lange ihnen 
die Erhebung zuſtand, nicht ausgeuͤbt wurde, in Kraft treten, s das Real⸗ 
Schutzgeld auf landesherrliche Rechnung wieder erhoben wurde. 


Vertheilung 
der Land⸗Ar⸗ 
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ad c. Das Anführen Unferer getreuen Stände, daß nach dem Publicandum der 2 
rung zu Marienwerder vom 2ten März 1835 das Real- Schutzgeld in dem Falle, 
wenn eine Kathe mehreren Beſitzern gehoͤrt, von jedem der letzteren zum vollen Be— 
trage von 20 Sgr. eingezogen werde, kann nur auf einem Mißverſtaͤndniß beruhen, 
indem weder das gedachte Publicandum eine Beſtimmung der angegebenen Art ۶ 
haͤlt, noch letztere dem erforderten Berichte der Regierung zufolge auf anderm Wege 
erlaſſen iſt. 
10) Auf den Antrag, die Land-Armen-Beitraͤge in den Regierungs⸗ Bezirken Danzig 


EE und Marienwerder auf alle Stufen der Claſſen-Steuer nach einem gleichen Prozentſatze verthei⸗ 
Claſfenſteuer. len zu laſſen, einzugehen, muͤſſen Wir Bedenken tragen. 


Landraths⸗ 
Wahlen. 


Zur letzten Claſſenſteuerſtufe gehoͤren nur ſolche Steuerpflichtige, welche ſelbſt den Armen 
nahe ſtehen, und mit ihrem Einkommen nur das eigne beſchraͤnkte Beduͤrfniß befriedigen. Land⸗ 
armen⸗-Beitraͤge find von ihnen bisher in den Regierungs-Bezirken Danzig und Marienwerder 
nicht entrichtet, und es iſt hiernach angemeſſen, daß nach dem duch Unſere Ordre vom 18ten 
Mai v. J. genehmigten Tarif zu Erhebung der Land-Armen-Beitraͤge die letzte Klaſſenſteuer⸗ 
ſtufe außer Anſatz geblieben iſt. Dagegen liegt die Verpflichtung, die Huͤlfsbeduͤrftigen zu unter⸗ 
ſtuͤtzen, vorzuͤglich den wohlhabenden Einwohnern ob, und deshalb hat in dem Tarif ein mit den 
Claffenfteuer = Stufen ſteigender Prozentſatz der Landarmen-Beitraͤge angenommen werden muͤſſen. 

Die unbedeutende Abweichung von der fortſchreitenden Steigerung des Prozentſatzes in 
einigen Steuerſtufen, welche durch die Nothwendigkeit der Abrundung der Beitragsfuͤtze und die 
Zahl der in den einzelnen Stufen concurrirenden Steuerpflichtigen herbeigeführt iſt, kann für 
jetzt um fo mehr unbetuͤckſichtigt bleiben, als die Landarmen⸗Beitraͤge überhaupt nur gering 
ſind und das Regulativ uͤber die Erhebung derſelben periodiſche Reviſionen des Tarifs vor⸗ 
behalten hat. 

11) Mit der Abſicht, in welcher durch den F. 4. des Reglements vom 26ſten Auguſt 1826 
den Rittergutsbeſitzern in den Kreiſen die Befugniß, aus ihrer Mitte Candidaten zu erledigten 
Landrathsſtellen zu waͤhlen, wieder verliehen worden, iſt die von Unſern getreuen Staͤnden erbe— 
tene weitere Ausdehnung der Waͤhlbarkeit uͤber die Rittergutsbeſitzer anderer Kreiſe der Provinz 
Preußen nicht vereinbar. 

Was Wir mit dieſen Wahlen uͤberhaupt bezwecken, namlich die Verwaltung der Kreife 
vorzugsweiſe in die Haͤnde ſolcher Maͤnner zu geben, welche mit einer genauen Kenntniß der 
Verhaͤltniſſe dieſer Kreiſe ausgeſtattet, bei deren Intereſſen ſelbſt betheiligt find und das befon- 
dere Vertrauen der Kreisbewohner beſitzen, würde unerreicht bleiben, wenn die Wahlen über die 
Rittergutsbeſitzer derjenigen Kreiſe, worin die Landrathsſtellen zu beſetzen find , hinausſchreiten 
und die geſammte Ritterſchaft der Provinz umſaſſen duͤrften ` Zä 


Denn bei dem großen Umfange der Letztern koͤnnte dies dahin führen, daß Uns 1 
Candidaten praͤſentirt würden, welchen die Intereſſen der Kreiſe, worin ſelbige die Verwaltung 
zu leiten haben wuͤrden, durchaus fremd waͤren. 

Aus dieſem Grunde muͤſſen Wir es Uns verſagen, dem Geſuche ſtatt zu geben. 

12) Wir haben bereits vor Eingang des Antrags auf zeitigere Vorlegung der Prepofiz Vorlegung der 
tionen Unſerm Staats⸗Miniſterio anbefohlen, ſolche eine längere Zeit vor Eröffnung des Lands SE 
tags an Uns gelangen zu laſſen, und werden, wenn eine vorgaͤngige Mittheilung derſelben an 
die Mitglieder des Landtages zu beſſerer Erwaͤgung derſelben nothwendig iſt, ſolche anordnen. 

13) Wenn Wir auch wegen der Land-Armen-Angelegenheiten der Provinz, mit welchen Verwaltung 
eine fortwaͤhrende Verwaltung verbunden iſt, die Errichtung eines bleibenden Ausſchuſſes zur „ 
Mitwirkung dabei genehmigt haben, ſo koͤnnen Wir doch die Nothwendigkeit eines ſolchen Aus⸗ 
ſchuſſes hinſichtlich der Theilnahme an der Verwaltung des Provinzial-Landtags-Fonds nicht 
anerkennen, da in der Zeit zwiſchen den Landtagen beſondere Ausgaben bei ſolchem nicht ors 
kommen koͤnnen. Es wird daher nur nothwendig ſein, den ſtaͤndiſchen Deputirten etwa acht 
Tage vor jedem Landtage die Rechnungen uͤber den unter Verantwortlichkeit Unſerer Behoͤrden 
verwalteten Fond zu gruͤndlicher Pruͤfung vorzulegen, und ſie von der Richtigkeit des hiernach 
ſich ergebenden Beſtandes zu uͤberzeugen, damit ſie demnaͤchſt dem Landtage hieruͤber Vortrag 
halten koͤnnen. 

Zu dieſem Zweck haben Wir die Wahl der ernannten Deputirten genehmigt, und Unſeren 
Ober⸗Praͤſidenten angewieſen, wegen Zuſammenberufung derſelben zu obigem Zwecke und wegen 
deſſen, was zur Erreichung des Zwecks erforderlich iſt, das Noͤthige zu veranlaſſen. 

14) Das Geſetz vom 21ſten Juli 1827 hinſichtlich der Laͤnge gewiſſer Gattungen von Enge der 
Schlitten nach dem Wunſche des Landtags zu modificiren, find Wir geneigt und haben, damit chlitten. 
bei Bezeichnung der zu geſtattenden Ausnahmen kuͤnftig um ſo weniger ein Zweifel ſtattfinde, 

Unſeren Ober⸗Praͤſidenten zu Eröffnung beſtimmter Vorſchlaͤge angewieſen. 
Dagegen koͤnnen Wir 

15) auf den Antrag wegen fortdauernder Leiſtung derjenigen Zahlungen, welche mehrere Competenz⸗ 
dortige Städte unter der Benennung „Competenzgelder“ aus den Staats⸗Caſſen früher ems gelder. 
pfangen haben, nicht eingehen. 

Die in Rede ſtehenden Zahlungen beruhen lediglich auf den fruͤheren Kaͤmmerei⸗Einrich⸗ 
tungen und auf der beſtandenen Steuer- und Acciſe⸗Verfaſſung der Städte und hätten Gen 
mit Einführung der Staͤdte⸗Ordnung vom 19fen November 1808 eingezogen werden konnen. 

Nur aus beſonderer Ruͤckſicht auf den damaligen bedraͤngten Zuſtand der Städte haben Wir frie 
her die einſtweilige weitere Zahlung der Kompetenzen geſchehen laſſen, und auch jetzt, wo nach 
Durchfuhrung der allgemeinen Steuer⸗Geſetze jeder Grund zu Helen Zahlungen weggefallen iſt, 


2۱۳۱۲۶ ۶ 
ſteuer der alt: 


berechtigten 
Güter. 
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nur deren ſucceſſive Innebehaltung jährlich mit einem Zehntheil der früher gezahlten Beträge 
angeordnet, um hierdurch den Stadtgemeinden die erforderliche Zeit zur anderweitigen Ordnung 
ihres Gemeinhaushalts zu belaſſen. Daneben iſt einer jeden Stadtgemeinde, welche ſich aus 
irgend einem beſondern Rechtstitel zur weiteren Forderung dieſer Competenz-Zahlungen fuͤr be: 
rechtigt hält, die Ausführung ihrer desfallſigen Anſpruͤche im gewöhnlichen Rechtswege unbes 
ſchraͤnkt verblieben. 

Bei dieſen Unſeren Anordnungen muß es lediglich bewenden, und koͤnnen Wir insbeſondere 
auch auf den Antrag Unſerer getreuen Staͤnde, daß vor Einziehung der Kompetenzen erſt die 
fiskaliſche Inſtanz⸗Klage gegen die bisherigen Empfaͤnger erhoben werden ſolle, einzugehen kei— 
nen Anlaß finden. 

16) Der höhere Ertrag, den die zur Zubereitung und zum Abſatze von Bier und Brannt— 
wein berechtigten Guͤter im Vergleich mit andern fruͤher abwarfen, iſt bei der Veranlagung der 
Grundſteuer nicht nur in der Provinz Preußen, ſondern ganz gleichmäßig auch in den Provinz 
zen Poſen und Schleſien beruͤckſichtigt worden. In Schleſien, Poſen und Oſtpreußen mit 
Litthauen wurde die von dieſem Theile des Geſammt-Ertrages eines jeden Gutes zu entrichtende 
Grundſteuer gleich bei der erſten Veranlagung nach den damaligen Fabrikations- und Abſatz⸗ 
Verhaͤltniſſen unveraͤnderlich feſtgeſtellt. In Weſtpreußen und im Ermlande dagegen wurde dieſer 
Theil der Grundſteuer anfangs unter der Benennung der unfixirten Contribution nach 
dem jedesmaligen Umfange jenes Fabrikations-Zweiges jaͤhrlich neu veranlagt und erſt im 
Jahre 1787 nach dem damaligen Durchſchnitts-Betrage fixirt. Seitdem ſteht die mit Ruͤckſicht 
auf den Ertrag der Getraͤnke-Fabrikation veranlagte Grundſteuer (die Trankſteuer) auch hier der 
von Aeckern, Wieſen oder anderen Gegenſtaͤnden des Ertrages veranlagten Grundſteuer voͤllig 
gleich, und bildet mit der letzteren zuſammen eine Steuerſumme, die in Folge des Abgaben— 
geſetzes vom 30. Mai 1820 jetzt nicht mehr in ihre fruͤheren Beſtandtheile zerlegt, und danach 
verſchiedenartig behandelt werden darf, ſondern nach ihrem ganzen Betrage auf dem geſammten 
ſteuerbaren Ertrage eines jeden Gutes haftet und unveraͤndert fort erhoben werden muß. Auch 
wuͤrde ein Erlaß ſich nicht einmal auf die Trankſteuer beſchraͤnken laſſen, es wuͤrden vielmehr, 
wenn dieſe Steuer deshalb abgeſetzt werden ſollte, weil die Getränke: Fabrikation nicht mehr den 
bei der Steuer-Veranlagung vorausgeſetzten Ertrag gewährt oder gar nicht mehr betrieben wird, 
dann nothwendig auch andere Steuer-Betraͤge erlaffen werden muͤſſen, die ebenfalls urſpruͤnglich 
mit Ruͤckſicht auf damals vorhandene, im Lauf der Zeit aber weggefallene oder geſchmaͤlerte 
Nutzungen und Berechtigungen veranlagt worden ſind. Daraus wuͤrde aber wiederum folgen, 
daß die Grundſteuer anderſeits auch uͤberall da geſteigert werden müßte, wo ſeit der ۵۵۶ 
gung neue Nutzungen hinzugetreten ſind, oder der Ertrag der damals e Gegenſtaͤnd e 
der Beſteuerung ſich erhoͤht hat. GE Der 
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Der Erlaß der Trankſteuer wuͤrde hiernach zu einer voͤlligen Umgeſtaltung und Reviſion 
der geſammten Grundſteuer fuͤhren, welche anzuordnen Wir Bedenken tragen muͤſſen. 

Wir koͤnnen daher den Anträgen Unſerer getreuen Stände nicht Folge geben, muͤſſen viel- 
mehr bei den fruͤher dieſerhalb bereits ertheilten Reſolutionen es lediglich bewenden laſſen. 

17) Der Antrag Unſerer getreuen Staͤnde auf Herabſetzung des Eingangszolles von Zigonand 
Schwediſchem Eiſen und auf Herſtellung guͤnſtiger, den gegenfeitigen Austauſch der Producte cen Eten. 
erleichternder Handelsverhaͤltniſſe mit Schweden, wird näherer Erörterung unterworfen, und bei 
der naͤchſten Declaration der Zoll-Erhebungs-Rolle darauf Bedacht genommen werden, den 
Bezug des dortigen Bedarfs an fremdem Eiſen durch Zoll-Ermaͤßigung ſo weit als thunlich 
zu erleichtern. 

18) Nicht minder ſoll auch der ſtaͤndiſche Antrag wegen Aufhebung des Eingangszolles Cingangazol 
auf fremde Steinkohlen, welche von der Ruſſiſchen Grenze ab, bis zur Weichſel einſchließlich eingeführt Wohlen 
werden, bei der naͤchſten Declaration der Zoll-Erhebungs-Rolle moͤglichſt beruͤckſichtigt werden. 

19) Dem Wunſche Unſerer getreuen Staͤnde, das Fleiſchpoͤkelungs-Geſchaͤft zur ſeewaͤrti⸗ Ermäßigung 
gen Ausfuhr in ſchlachtſteuerpflichtigen Staͤdten, unter Bewilligung eines ermäßigten Steuer- وت‎ = 
ſatzes für die nicht zur Poͤkelung gelangenden, zur ſtaͤdtiſchen Conſumtion verbleibenden Fleiſch— 
theile zu geſtatten, iſt von Unſerm Finanz-Miniſter bereits verſuchsweiſe fuͤr Danzig entſprochen 
worden. Auch fur andere an der Oſtſee belegene ſchlachtſteuerpflichtige Hafenſtaͤdte wird eine 
ſolche Erlaubniß für größere Unternehmungen dieſer Art unter den zur Verhuͤtung von Steuer: 
Verkuͤrzungen nothwendigen Bedingungen nicht verſagt werden, wobei jedoch das Zugeſtaͤndniß 
einer Steuer⸗Ermaͤßigung fir das in der Stadt zur Conſumtion verbleibende Fleiſch auf bie 
jenigen Theile beſchraͤnkt bleiben muß, welche nach den bei der Schlachtſteuer im Allgemeinen 
zur Anwendung kommenden Grundſaͤtzen von der Verwiegung ausgenommen ſind. 

20) Wenn der Landtag bei feinem Antrage auf Zulaſſung des Handelsſtandes zur Theile Salzhandel. 
nahme am Salzhandel nach dem Auslande vorausſetzt, daß der Seehandlungs-Societaͤt hinſicht⸗ 
lich dieſes Handels ein Monopol zuſtehe , fo beruht dies auf einem Irrthume, da die Seehand— 
lung ſich nicht mehr im Beſitze dieſes Monopols befindet. 

Es ſtehen jedoch ſonſt dem Antrage bedeutende Bedenken entgegen, da nach bekannten Er— 
fahrungen zu erwarten iſt, daß bei einer Theilnahme von Privatperſonen am Salzhandel alle 
Controlen zur Sicherung des Salz⸗Monopols nicht ausreichen wuͤrden, wenn nicht zugleich die 
Salzconfeription eingeführt wird. Indeſſen hat Uns der von Unſern getreuen Ständen geaͤußerte 
Wunſch veranlaßt, noch eine Eroͤrterung uͤber die Zulaͤſſigkeit des Antrags und uͤber die im 
Halle der Gewährung einzufuͤhrende Controle anzuordnen. 

21) Wir Haben mit Wohlgefallen erſehen, daß Unſere gerreuen Stände dasjenige, was Chauſſeebau. 
in Gemaͤßheit der in dem Landtags-Abſchiede vom 31. December 1834 ertheilten Zuſicherung 
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und bereits fruͤher fuͤr den Chauſſeebau in der Provinz Preußen geleiſtet worden iſt, dankbar 
anerkennen, und moͤgen dieſelben vertrauen, daß ſoweit die dazu beſtimmten Fonds es geſtatten, 
dieſelbe Sorgfalt den Intereſſen der Provinz auch ferner gewidmet bleiben wird. Auch ſoll mit 
den Vereinen, welche ſich zur Ausfuͤhrung von Chauſſee-Bauten gegen Praͤmien bilden, und 
den zur Ausführung des betreffenden Baues erforderlichen anderweitigen Geldbedarf voͤllig ſicher 
ſtellen, in Unterhandlung ſowohl uͤber den Betrag der aus Staats-Caſſen zu leiſtenden Zuſchuͤſſe, 
als uͤber die Conſtruction der Straße getreten, und die weitere Entſcheidung in Erwaͤgung der 
jedesmal obwaltenden beſonderen Verhaͤltniſſe getroffen werden. 

22) Die Antraͤge unſerer getreuen Staͤnde wegen Ermaͤßigung einiger Tarifſaͤtze des 
Stempelgeſetzes, ſowie wegen Aufhebung der Stempelabgabe fuͤr die Beſtaͤtigung von Fideicommiß⸗ 
Stiftungen, werden Wir bei der nahe bevorſtehenden Reviſion des Stempelgeſetzes in naͤhere 
Erwägung ziehen. 

23) Was die Antraͤge auf Emanation mehrerer Geſetze anlangt, ſo duͤrfen Unſere 
getreuen Staͤnde darauf vertrauen, daß die einer geſetzlichen Regulirung beduͤrfenden Gegen— 
ftände nicht aus den Augen verloren werden, und daß die Erlaſſung der Geſetze fo beſchleunigt 
wird, als es die Gruͤndlichkeit der Berathung im Einzelnen ſowohl, als die Nothwendigkeit, 
im ganzen Gebiete der Geſetzgebung nach allen Richtungen hin gleichmaͤßig vorwaͤrts zu ſchrei⸗ 
ten, irgend zulaͤßt. Dieſelben werden aber auch ermeſſen, daß inſonderheit dann, wenn es 
darauf ankommt, Geſetze fuͤr den ganzen Staat zu erlaſſen, und bei der Berathung die oft 
ſehr von einander abweichenden Beduͤrfniſſe, Vorſchlaͤge und Wuͤnſche der Staͤnde der verſchie— 
denen Provinzen gegen einander abzuwaͤgen, die ſorgfaͤltigſte Eroͤrterung nothwendig iſt, mit 
welcher ſich die im Einzelnen wuͤnſchenswerth ſcheinende Beſchleunigung nicht immer verein 
baren laͤßt. 

Eine ſolche Erörterung hat namentlich das vom Landtage in Anregung gebrachte Armen— 
und Heimaths-Geſetz nothwendig gemacht, welches indeſſen, nachdem die ſchwierige Bearbei— 
tung der Sache bei Unſerem Staats-Miniſterio erfolgt iſt, bereits dem Staats-Rathe vorliegt. 

Was die ſonſt in Anregung gebrachten einzelnen Gegenſtaͤnde betrifft, ſo hat 


ad 1. 
eine definitive Entſchließung uͤber die Frage: in welcher Art die Criminal-Gerichts-Ko⸗ 
ſten gedeckt werden ſollen? bis jetzt nicht gefaßt werden koͤnnen. 


ad 2. 
Die Regulirung der Servisſtener betrifft die ſaͤmmtlichen Staͤdte der alten Provinzen des 
Staats und if für das geſammte Staats- Finanz⸗Weſen ſowohl, als für die betheiligten 
Städte ſelbſt, von ſolcher Wichtigkeit, daß Bebufs der Ausgleichung entgegenſtehender Inter⸗ 
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eſſen zu Aufſtellung allgemeiner Grundſaͤtze ein tiefes und gruͤndliches Eingehen in alle Bers 
haͤltniſſe erforderlich, hierdurch aber von ſelbſt ein nur langſames Vorſchreiten zum Ziele be— 


dingt iſt. ad 3 


Der Entwurf einer Verordnung wegen des Einzeln-Huͤtens des Viehes iſt vorbereitet und 
wird dem naͤchſten Landtage zur Begutachtung vorgelegt werden koͤnnen. 


ad 4. 
Die Angelegenheit wegen des Straf- Rechts des Gutsherrn gegen das Geſinde unterliegt 
wegen mehrfacher bei der Sache eingetretener Bedenken noch weiterer Berathung. 


ad 5. 

um ſich zu uͤberzeugen, ob wirklich die Vermehrung der Pferdediebſtaͤhle in dem fruͤher 
beſtandenen aber wieder aufgehobenen Vorbeugungsmittel, oder in andern nur voruͤbergehend 
eingetretenen Umſtaͤnden ihren Grund habe, und ob deshalb die Erlaſſung eines Geſetzes Aber 
dieſen Gegenſtand nothwendig fei oder nicht? iſt es erforderlich geweſen, die Erfahrung mehre⸗ 
rer Jahre zu Rathe zu ziehen, durch welche allein erwieſen werden konnte, ob nach der Beſeiti— 
gung der in Betrachtung kommenden voruͤbergegangenen Verhaͤltniſſe der Uebelſtand von ſelbſt 
und ohne Geſetz aufhören werde oder nicht. Deshalb find von Unſeren Provinzial-Behoͤrden 
die erforderlichen Nachweiſungen uͤber die ſich ergebenden Erfahrungen und Sachverhaͤltniſſe 
erfordert, und nach deren Eingang Unſer Miniſter des Innern und der Polizei beauftragt mer 
den, den Entwurf einer Verordnung anzufertigen und zur Berathung vorzulegen. 

ad 6. 

Da die Polizei-Verwaltung in den Städten ganz, und in den Dörfern theilweiſe den 
Gemeinde- Behoͤrden obliegt, fo iſt früher dafür gehalten worden, daß die Entſchließung Aber 
die von den Staͤnden in Antrag gebrachte Ordnung fuͤr die Landgemeinden und mit derſelben 
über die Organiſation der Orts-Gemeinde-Behoͤrden, abzuwarten fei, bevor über die Verbeſſe⸗ 
rung der ländlichen Polizei im Regierungs-Bezirke Gumbinnen Beſtimmung erfolgen koͤnne. 
Nachdem ſich jedoch aus den deshalb eingereichten Vorarbeiten ergeben hat, daß, wie Wir 
Unfern getreuen Ständen oben unter I. 12. zu erkennen gegeben, zunaͤchſt von Erlaſſung des 
gedachten Geſetzes Abſtand genommen werden muß: ſo ſind bereits die noͤthigen Vorarbeiten 
wegen Befriedigung des Beduͤrfniſſes auf anderm Wege gefertigt worden. Der Erfolg wird 
Unſern getreuen Staͤnden bei ihrer naͤchſten Zuſammenkunft mitgetheilt werden. 


ad 7. 


Der Entwurf einer Fiſcherei-Ordnung fuͤr die Binnen-Gewaͤſſer der Provinz iſt zwar von 
Unferem Ober⸗Praͤſidenten eingereicht worden, die Reviſion deſſelben hat ſich aber vor Eroͤff— 
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nung des Landtages nicht bewirken laſſen, daher Wir das Geſetz Unſern getreuen Ständen bei 
ihrer kuͤnftigen Zuſammenkunft vorzulegen Uns vorbehalten. 


ad 8. 

Ueber die Abloͤſung der Abdeckerei-Gerechtigkeiten enthält der dem Landtage vorgelegt 
geweſene Entwurf des allgemeinen Gewerbe-Polizei-Geſetzes die erforderlichen Beſtimmungen, 
daher mit Erlaſſung dieſes letztern Geſetzes ſich dieſer von den Staͤnden beſonders angeregte 
Gegenſtand erledigen wird. 

ad 9. 

Die Bearbeitung einer Taxe fuͤr die Medieinal-Perſonen iſt im Werke, hat jedoch noch 
nicht beendigt werden koͤnnen. 

Ueber die Lage des der Provinz nach dem Landtags-Abſchiede vom 31ten Dezember 1834 
beſtimmten Meliorations-Fonds iſt Unſer Ober-Praͤſident, dem Landtage bei ſeiner naͤchſten 
Zuſammenkunft die noͤthigen Nachweiſungen vorzulegen authoriſirt. Auch ſoll ſodann demſelben 
uͤber dasjenige, was ſonſt im Verfolg obiger Entſchließungen DEE) verfügt werden wird, 

. Die gewöhnliche Ueberſicht mitgetheilt werden. ۲ 

Uebrigens bleiben Wir Unſeren getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 


Gegeben Berlin, den 28ſten October 1838. 


(gez.) Friedrich Wilhelm. 


(gez.) Friedrich Wilhelm. Kronprinz. 
v. Altenſtein. v. Lottum. v. Kamptz. Mühler. 


v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. v. Alvensleben. 
v. Werther. v. Rauch. 


Landtags ⸗Abſchied 


für 
die Preußiſchen Provinzial-Stände. 
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